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921. Sitzung

Berlin, den 11. April 2014

Beginn: 9.31 Uhr

Prasident Stephan Weil: Liebe Kolleginnen, liebe
Kollegen, ich erdffne die 921. Sitzung des Bundes-
rates.

Zundchst mochte ich Thre Aufmerksamkeit auf die
Ehrentribline lenken. Dort hat der Prdsident des
Standerates der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft, Seine Exzellenz Herr Hannes Germann, mit
einer Delegation Platz genommen. Herzlich willkom-
men!

(Beifall)

Exzellenz! Thr Besuch setzt eine Reihe intensiver
politischer Kontakte zwischen dem Stdnderat der
Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Bun-
desrat fort. Im vergangenen Jahr hatte mein Amts-
vorganger, Herr Ministerprasident Kretschmann, die
Ehre, zu einem offiziellen Besuch in die Schweiz zu
reisen. Heute sind Sie bei uns zu Gast, und Ihre An-
wesenheit ist uns Zeichen freundschaftlicher Verbun-
denheit.

Die Zusammenarbeit zwischen der Schweiz und
Deutschland ist auf vielen Gebieten erfolgreich. Sie
ist unerlasslich und ein wichtiger Baustein im Herzen
Europas. Wir sind und bleiben gute Nachbarn — auch
wenn wir nicht immer und tberall derselben Mei-
nung sind —, die gemeinsam ganz besondere Verant-
wortung fir das Bestehen und die Fortentwicklung
der europdischen Ordnung tragen. Ich freue mich
schon jetzt auf unser Gesprach im Verlauf des Vor-
mittags.

Exzellenz, ich wiinsche Thnen einen angenehmen
Aufenthalt in unserem Hause und eine gute Zeit in
Berlin. Noch einmal: herzlich willkommen!

(Beifall)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor ich mich
nun der Tagesordnung zuwende, mochte ich es nicht
versaumen, unserer Kollegin Frau Staatsministerin
Puttrich sehr herzlich zu ihrem heutigen Geburtstag
zu gratulieren.

(Beifall)

Wir waren uns soeben schon einig: Es gibt nichts
Schoéneres, als seinen Geburtstag im Bundesrat zu-
bringen zu dirfen.

Bereits gestern hatte Herr Ministerprasident
Stanislaw Tillich Geburtstag. Auch Thnen: herzlichen
Glickwunsch, lieber Herr Kollege!

(Beifall)

Ich komme zur Tagesordnung. Sie liegt Ihnen in
vorlaufiger Form mit 39 Punkten vor. Die Punkte 39
und 7 werden nach Punkt 1 aufgerufen. Punkt 33 und
der mit Punkt 35 verbundene Punkt 8 werden nach
Punkt 5 aufgerufen. Die Punkte 36 und 37 werden
nach Punkt 6 behandelt. Im Ubrigen bleibt die Rei-
henfolge unverandert.

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung? — Das
ist nicht der Fall.

Dann ist sie so festgestellt.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Punkte 1 a)
und b) auf:

a) Entwurf eines Gesetzes iiber die Feststellung
des Bundeshaushaltsplans fir das Haushalts-
jahr 2014 (Haushaltsgesetz 2014) (Drucksache
100/14)

b) Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2014
(Drucksache 101/14)

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Ministerprasident
Kretschmann.

Winfried Kretschmann (Baden-Wirttemberg): Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Die wirtschaft-
liche Lage in Deutschland ist gut: niedrige Arbeitslo-
sigkeit, anziehende Konjunktur, steigende Steuerein-
nahmen.

Aber: Unsere Wirtschaft steht im internationalen
Wettbewerb, und dieser wird harter. Die Menschen
in Deutschland werden weniger und alter. Internatio-
naler Wettbewerb und demografische Entwicklung —
zwei groBBe Herausforderungen. Wir missen die Wei-
chen in diese Richtung stellen.
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Der Bundeshaushalt 2014 und die Finanzplanung
sind in Zahlen gegossene Politik. Ich sehe nicht, dass
es an allen Stellen auch eine kluge Politik ist. Wir be-
raten heute tiber ein Zahlenwerk, das meiner Ansicht
nach etwas zu viel Vergangenheit in sich hat.

Die groBe Koalition lobt sich fiir den strukturell
ausgeglichenen Haushaltsentwurf 2014. Einen sol-
chen kann sie jedoch nur vorlegen, weil sie sich kraf-
tig am Geld der Beitragszahler bedient: Sie kurzt den
Zuschuss zum Gesundheitsfonds um 3 1/2 Milliarden
und senkt die Rentenbeitrage nicht, wie gesetzlich
vorgeschrieben, was die Arbeitnehmer um 6 1/2 Mil-
liarden Euro entlastet hatte; das macht 10 Milliarden
Euro, so viel, wie sie zusatzlich in die Rente stecken
will.

Es sind zwar auch richtige MaBnahmen dabei, wie
die Verbesserungen bei der Erwerbsminderungs-
rente. Aber die Rente mit 63 ist falsch; das kann ich
aus gruner Sicht sagen, das ist auch meine personli-
che Meinung. Sie geht an den Anforderungen des
demografischen Wandels vorbei, setzt Anreize fiir
Frihverrentung, verschdarft den Fachkraftemangel
und niitzt auch der Wirtschaft nicht gerade. Dazu
fihrt sie zu steigenden Rentenbeitragen.

Ich darf Franz Muntefering zitieren. Er
nennt die Rente mit 63 , bizarr”. Ich zitiere:

Wenn die Union und meine Partei Mut haben,
dann holen sie noch mal tief Luft und schauen
sich alles noch mal genau an. Es geht besser.

Ich finde, mit dieser Auﬁerung trifft Franz
Miuntefering ins Schwarze. Ich personlich winsche
der Bundesregierung deswegen diesen Mut.

Schauen wir uns die Schwerpunktsetzungen noch
einmal an: Das sind jahrlich etwa 10 Milliarden Euro
zusatzlich fiir die Rente. Fir Bildung, Wissenschaft,
Kinderbetreuung sind es etwa 2 Milliarden Euro.
Diese Gewichtung ist meiner Ansicht nach nicht rich-
tig. In den Haushalt 2014 sind gerade einmal 0,5 Mil-
liarden Euro zusatzlich fir Bildung und Wissenschaft
eingestellt. Die Verwendung dieser Mittel ist immer
noch ungeklart.

Gleiches gilt fur die Entlastung der Kommunen bei
der Eingliederungshilfe. Im Rahmen der Fiskalpakt-
verhandlungen zwischen dem Bund und den Léan-
dern wurde verbindlich vereinbart, dass das Bun-
desteilhabegesetz diese Legislaturperiode in Kraft
gesetzt wird — und damit logischerweise auch die
Entlastungen. Wenn ich mich an die Verhandlungen
uber die Hochwasserhilfen richtig erinnere - ich
meine, das tue ich —, haben wir dieses Ergebnis zwi-
schen Bund und Landern dort bestatigt. Wir mussten
dasselbe sozusagen schon zweimal verhandeln. Im
Vertrag der groBen Koalition steht unter ,Prioritare
MaBnahmen” fir die laufende Legislaturperiode
—ich zitiere —

... die Kommunen (sollen) im Rahmen der Ver-
abschiedung des Bundesteilhabegesetzes im
Umfang von 5 Milliarden jahrlich von der Ein-
gliederungshilfe entlastet werden. Bereits vor
der Verabschiedung des Bundesteilhabegeset-
zes beginnen wir mit einer jahrlichen Entlas-

tung der Kommunen in Hoéhe von 1 Milliarde
Euro pro Jahr.

Im Haushalt 2014 findet sich die Entlastung von
1 Milliarde Euro allerdings nicht wieder. Die Bundes-
regierung will das Bundesteilhabegesetz zwar in die-
ser Legislaturperiode verabschieden, die vereinbarte
Entlastung von jahrlich 5 Milliarden Euro soll aber
erst irgendwann nach 2017 greifen.

Deswegen fordern die Lander und die Kommunen
zu Recht und entschieden, dass die Entlastung von
1 Milliarde 2014 kommt, die Entlastung von 5 Milliar-
den pro Jahr innerhalb dieser Legislaturperiode. Das
ist ein zentraler Punkt fiir das Bund-Lander-Verhalt-
nis und das Vertrauen, das ein funktionierender Fo-
deralismus braucht. Wenn wir verhandeln, sollen sich
alle daran halten.

Ich will aber auch darauf hinweisen, dass Deutsch-
land von der Substanz lebt. Allein fiir die Sanierung
der Verkehrsinfrastruktur waren bis 2017 fast 30 Mil-
liarden Euro notwendig. Neben der Sanierung unse-
rer bestehenden Infrastruktur brauchen wir dringend
noétige Neuinvestitionen. Ich denke nur an die Rhein-
taltrasse, eine der wichtigsten Trassen in Mittel-
europa. Wir miissen hier mit der Schweiz geschlos-
sene Vertrage auch einhalten kénnen. Das geht nicht
ohne zusatzliche Mittel. Die groBe Koalition plant,
gerade einmal 5 Milliarden Euro zuséatzlich in Stra-
Ben und Schienen zu investieren. Ein Teil dieser Mit-
tel dient auch noch dazu, in der alten Finanzplanung
vorgesehene Kiirzungen wieder auszugleichen.

Wir miissen uns vergegenwartigen: Im Jahre 2000
lag die Investitionsquote noch bei 11 1/2 Prozent. Im
Bundeshaushalt 2014 betrdgt sie nur noch mehr als
8 1/2 Prozent. Wir sehen, dass die Bundesregierung
plant, sie bis 2017 etwas weiter abzusenken. Wir
miussen die Investitionen aber kraftig erhohen, den
Sanierungsstau auflésen und damit die Wettbewerbs-
fahigkeit unserer Wirtschaft sichern.

Ich will einfach sagen: Mir steckt in diesem Haus-
haltsentwurf zu viel Vergangenheit. Die Bundesre-
gierung wird damit, wie ich finde, den internationa-
len Herausforderungen durch die demografische
Entwicklung und durch die Wettbewerbsfragen nicht
wirklich gerecht. Wenn ich sehe, in welch hartem
globalen Forschungswettbewerb wir stehen - ich
denke an Zukunftstechnologien wie die E-Mobilitat
bis hin zu neuen Forschungslinien in der Krebsthera-
pie —, scheint es mir notwendig zu sein, dass gerade
wir Lander, in deren Kompetenz diese wichtigen Zu-
kunftsbereiche fallen, darauf drangen, dass dorthin
mehr Mittel flieBen. — Herzlichen Dank.

Prasident Stephan Weil: Vielen Dank, Herr Kol-
lege!

Das Wort hat Staatsminister Dr. Kihl (Rheinland-
Pfalz).

Dr. Carsten Kiihl (Rheinland-Pfalz): Herr Prasident!
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Wir beraten tiber
den Bundeshaushalt 2014 im Bundesrat zum zweiten

D)
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Mal. Ich finde, man kann sagen: Er ist beim zweiten
Mal besser geworden. Das wird sich in der Stellung-
nahme des Bundesrates, die wir heute verabschie-
den, ausdriicken.

Der Haushalt ist das in Zahlen gekleidete Pro-
gramm einer Regierung. An dem vorliegenden Haus-
halt erkennt man, dass sich bei den gesellschaftspoli-
tischen Zielen, die mit ihm verfolgt werden, etwas
verandert hat.

Nahezu unverandert ist das Konsolidierungsziel:
Wo will man im Vergleich zum vergangenen Haus-
halt bei der Verschuldung hin? Das zentrale Ziel ist
es nach wie vor, ohne Defizit auszukommen.

Die Rahmenbedingungen dafiir sind ziemlich gut.
Die wirtschaftliche Entwicklung ist sehr gut. Wer die
Prognosen der Wirtschaftsforschungsinstitute fiir die
nachsten beiden Jahre gestern gehort hat, erkennt,
dass die Entwicklung, die ja nahezu immer 1:1 auf
die Steuereinnahmen durchschlagt, noch geraume
Zeit anhalten wird. Das verspricht einen hohen Be-
schaftigungsstand, daher niedrige Kosten zur Beseiti-
gung oder Finanzierung von Arbeitslosigkeit.

Die Zinsen bleiben offensichtlich niedrig. Wenn
man sich anguckt, wie hoch die Zinsausgaben im
Bundeshaushalt des Jahres 2009 waren, als der
Schuldenstand des Bundes noch weit geringer war
als heute, stellt man fest, dass heute 9 Milliarden
Euro weniger fur Zinsen benétigt werden. Daran
wird deutlich, wie wichtig, aber auch wie gefahrlich
die Zinsentwicklung fir die Finanzierbarkeit ¢ffentli-
cher Haushalte ist; gefdhrlich dann, wenn die Zinsen
nach oben gehen. Daflir gibt es zwar aktuell keine
guten Grunde, grundsatzlich wird aber wahrschein-
lich jeder zustimmen, wenn ich sage, dass die Zinsen
fir normale Zeiten — sie haben wir auf den Finanz-
markten noch nicht — eigentlich auf einem ungesund
niedrigen Niveau sind.

Ich finde es ein bisschen unverstandlich, dass die
Bundesregierung in ihrer Zielsetzung nach wie vor
das Kriterium der Nettokreditaufnahme reitet. Darin
mag ein gewisser Reiz liegen, weil die Nettokredit-
aufnahme, also die Neuverschuldung, in der 6ffentli-
chen Wahrnehmung das ,gelernte” Kriterium, der
sgelernte” Indikator ist. Wir, Bund und Lander, ha-
ben uns aber im Jahre 2009 nicht ohne Grund darauf
verstandigt, dass unsere Zielgrofe die Eindammung
des strukturellen Defizits ist, weil die Orientierung
an der Nettokreditaufnahme zu einer Fehlsteuerung
fihren kann. Das hat damit zu tun, dass die Nettokre-
ditaufnahme kein guter Indikator fiir unterschiedli-
che konjunkturelle Zeiten — Boom oder Rezession —
ist und bestimmte Einmaleffekte wie Privatisierungs-
erlose oder Darlehensriickzahlungen nicht seriés ab-
bildet.

Ich finde es schon, dass wir nicht aus Opportunitat
den Indikator wahlen, der uns heute probate Ergeb-
nisse liefert; wir missten vielleicht ein, zwei Jahre
spater erkldaren, warum das Instrument doch nicht
das geeignete war, warum wir es modifizieren und
doch wieder tlber ein strukturelles Defizit reden wol-
len. Entschuldungspolitik, Konsolidierungspolitik ist

Vertrauenspolitik. Das gilt auch fur die Begrifflich-
keit, mit der wir sie begleiten.

Dieser Haushalt — ich habe es gesagt — ist besser als
frihere Haushalte, weil er gesellschaftspolitisch an-
dere Akzente setzt. Das gilt auch — aus der Sicht der
Léander besonders wichtig — fiir die Bereiche Kita,
Schule und Hochschule. In dem Haushalt 2014 und in
der Finanzplanung bildet sich ab, dass den Landern
fur diese Bereiche zusatzliche Mittel zur Verfliigung
gestellt werden sollen.

Es wird immer von 6 Milliarden Euro geredet. Es ist
ein neuer Trend, von - liber einen Zeitraum von vier
Jahren — kumulierten Ausgaben zu reden. Frither ha-
ben wir mit Jahreswerten argumentiert; ich glaube,
das war die ehrlichere Variante. Das ist zwar zu-
ndachst einmal weniger, aber dieser Betrag steht fiir
die nachhaltige Finanzierung zur Verfliigung.

Wie dem auch sei: Verteilen wir die 6 Milliarden
Euro auf vier Jahre, kommen wir auf 1,5 Milliarden
Euro pro Jahr. Lassen wir die Summe leicht aufwach-
sen, sind es im letzten Jahr der Legislaturperiode
2 Milliarden Euro. Diese sollen verwendet werden,
um die Lander, die fir die Bildung verantwortlich
sind, finanziell besser auszustatten, damit sie ihre
Aufgaben erledigen konnen. Das ist gut so. Das ha-
ben die Lander immer gefordert — einige Lander.

Meine Partei hatte vor der Bundestagswahl unter
anderem gefordert, tiber Steuererhohungen nach-
zudenken, um zusdatzliche Ausgaben fur Bildung zu
tatigen. Wir missen aber die Hohe dieses Betrages
—der Ansatz ist richtig — ein Stiick weit relativieren.
Sie erinnern sich: Wir haben im Jahr 2009 tuber das
10-Prozent-Ziel bei der Bildung geredet. Das sind bei
einem Bruttoinlandsprodukt von rund 2,5 Billionen
Euro 250 Milliarden Euro jahrlich. Da macht es einen
Betrag von 1 bis 2 Milliarden Euro weniger als 1 Pro-
zent aus. Nichtsdestotrotz — ein Schritt in die richtige
Richtung.

Der Betrag steht aber noch quasi auf dem Abstell-
gleis; er ist im Bundeshaushalt noch nicht konkret
etatisiert. Es ist noch nicht gesagt, auf welche Art
und Weise das Geld an die Lander transferiert wird.
Der Betrag muss vom Abstellgleis herunterkommen
und in einen Zug in Richtung Landerhaushalte ge-
setzt werden.

Ich mochte abschlieBend etwas zur Eingliede-
rungshilfe sagen. Wir reden immer etwas technokra-
tisch von ,Eingliederungshilfe” und meinen damit
Leistungen fir Menschen mit Behinderung. Haufig
sind das Menschen, die gut ausgebildet, hochqualifi-
ziert sind und verantwortungsvolle Tatigkeiten als
Richter, Informatiker oder Chemiker wahrnehmen.
Sie sitzen im Rollstuhl und brauchen viel Betreuung.
Wenn sie am Ende des Monats ihr Konto anschauen,
sehen sie, dass sie nichts haben. Wollen sie Geld zur
freien Verfligung haben, missen sie hoffen, dass
Menschen aus ihrem familiaren Umfeld — noch le-
bende Eltern oder Geschwister — ihnen so etwas wie
Taschengeld geben, und das mit 40 oder 50 Jahren.
Ich sage das deswegen, weil bei diesem Gesetz of-
fensichtlich auch fachlich-inhaltlich etwas im Argen
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liegt. Deswegen ist es richtig, dass es uberarbeitet
wird.

Aber es ist nicht nur inhaltlich, sondern auch fiska-
lisch ein Problem, weil die Kommunen diese sehr dy-
namische Sozialleistung bezahlen miissen, ohne sie
gesetzlich determinieren zu kénnen. Die damit ver-
bundenen finanziellen Belastungen konnen sie nicht
mehr allein bewaltigen. Deswegen haben rotgriine
Léander — auch CDU-gefiihrte Lander — in der Vergan-
genheit immer wieder dafiir pladiert, dass sich der
Bund an der Eingliederungshilfe finanziell beteiligt
und dass dieser Einstieg relativ rasch erfolgt.

Herr Kretschmann hat darauf hingewiesen: 2012,
im Zuge der Verabredungen zum Fiskalpakt, schien
es eigentlich schon fixiert. Danach ist es noch mehr-
mals verbalisiert beziehungsweise erneuert worden.
Nun ist es im Koalitionsvertrag manifestiert, aber mit
einer zeitlichen Perspektive, die ein bisschen tiber-
raschend ist. 2018 — das klingt in den Ohren der Be-
troffenen, die auf qualitative Verbesserungen an
manchen Stellen warten, aber vor allem der Kommu-
nen, die bis 2018 eine unheimlich grofe Dynamik zu
erwarten haben, nicht wirklich gut.

Rotgrine Regierungen haben sich sehr frith dafir
eingesetzt, dass es schnell — schneller — geht. Sie ha-
ben auch darauf hingewiesen, dass Ubergangslésun-
gen notwendig sind, wenn man noch Zeit braucht,
um das Gesetz zu erarbeiten. Im Koalitionsvertrag
findet sich eine Ubergangslésung mit 1 Milliarde
Euro, aber erst ab dem Jahr 2015.

Zum Ruckgriff auf die Grundsicherung im Alter: Es
gab eine zusdtzliche Kostentiibernahme, die aber v6l-
lig unabhdngig davon festgelegt wurde, ob bei der
Eingliederungshilfe zusatzlich etwas verabredet
wird. Dies als Rechtfertigung dafiir heranzuziehen,
dass es eine Ubergangslésung gibt, ist zumindest ein
Stiick weit unehrlich.

Wir héatten uns den Ubergang schon ab 2014 ge-
winscht. Die Kommunen brauchen das. Das sind
keine Geschenke an die Kommunen, sondern das ist
fur viele Kommunen ein Rettungsanker. Sie wollen
diese Aufgabe im Sinne der Menschen, die in
schwierigen Situationen sind, anstandig losen. Aber
das konnen sie nur tun, wenn wir sie finanziell dazu
in die Lage versetzen. Dazu gehort, dass das neue
Gesetz so schnell wie moglich kommt; dazu hatte
wiederum gehért, dass die Ubergangsregelung ein
Jahr friiher kommt. — Vielen Dank.

Prasident Stephan Weil: Vielen Dank!

Das Wort hat Minister Dr. Walter-Borjans aus Nord-
rhein-Westfalen.

Dr. Norbert Walter-Borjans (Nordrhein-Westfalen):
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Mit dem
vorliegenden Haushaltsentwurf hat sich die Bundes-
regierung viel vorgenommen. Sie hat erste wichtige
Akzente gesetzt — Kollege Kiuhl hat dartiber gespro-
chen -, insbesondere in den Bereichen Kita, Hoch-
schulausbildung und so weiter. Wichtige Zukunfts-

investitionen werden auf den Weg gebracht, auch
wenn das im Jahr 2014 — das muss man sagen — erst
ein Anlauf sein kann fiir das, was noch kommen
muss.

Die Bundesregierung verfolgt zugleich Konsolidie-
rungsziele. Auch das hat der Finanzausschuss des
Bundesrates herausgestellt. Fiir den Bundeshaushalt
hat sich der Bund viel vorgenommen.

Der Bundesrat beteiligt sich an der Debatte iber
den Bundeshaushalt auch deshalb, weil es um die
Schuldenbremse, um den europaischen Fiskalpakt
und um gesamtstaatliche Verantwortung geht. Letz-
tere zeigt sich nun einmal nicht nur in einem ausge-
glichenen Bundeshaushalt; es geht um die Staatsfi-
nanzen insgesamt. Wir haben kein Nebeneinander
von Haushalten, sondern es gibt eine enge Verzah-
nung der Finanzsituation des Bundes, der Lander
und der Kommunen.

Nachhaltige Haushaltsplanung und damit Konsoli-
dierung, die das darin enthaltene Wort ,solide” ver-
dient, machen sich deshalb nicht nur an der Frage
fest, ob Einnahmen und Ausgaben im Bundeshaus-
halt ausgeglichen oder auf dem Weg zum Ausgleich
sind; sie miissen sich auch daran messen lassen, ob
unser Gemeinwesen seine Aufgaben erfiillen kann,
und zwar auf allen Ebenen: Bund, Lander und Ge-
meinden.

Im Koalitionsvertrag fiir die groe Koalition heilit es
wortlich:

Wir wollen die Voraussetzungen fiir Investitio-
nen in die Zukunft auf einer weiterhin soliden
finanziellen Grundlage schaffen. Eine wichtige
Voraussetzung dafir ist die nachhaltige Kon-
solidierung des offentlichen Gesamthaushalts.
Bund, Lander, Kommunen und Sozialkassen
miussen finanziell so ausgestattet sein, dass sie
die ihnen iibertragenen Aufgaben erfiillen und
im Rahmen ihrer Kompetenzen Weichenstellun-
gen fur die Zukunft unseres Landes stellen kon-
nen. Zugleich muss die Ausgabenseite auf allen
Ebenen kontinuierlich kritisch tberprift wer-
den.

Die Haushaltsplanung 2014 findet, wie wir wissen,
unter insgesamt guten Rahmenbedingungen statt,
die auch Raum fiir echte Konsolidierung bieten. Das
Bemiihen, Aufgabenerfillung und Haushaltsaus-
gleich miteinander zu verbinden, wird in dem Ent-
wurf deutlich. Vor allem in den Bereichen Verkehrs-
infrastruktur und  Stadtebauférderung besteht
allerdings — das haben die zustandigen Fachminister
herausgestellt — erkennbar Aufstockungs-, aber auch
Umschichtungsbedarf.

Deutlich wird auch, wie schwer es selbst unter
gunstigen Rahmenbedingungen ist, Handlungsfahig-
keit zu erhalten und nicht doch wieder in ein Ritual
zu verfallen, das wir aus der vergangenen Legislatur-
periode schmerzhaft in Erinnerung haben. Da ging es
namlich immer darum, am Ende eine knappe Finanz-
decke so zu ziehen, dass sie die eigenen FuBle warmt;
andere blieben in der Kalte. Anders ausgedriickt:
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Sorgen und Noéte von Landern und Kommunen wer-
den auch in dem vorliegenden Entwurf nicht voll-
kommen vom Tisch gewischt, sondern sie bestehen
weiterhin. Deswegen gibt es Anlass, noch einmal da-
rauf hinzuweisen, worauf denn bitte schon in dieser
Haushaltsdebatte auch zu achten ist.

Im Koalitionsvertrag sind prioritaire MaBnahmen
verabredet worden, die — nicht mit Finanzierungsvor-
behalt versehen — am Ende doch noch unter den
Tisch fallen oder auf Sankt Nimmerlein verschoben
werden sollen.

Es ist auch verabredet worden, dass ein Drittel der
zuséatzlichen finanziellen Spielrdume des Bundes den
Landern zu deren Entlastung zukommen soll. Als ich
in der Runde der Finanzpolitiker saf3, war das fir
mich keine Floskel; die Verabredung hatte eine
Grundlage und eine Perspektive. Das will ich zum
Anlass nehmen, ein paar mahnende Anmerkungen
dazu zu machen, wohin die Reise noch gehen muss.

Es ist schon, dass es Bundesbankgewinne gibt und
dass diese zur Konsolidierung des Bundeshaushalts
herangezogen werden koénnen. Wenn aber — nicht
nur einmal, sondern uber mehrere Jahre hinweg —
die Zuschusse zum Gesundheitsfonds fir die Finan-
zierung versicherungsfremder Leistungen in Milliar-
denhohe gekirzt werden, um die Erfullung anderer
wichtiger Aufgaben zu sichern, dann ist das nach
meinem Verstandnis nicht wirklich Konsolidierung.

An dieser Stelle wurde ich gern noch einmal aus
dem Koalitionsvertrag zitieren. Es heift auf Seite 59:

Die derzeitige gute Finanzlage der Gesetzlichen
Krankenversicherung darf nicht dartber hin-
wegtduschen, dass schon ab 2015 die prognosti-
zierten Ausgaben des Gesundheitsfonds seine
Einnahmen tibersteigen werden.

Weniger Lastensenkung als vielmehr Lastenver-
schiebung ist es auch, wenn der Bund seinen Anteil
an der Aufbauhilfe nach der Flutkatastrophe mit ei-
nem Federstrich um 1 Milliarde Euro reduziert. Das
war nicht das Verstandnis, das wir in den Verhand-
lungen uber eine Solidargemeinschaft hatten: Wie
gehen wir mit Lasten um, und wie sorgen wir dafur,
dass die gesamtstaatlichen Finanzen in Ordnung
sind?

Wenn Formulierungen und Interpretationen zur
Eingliederungshilfe bei den Kommunen die Sorge
aufkommen lassen, dass eine wirkliche Entlastung in
weite Zukunft rickt, dann mag das eine Hilfe fir ei-
nen schon aussehenden Bundeshaushalt sein; ein
Beitrag zur Ordnung der Staatsfinanzen, vor allem
zur Minderung der Sorgen bei den Kommunen, ist
das sicherlich nicht. Deswegen hat der Finanzaus-
schuss des Bundesrates in seiner Empfehlung, die
uns vorliegt, deutlich formuliert, dass es ein Bundes-
leistungsgesetz geben muss, das noch in dieser Le-
gislaturperiode zu einer jahrlichen Entlastung um
5 Milliarden Euro fihrt.

Es stehen einige Forderungen im Raum, die beson-
dere Erwahnung verdienen. Diese beziehen sich auf
die kommunale Finanzsituation, insbesondere im Zu-

sammenhang mit der Eingliederungshilfe, und die
Beteiligung an den finanziellen Spielrdumen des
Bundes. Damit werden allerdings nicht alle Sorgen
abgedeckt. Konsolidierung erfordert auch, dass klar
erkennbar wird, wann wie viel fir die Sanierung der
Verkehrsinfrastruktur zur Verfiigung steht.

Es muss auch klar werden, was damit gemeint ist,
dass bis zum Jahr 2017 zur Entlastung der Lander
6 Milliarden Euro in die Bildung investiert werden.
Ist das eine Entlastung der Landeshaushalte, oder ist
das der Aufbau neuer Programme, die moglicher-
weise mit mehr Kofinanzierung verbunden sind? So
habe ich die Verhandlungen nicht verstanden.

Dieser Haushalt ist ein Baustein. Dafiir ist er auch
gut. Zu einem soliden Gebdude gehdren aber meh-
rere Bausteine. Es ist also erst der Anfang. Es missen
weitere Bausteine folgen. Dazu gehort auch die Kor-
rektur der Finanzbeziehungen zwischen Bund und
Léndern.

Ich bleibe dabei, dass die Finanzdecke fiir all das,
was gesamtheitlich in dieser Gesellschaft zu leisten
ist, fur die Aufgabenerfilllung des Gesamtstaates, so
wie sie ist, zu knapp ist. Die Schuldenbremse gilt.
Wenn dazu auch die Aussage Bestand haben soll,
dass es strukturelle Einnahmeerhohungen nicht ge-
ben soll, dann ist es umso notwendiger, dass wir da-
fur sorgen, dass Steuern, die gezahlt werden missen,
nach Recht und Gesetz auch gezahlt werden, dass
Gewinne dort, wo sie entstehen, versteuert werden
und dass wir rasch damit beginnen, uber eine ge-
rechte Verteilung der Finanzdecke zwischen Bund,
Landern und Gemeinden zu reden, bei der nicht die
Bedarfe der einen zur Geltung kommen und die drin-
genden Bedarfe anderer unter den Tisch fallen.

Da haben wir noch viel zu tun. Ich finde, mit dem
Haushalt 2014 ist der Aufschlag gemacht. In ihm ste-
hen die Aufgaben, die folgen werden und uber die
schon heute diskutiert werden kann. Vor diesem Hin-
tergrund finde ich die Punkte, die gemeinsam als
EntschlieBung vorliegen, richtig und gut. Dem sollten
wir folgen. — Vielen Dank.

Prasident Stephan Weil: Vielen Dank!

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. — Er-
klirungen zu Protokoll*) abgegeben haben: Frau
Biirgermeisterin Linnert (Bremen), Frau Senatorin
Kolat (Berlin), Herr Minister Vogelsdanger (Branden-
burg), Herr Ministerprasident Tillich (Sachsen) und
Herr Staatsminister Dr. Beermann (Sachsen).

Wir kommen zur Abstimmung und beginnen mit
Punkt 1 a), dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 2014.

Hierzu liegen Ihnen die Ausschussempfehlungen
und zwei Landesantrage vor.

Wir stimmen zunéchst iiber den Antrag von Nord-
rhein-Westfalen in Drucksache 100/3/14 ab. Ich bitte
um Ihr Handzeichen. — Das ist die Mehrheit.

*) Anlagen 1 bis 7
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Damit entfallt Ziffer 4 der Ausschussempfehlun-
gen.

Wir kommen zu Ziffer 5. Der Wunsch nach einer
getrennten Abstimmung ist zuriickgezogen worden.
Ich rufe daher die Ziffer 5 komplett auf. Ihr Handzei-
chen bitte! - Das ist die Mehrheit.

Bitte Ihr Handzeichen fiir Ziffer 7! — Mehrheit.

Jetzt der 4-Lander-Antrag in Drucksache 100/2/14! -
Mehrheit.

Nun Ihr Handzeichen fur die noch nicht erledigten
Ausschussempfehlungen! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat zum Haushaltsgesetzent-
wurf 2014 Stellung genommen.

Wir kommen zu Punkt 1b), dem Entwurf eines
Haushaltsbegleitgesetzes 2014.

Zur Abstimmung liegen IThnen die Ausschussemp-
fehlungen vor.

Zundchst stimmen wir tiber Ziffer 1 der Ausschuss-
empfehlungen ab. — Das ist eine Minderheit.

Fiir diesen Fall hat Frau Ministerin Alheit (Schles-
wig-Holstein) eine Erkldrung zu Protokoll*) abgege-
ben.

Nun bitte das Handzeichen fir Ziffer 2 der Aus-
schussempfehlungen! — Das ist ebenfalls eine Min-
derheit.

Damit wurde keine
sen.

Stellungnahme beschlos-

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen zu
den Punkten 39 a) und b):

a) Wahl der Mitglieder der ,Kommission Lage-
rung hoch radioaktiver Abiallstoife” gemdlB
§ 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2, Satz 3 des
Standortauswahlgesetzes — Antrag des Landes
Baden-Wiirttemberg gemal § 36 Absatz 2 GO
BR - (Drucksache 143/14)

b) Wahl der Mitglieder der ,Kommission Lage-
rung hoch radioaktiver Abfallstoife” gemaB
§ 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3, Satz 4 und 5 des
Standortauswahlgesetzes — Antrag aller Lander
gemdB § 36 Absatz 2 GO BR - (Drucksache
144/14)

Dem Antrag des Landes Baden-Wiirttemberg unter
Punkt 39 a) sind die iibrigen Ldnder beigetreten.

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Ministerprasident
Kretschmann aus Baden-Wirttemberg.

Winfried Kretschmann (Baden-Wiirttemberg): Herr
Prasident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Vor ei-
nem Dreivierteljahr ist es uns gelungen, uns tber
Parteigrenzen hinweg auf ein Verfahren zur Suche
eines Atommiill-Endlagers in Deutschland zu einigen
und es gesetzlich festzuschreiben. Im Standortaus-
wahlgesetz haben wir ein mehrstufiges Verfahren

*) Anlage 8

vereinbart, das nur einem Ziel dient: der Ermittlung
des bestmoglichen, sichersten Endlagerstandorts in
unserem Land.

Dabei waren wir uns einig, dass der Suchprozess so
gestaltet werden muss, dass auf der Basis eines brei-
ten gesellschaftlichen Konsenses ein Hochstmall an
Vertrauen entstehen kann. An diesem Ziel muss das
gesamte Verfahren ausgerichtet sein und damit auch
der erste Schritt, den wir heute gehen: die Wahl der
Mitglieder der Kommission ,Lagerung hoch radioak-
tiver Abfallstoffe".

Ich moéchte zur Bildung der Kommission drei Dinge
sagen:

Erstens. Urspriinglich war geplant, die Kommission
schon im Herbst letzten Jahres einzusetzen. Fiir die
Verzégerung gab es, wie Sie alle wissen, eine Reihe
von Grinden. Umso mehr freue ich mich dartiber,
dass es nun endlich vorangeht und die Kommission
mit ihrer Arbeit beginnen kann.

Zweitens. Wir haben das Standortauswahlgesetz
—wie auch den Atomausstieg — im tiberparteilichen
Konsens beschlossen. Diesen Konsens setzen wir nun
mit der Auswahl und der Bestellung der Kommis-
sionsmitglieder fort. Ein solcher uberparteilicher
Konsens ist zwar eine notwendige Voraussetzung fir
die Standortsuche, aber alles andere als selbstver-
standlich. Deswegen mochte ich mich bei Ihnen allen
fur die Kooperationsbereitschaft bedanken.

Drittens. Es ist uns bisher trotz grofer Bemiihungen
leider nicht gelungen, die beiden Platze fir die
Umweltverbande zu besetzen. Dabei sind wir in
mehreren Punkten auf die Umweltverbdnde zuge-
gangen, die in der gestern erfolgten EntschlieBung
der Bundestagsfraktionen von CDU/CSU, SPD und
Biindnis 90/Die Griinen Ausdruck finden.

Danach soll die Kommission nicht nur gesellschafts-
politische und wissenschaftlich-technische Fragen
zur Endlagersuche erodrtern. Sie soll dartuber hinaus
das Standortauswahlgesetz selbst evaluieren.

Entscheidungen der Kommission sollen moglichst
im Konsens beschlossen werden, da jede Mehrheits-
entscheidung die Gefahr neuer Widerstdande in sich
birgt.

Die Minderheitenrechte sollen unter anderem
durch das Recht zum Aufsetzen von Tagesordnungs-
punkten oder die Bestellung externer Gutachten
durch eine Minderheit gewahrt werden.

Schon die Bedeutung des Suchprozesses und die
Wichtigkeit eines Konsenses verleihen diesen Emp-
fehlungen sehr groes Gewicht.

Deswegen mochte ich die Gelegenheit nutzen und
hiermit an die Umweltverbdande appellieren, die bei-
den Platze in der Kommission einzunehmen. Mit der
Kovorsitzregelung haben wir auch ein deutliches Si-
gnal an die Verbande gegeben, dass sie sich jetzt ein-
bringen koénnen. Ich fordere sie auf, die Chance zur
Mitgestaltung zu nutzen. Die Tiren stehen ihnen
weiterhin offen.
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Den Mitgliedern der Kommission, die wir heute be-
stellen, mochte ich sagen: Herzlichen Dank, dass Sie
sich engagieren! Sie tragen eine groBe Verantwor-
tung. Sie besteht darin, einen belastbaren Losungs-
ansatz fur die sicherstmogliche Lagerung unseres
Atommuiills zu finden — das wird etwa 30 Jahre dau-
ern —, um dann den Atommiill fiir eine Million Jahre
einigermaBen sicher lagern zu konnen.

Ich denke, das sind Dimensionen, die unsere her-
kommlichen demokratischen Ablaufe weit liberstei-
gen. Es ist schon schwierig, eine Zusage zu machen,
dass man Atommuiill eine Million Jahre sicher lagern
kann. Wenn wir daran denken, wie kurz die ge-
schriebene Geschichte der Menschheit ist, ist das ein
sehr gewagtes, aber leider unabweisbares Unterfan-
gen.

Man muss sich immer wieder vor Augen fithren,
um welche Dimensionen es geht. Deswegen passen
die tiblichen Schlagabtausche, die wir in der Politik
sonst gewohnt sind, nicht so richtig. Stattdessen ist es
notwendig, die Fragen immer wieder streitfrei zu
stellen, um zu solch einem Ergebnis zu kommen. Da-
fir wiinsche ich allen Mitgliedern der Kommission
die noétige Kraft und von Herzen viel Erfolg.

Prasident Stephan Weil: Vielen Dank!

Das Wort hat nun Minister Wenzel aus Niedersach-
sen.

Stefan Wenzel (Niedersachsen): Sehr geehrter Herr
Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Als die Bundesrepublik
Deutschland vor tber 50 Jahren die ersten For-
schungsreaktoren in den USA einkaufte, hatte man
insbesondere die militarischen Optionen im Blick.
Das geht aus Kabinettsprotokollen der Ara
Adenauer, die mittlerweile veroffentlicht worden
sind, eindeutig hervor.

Die Herausforderungen und die Gefahren, die mit
dieser Technik verbunden waren, hat man damals
gnadenlos unterschatzt. Noch in den 70er Jahren
ging man von Halbwertszeiten fir die radioaktive
Strahlung aus, die auf einige Tausend Jahre ge-
schatzt wurden. Heute kennen wir Isotope, deren
Halbwertszeiten langer sind als die Zeit, die unsere
Erde bislang existiert. Professor Carl-Friedrich von
Weizsacker glaubte damals, dass man den ge-
samten Atommull in einem Kasten mit 20 Metern Sei-
tenldnge versiegeln konne.

Ende der 60er Jahre hat Deutschland sogar noch
Atommuiill im Atlantik vor der Kiiste von Portugal ver-
senkt. Weil die Kosten fiir die Meeresversenkung
dann aber zu hoch erschienen, besann man sich auf
ein altes Bergwerk bei Wolfenbitittel, die Asse.

In diesem ersten Atommiilllager der Welt fand be-
reits nach zehn Jahren der von den damaligen Wis-
senschaftlern als grofter anzunehmender Unfall defi-
nierte Wassereinbruch statt. Er wurde verschwiegen,
weil man um den Fortbestand des Atomprogramms
und um den Fortbestand der Planungen fur ein

Atommiilllager in Gorleben furchtete. Die Asse, ein
sogenanntes Versuchsendlager im Salz, galt noch
Anfang der 80er Jahre ausweislich von Akten des
Landes Niedersachsen als Prototyp fir Gorleben.
Spédter wollte man von ,Prototyp” nichts mehr wis-
sen.

Meine Damen und Herren, wir sind nicht das ein-
zige Land, das nach mehr als 50 Jahren der Nutzung
dieser Technologie uiber keinen sicheren Ort fir die
dauerhafte Lagerung des hoch radioaktiven Miills
verfiigt. Im Gegenteil, kein einziges Land hat bislang
ein sicheres Dauerlager fur hoch radioaktiven Mull.
Auch den Neubeginn nach Jahren der Fehlplanung
kennen viele andere Lander.

Unsere Generation bildet nun eine eher unfreiwil-
lige Erbengemeinschaft, die sich zwangslaufig mit
der dauerhaft sicheren Lagerung dieser Stoffe befas-
sen und Verantwortung ubernehmen muss. Dabei
ubersteigt diese Herausforderung unser menschli-
ches Fassungsvermogen.

Herr Kretschmann sprach es an: Eine Million Jahre —
welche Materialprifungsanstalt kann uns da ein ver-
lassliches Zertifikat ausstellen? Eine Million Jahre —
welcher Mathematiker kann die geologischen, klima-
tischen und gesellschaftlichen Verdnderungen fir
diesen Zeitraum berechnen? Unterirdisch, ober-
irdisch, riickholbar oder nicht rtiickholbar — was lasst
sich gegentiber nachfolgenden Generationen verant-
worten? Welche Eigenschaften hat der Mull, und in
welcher Menge fallt er an? Was bedeuten Radiolyse,
Kritikalitat und Gasbildung — welche Folgen hat das?
Was ist, wenn wir, trotz bester Absichten, auch Fehler
machen? Wie konnte ein Gesellschaftsvertrag mit
kinftig lebenden Generationen aussehen? Und last
but not least: Wie konnen wir Vertrauen schaffen, um
moglichst alle gesellschaftlichen Krafte an einen
Tisch zu bekommen?

Das Gesetz soll die Grundlage fir ein faires, ver-
trauensbildendes Verfahren legen, das den fachli-
chen, wissenschaftlichen, ethischen und gesell-
schaftspolitischen Anforderungen an den kiinftigen
Umgang mit dem Atommiill in gesamtstaatlicher Ver-
antwortung gerecht werden kann. Ob das mit diesem
Gesetz gelingt, ist noch offen, aber es ist im Grund-
satz ein lernendes Gesetz, und darauf kommt es jetzt
an.

Die anstehende Bildung der Kommission ,Lage-
rung hoch radioaktiver Abfallstoffe” ist ein einzigar-
tiger Vorgang in der deutschen Gesetzgebungsge-
schichte: Dem eigentlichen Gesetzesvollzug wird
eine Kommission mit dem Auftrag vorgeschaltet, das
Gesetz als solches noch einmal auf Herz und Nieren
zu prufen und Empfehlungen fir Sicherheitsanforde-
rungen, Entscheidungsgrundlagen sowie Mindest-,
Auswahl- und Abwdagungskriterien fur einen siche-
ren Ort zu geben. Sie soll sich auch mit der Organisa-
tion und dem Verfahren des Auswahlprozesses kri-
tisch-konstruktiv befassen und Alternativen prifen.

Besondere Aufmerksamkeit muss dabei dem Zeit-
plan gelten. Schon heute ist in der Fachwelt Kklar,
dass der im Gesetz skizzierte Zeitplan nicht realis-
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tisch ist. Schon heute steht fest, dass Planungen und
Entscheidungen von vielen Generationen getragen
werden miissen. Uber viele Wahlperioden hinweg
muss geplant werden.

Deshalb taugen Mehrheitsentscheidungen und
knappe Abstimmungen nicht. Der parlamentarische
Normalbetrieb wird diesen Herausforderungen nicht
gerecht. Die Kommission soll tUber ihren Bericht,
wenn irgend moglich, im Konsens entscheiden. Aber
auch das ist allein keine Gewahr fur Erfolg. Auch
zum Rucksprung muss Planung bereit sein. Sackgas-
sen mussen erkannt und Fehler hinterfragt werden.
Das ist unverzichtbar.

Meine Damen und Herren, aus der Sicht der Nie-
dersdachsischen Landesregierung ist die heterogene
Zusammensetzung der Kommission notwendige
Grundlage fir die Arbeit. Es wiirde keinen Sinn ha-
ben, gesellschaftliche Kontroversen auszuklammern.
Sie gehoren auf und an den Tisch. Deshalb liegt mir
auch an substanziellen Beitrdagen und an der Teil-
nahme von Verbdnden, die mit ihrem Sachverstand
und ihrem jahrzehntelangen Einsatz fiir einen Aus-
stieg aus der Atomenergienutzung viel Glaubwiirdig-
keit gewonnen haben. Nur so haben wir langfristig
die Chance, zur Befriedung eines Konflikts zu kom-
men, der seit vielen Jahren die Gesellschaft spaltet.

Vertrauen, Transparenz, Respekt und der Wille
zum Konsens sind die Grundpfeiler einer erfolgrei-
chen Arbeit dieser Kommission. Nur so kénnen nach-
haltige und ethisch verantwortbare Entscheidungen
bei der Suche nach einem Standort zur dauerhaft si-
cheren Lagerung getroffen werden.

Besondere Verantwortung tragt hierbei der Kom-
missionsvorsitz. Wegen der notwendigen Integration
und Mitnahme aller Kommissionsmitglieder bei den
schwierigen Problemstellungen in der Kommissions-
arbeit ist die Fahigkeit des Vorsitzes zu Ausgleich
und Integration ein zentrales Erfordernis. Eine alter-
nierende Doppelspitze ist aus der Sicht Niedersach-
sens eine akzeptable Losung. Ich danke daher allen,
die mit ihrer Geduld einen Beitrag zur Losung geleis-
tet haben.

Das Konsensprinzip muss durch Geschaftsord-
nungsregeln gestdarkt werden. Mehrheitsentschei-
dungen, die wichtige Akteure ibergehen, bergen die
Gefahr neuer Widerstéande.

Die Kommission muss ohne Vorbelastungen und
ohne Vorbedingungen ihre Arbeit aufnehmen. Hierzu
ist es aus niedersachsischer Sicht auch wichtig, dass
altes Sonderrecht beseitigt wird. Einen Plan B neben
dem Standortauswahlgesetz darf es nicht geben.
Deshalb danke ich der Bundesumweltministerin
Barbara Hendricks fiur die Ricknahme der
Klage gegen die Aufhebung des Rahmenbetriebs-
plans, eines Plans, der auch vor Gericht nach Inkraft-
treten des Standortauswahlgesetzes als obsolet be-
zeichnet wurde.

Wir wenden uns aber auch gegen eine isolierte
Veranderungssperre fur den Standort Gorleben. Es
liegt gerade in unserem Interesse, dass alle denkba-
ren Optionen an allen denkbaren Orten in der Repu-

blik offengehalten werden. Dafuir gilt es eine neue
Rechtsgrundlage zu schaffen.

Zu Beginn der fachlichen Arbeiten wird zundachst
eine Bilanzierung vorzunehmen sein, welche Men-
gen und Arten radioaktiver Abfdalle angefallen sind
und noch anfallen werden. Erst auf der Grundlage ei-
ner Bilanzierung kénnen die Herausforderungen und
Anforderungen angegangen, kann der Stand von
Wissenschaft und Technik bewertet werden.

Dabei bedarf es auch eines Konzepts fiir den Um-
gang mit den Atomabféllen fiir den Zeitraum bis zur
Inbetriebnahme eines dauerhaften Lagers fir radio-
aktive Abfdlle. Was geschieht mit den Zwischenla-
gern, deren Betriebsgenehmigungen — zum Teil in
nicht allzu langer Zeit — auslaufen? Was geschieht mit
dem zuriickgeholten Atommiill aus der Schachtan-
lage Asse? Was geschieht mit den radioaktiven Ab-
fallen, die bislang in keiner Bilanz auftauchten und
auch nicht fir das bereits genehmigte Lager fur
schwach und mittel radioaktive Stoffe zugelassen
sind?

Offen ist auch die Rolle des neu zu grindenden
Bundesamtes fiir kerntechnische Entsorgung. Es
steht in einem Spannungsverhéltnis zum Bundesamt
fir Strahlenschutz und hat — Stand von heute - teil-
weise sich iiberschneidende Zustandigkeiten. Das
Bundesamt fiir Strahlenschutz hat in der Endlager-
frage sehr groes Know-how entwickelt, wurde vom
Bund aber bislang personell extrem kurz gehalten.
Obwohl die Trennung von Regulator und Operator
als Grund fiir das neue Amt herhalten musste, wird
im neuen Haushaltsgesetzentwurf des Bundes alles
munter durcheinandergemischt. Problematisch ist es
deshalb, wenn das neue Bundesamt die Arbeit auf
dieser Basis aufnimmt, bevor die Kommission das Ge-
setz und die Organisationsstrukturen evaluiert hat.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, das sind nur einige Fragen, die die Kom-
mission zu bearbeiten hat. Ich hoffe, dass am Ende
ein gesamtgesellschaftlicher Konsens tiiber einen
Weg zur dauerhaft sicheren Lagerung von Atommiill
steht. Ob das gelingt, werden wir erst in einigen Jah-
ren wissen. Wunder wird die Kommission nicht voll-
bringen. Hiiten sollten wir uns auch vor der Hybris
der Asse-Planer. ,Sicher fiir alle Zeiten” hieB es da-
mals in allen groBen deutschen Tageszeitungen. Das
war leider ein bitterer Trugschluss. — Ich danke Thnen
furs Zuhoren.

Prasident Stephan Weil: Vielen Dank!

Das Wort hat Frau Parlamentarische Staatssekreta-
rin Schwarzeliihr-Sutter aus dem Bundesministerium
fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit.

Rita Schwarzeliihr-Sutter, Parl. Staatssekretéarin bei
der Bundesministerin fiir Umwelt, Naturschutz, Bau
und Reaktorsicherheit: Sehr geehrter Herr Prasident!
Meine Damen und Herren! Vor drei Jahren wurde
parteitibergreifend beschlossen, die Nutzung der
Kernenergie zur Stromerzeugung so rasch wie mog-
lich zu beenden. Mit dem Abschalten der Kernkraft-
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werke ist es allerdings nicht getan. Erst wenn alle ra-
dioaktiven Hinterlassenschaften dauerhaft sicher
gelagert sind, konnen wir davon sprechen, das Atom-
zeitalter in Deutschland beendet zu haben.

Im Juli 2013 konnten nach zéhem Ringen auch die
parteipolitischen Unterschiede tiber den Weg zur
Auswahl eines Endlagerstandorts fur hoch radioak-
tive Abfalle ausgeraumt werden. Das Thema ,Endla-
gerung radioaktiver Abfdalle” hat die Nation tber
Jahrzehnte gespalten. Das Standortauswahlgesetz
hat gezeigt, dass auch beim untiiberbriickbar erschei-
nenden Thema ,Endlagerung” ein parteitbergrei-
fender Kompromiss moglich zu sein scheint.

Allerdings miussen wir jetzt aufpassen, dass dieser
Kompromiss nicht dadurch unterhohlt wird, dass alle
Entsorgungswege in Frage gestellt werden. Verlass-
lichkeit und Vertrauen bedingen sich gegenseitig.
Dazu gehort die Realisierung des Endlagers fir
schwach und mittel radioaktive Abfdlle. Die Stillle-
gung und der Riickbau von kerntechnischen Anlagen
und Einrichtungen sowie Investitionen in Milliarden-
hohe in die Konditionierung der Abfdlle hdangen hier-
von ab.

Nach der Phase, die man als Rodung des bisheri-
gen Konfliktfeldes bezeichnen kénnte, muss nun eine
neue Phase mit Mut und Zielstrebigkeit angegangen
werden, um neue Pflanzen zu setzen. Ich mochte den
nachfolgenden Generationen keine Brachlandschaft
hinterlassen. Um in der Sprache der Botanik zu blei-
ben: Es muss jetzt geklart werden, nach welchen Kri-
terien neue Pflanzen gesetzt werden und welche Be-
dingungen die Pflanzen brauchen, um optimal zu
wachsen.

Diese Aufgabe soll die Kommission zur Lagerung
hoch radioaktiver Abfallstoffe wahrnehmen. Fiir die
Bewadltigung dieser umfangreichen Arbeit der Kom-
mission braucht es groBen Mut und die Bereitschaft,
alte Graben und Furchen zu verlassen.

Insbesondere an die Umweltverbande appelliere
ich, ihre gesellschaftliche Verantwortung fiir eine si-
chere Losung zu tbernehmen. Weit sind das Parla-
ment und die Bundesregierung ihnen entgegenge-
kommen. Die Erkundung des Salzstocks Gorleben
wurde beendet, auch die Klage gegen die Aufhe-
bung des Rahmenbetriebsplans wurde zurtckge-
nommen. Castortransporte in das Wendland wird es
nicht mehr geben. Die Arbeit der Kommission ermdg-
licht es, mit ausreichender Zeit und notwendigem
Tiefgang die Aspekte der Entsorgung zu beleuchten.
Es muss niemand Sorge haben, dass Minderheits-
ansichten nicht beruicksichtigt werden.

Wir haben den Menschen in Deutschland ein Ver-
sprechen gegeben: Die hoch radioaktiven Abfdalle in
Deutschland sollen nicht langer als 40 Jahre in den
Zwischenlagern bleiben. Schon jetzt ist absehbar,
dass dieses Versprechen schwierig zu halten sein
wird. Wir konnen nur dann Verstandnis fir langere
Zwischenlagerzeiten erwarten, wenn deutlich wird,
dass alle politischen Krafte mit Nachdruck daran ar-
beiten, dass eine sichere und gesellschaftlich akzep-
tierte Losung gefunden wird.

Deshalb danke ich allen, die bereit sind, in der
Kommission zur Lagerung hoch radioaktiver Abfall-
stoffe mitzuarbeiten, und wiinsche ihnen, dass ihre
Arbeit entsprechend gewtrdigt und unterstutzt wird.
Dies gilt insbesondere fiir die Vorsitzende und den
Vorsitzenden der Kommission; denn sie haben die
groBe Aufgabe der Brickenbauer.

Die Erwartungen an die Arbeit der Kommission
sind enorm hoch und werden mit groBer Aufmerk-
samkeit verfolgt. Mit gutem Recht kann der neue
Standortauswahlprozess als eine der wichtigsten um-
weltpolitischen Aufgaben der nachsten Jahre oder
Jahrzehnte betrachtet werden. Die Kommission stellt
hierfur die Eckpfeiler auf. Mein Haus wird der Kom-
mission jede gewtunschte Unterstitzung geben. Ich
bin mir sicher, dass dies fur alle Bundesressorts gilt. —
Vielen Dank.

Prasident Stephan Weil: Vielen Dank!
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Ausschussberatun-
gen haben zu den Vorlagen nicht stattgefunden. Wir
sind jedoch iibereingekommen, bereits heute in der
Sache zu entscheiden und tiber beide Wahlvor-
schldge gemeinsam zu befinden.

Wer ist fur die in den Drucksachen 143/14 und 144/14
enthaltenen Wahlvorschlage? — Das ist einstimmig. —
Vielen Dank!

Wir kommen zu Punkt 7:

EntschlieBung des Bundesrates — MaBnahmen
zur Regulierung von Prostitution und Prostitu-
tionsstdatten — Antrag des Saarlandes — (Druck-
sache 71/14)

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Ministerprasiden-
tin Kramp-Karrenbauer aus dem Saarland.

Annegret Kramp-Karrenbauer (Saarland): Herr Pra-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren Kol-
leginnen und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen
und Herren! Prostitution ist ein Thema, tiber das wir
alle, wenn wir ehrlich sind, nicht gerne reden. Da-
riber wird in unserem Land nicht gerne gesprochen.
Das gilt auch mit Blick auf das eigene Bundesland.
Denn wer hat es gerne, wenn sein Bundesland mit
Fragen und Problemen rund um das Thema ,Prosti-
tution” in die Schlagzeilen gerat!

Aber es ist ein Thema, vor dem wir die Augen nicht
verschlieBen dirfen. Wir dirfen die Augen nicht vor
dem verschliefen, was sich tagtaglich an Elend, ins-
besondere in gewissen Bereichen des Strafenstrichs,
abspielt. Wir durfen die Augen nicht vor dem ver-
schlieBen, was sich an Kriminalitat im Umfeld ab-
spielt. Wir diirfen die Augen nicht vor dem verschlie-
Ben, was viele Biirgerinnen und Biirger, die in diesem
Umfeld leben, tagtdglich iiber sich ergehen lassen
miussen.

Frau Kollegin Elke Ferner, die nachher fiir die Bun-
desregierung hier reden wird, wei} als aktive Politi-
kerin aus der saarlandischen Landeshauptstadt Saar-
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bricken um genau diese Problematik. Sie weil um
genau die Sorgen und Note etwa der Saarbriicker
Oberbiirgermeisterin, die bei diesem Thema mit der
Saarlandischen Landesregierung an einem Strang
zieht.

Es ist wichtig, dass wir die Augen nicht verschlie-
Ben, und es ist nétig, dass wir das Thema differen-
ziert betrachten.

Es stimmt — wie in einem Antrag zu lesen ist —, dass
nicht jede Prostituierte eine Zwangsprostituierte ist.
Es stimmt, dass es Frauen und Manner gibt, die diese
Wahl fur sich freiwillig und selbstbestimmt treffen.
Diese Wahl haben wir zu akzeptieren. Aber es ist
schon die Frage, wo die Freiwilligkeit beginnt und
wo sie endet. Ist es wirklich noch freiwillig, wenn
sich jemand fur die Prostitution entscheidet, weil er
vielleicht keine andere Moglichkeit findet, seinen
Lebensunterhalt zu verdienen, obwohl er danach
sucht? Ist das noch freiwillig?

Ganz sicher konnen wir dann nicht mehr von Frei-
willigkeit reden, wenn es um das Thema ,Menschen-
handel und Zwangsprostitution” geht. Wenn man mit
offenen Augen durch die Szene geht, sieht man, dass
das Problem insbesondere durch Zuwanderung aus
osteuropdischen Landern massiv um sich greift. Ge-
rade in diesen Fdllen miissen wir tdtig werden. Wir
miissen alles daransetzen, dass Frauen, die zur Pros-
titution gezwungen worden sind, besser geholfen
wird, dass sie besser geschiitzt werden, als es heute
der Fall ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist
eine alte Weisheit, dass Politik mit dem Betrachten
der Realitat beginnt.

Zur Realitdat in Deutschland gehort, dass sich bei
uns nach konservativen Schéatzungen mittlerweile
400 000 Méanner und Frauen - vor allem Frauen -
prostituieren.

Zur Realitat gehort, dass wir durch die EU-Erweite-
rung, die ich soeben angesprochen habe, im Rahmen
von Armutswanderung eine massive Zunahme von
Prostitution, vor allem der StraBenprostitution, zu
verzeichnen haben.

Und zur Realitat gehort, dass wir neue Formen von
Prostitution wahrnehmen miissen, die — ich sage das
deutlich — mit Menschenwiirde und Selbstbestim-
mung Uberhaupt nichts mehr zu tun haben, die mit
unserem Gebot, dass die Wiirde des Menschen un-
verletzlich ist, nicht vereinbar sind. Dazu gehéren
zum Beispiel Flatrate-Bordelle und andere Erschei-
nungsformen.

Zur Betrachtung der Realitat gehort auch ein nuich-
terner, unverstellter Blick auf das Prostitutionsgesetz
aus dem Jahr 2002. Man muss niichtern anerkennen,
dass sich die Ziele und Erwartungen, die mit dem
Gesetz verbunden worden sind und tiber die wir alle
uns damals sicherlich einig waren, nicht erfullt ha-
ben.

Das ist eine Schlussfolgerung, die nicht nur etwa
die Ordnungskrafte vor Ort ziehen. Das ist nicht nur
meine personliche Einschatzung. Das ist die Ein-

schatzung zum Beispiel des Bundesfamilienministeri-
ums aus dem Jahre 2007, das das Gesetz hat evaluie-
ren lassen. Das ist die Einschatzung, die gedeckt
wird von einer Studie der Universitdat Gottingen aus
dem Jahr 2011 im Auftrag der Europaischen Union.
Und das ist die Einschatzung des aktuellen Berichts
des Europarates, der zu dem Ergebnis kommt, dass
das Gesetz nicht nur seine Ziele verfehlt hat, sondern
die Situation zumindest fiir einen GroBteil der Prosti-
tuierten geradezu verschlechtert hat.

Deswegen, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, ist eine umfassende Uberarbeitung des Gesetzes
notwendig. Ich bin froh dartiiber, dass sich auch die
Bundesregierung zu einer umfassenden Uberarbei-
tung bekannt hat.

Die groBe Koalition im Saarland hat unter Feder-
fihrung des christdemokratischen Sozialministe-
riums und des sozialdemokratischen Justizministe-
riums hierzu Vorschldage unterbreitet, die heute zur
Abstimmung stehen. Ein Teil der Vorschlage deckt
sich mit einer EntschlieBung des Europaischen Parla-
mentes zur sexuellen Ausbeutung vom Februar die-
ses Jahres.

Es sind Empfehlungen, die sicherlich auch in die-
sem Haus unproblematisch sind.

So wird empfohlen, dass die aufenthaltsrechtlichen
Regelungen fir Prostituierte insbesondere dann ver-
bessert werden sollen und miissen, wenn sie als Zeu-
ginnen gegen Zwangsprostitution, gegen Menschen-
héndler aussagen.

Sicherlich ist auch die Forderung unproblematisch,
dass es in Zukunft wieder eine Erlaubnispflicht fir
Prostitutionsstatten geben muss. Es ist ein Skandal
und es kann nicht sein, dass jede Eréffnung einer Im-
bissbude in Deutschland erlaubt werden muss, aber
bei Bordellen ist das nicht mehr der Fall.

Es ist sicherlich einhellige Meinung, dass es not-
wendig ist, die Zugangs- und Kontrollrechte mit Blick
auf die Prostitutionsstdatten bundeseinheitlich zu re-
geln.

Und es ist sicherlich unstreitig, dass wir eine regel-
maBige gesundheitliche Beratung fur Prostituierte
brauchen. Ich will betonen, dass es in unserem An-
trag nicht um Pflichtuntersuchungen geht. Aber wir
wissen aus den Gesprachen und aus den Diskussio-
nen insbesondere mit Selbsthilfeorganisationen, den
Organisationen, die auf der StraBe tatig sind, dass die
Frauen, die sich dort prostituieren, die ohne Riickhalt
aus anderen europdischen Staaten zuwandern und
uber keinerlei Sprachkenntnisse verfugen, ohne ein
entsprechendes Angebot, ohne Informationen und
ohne Begleitung tiberhaupt nicht wissen, dass sie die
Moéglichkeit haben, sich nicht nur untersuchen, son-
dern sich auch behandeln zu lassen, wenn es not-
wendig ist. Auch das ist eine Forderung, die dem
Schutz der Prostituierten dient.

Unser Antrag enthalt aber auch Forderungen, die
insbesondere von den rotgrin regierten Bundeslan-
dern kritisch gesehen und begleitet werden. Das be-
trifft zum Beispiel die Meldepflicht.

Wir wollen, dass etwa der Wechsel der Besitzer-
schaft einer Prostitutionsstatte von demjenigen, der
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sozusagen nach auBlen vertretungsberechtigt ist, an-
gezeigt wird. Was spricht eigentlich dagegen? In an-
deren Gewerben ist das Normalitat.

Wir wollen, dass diejenigen, die dort beschaftigt
sind, angemeldet werden. Was spricht dagegen? Es
war doch gerade das Ziel des Gesetzes von 2002, aus
der Prostitution so etwas wie eine anerkannte Arbeit
mit entsprechenden Regelungen zu machen. Warum
keine Meldepflichten fiir diese — in Anfuhrungszei-
chen — Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer?

Wir wollen, dass insbesondere Heranwachsende
besser geschiitzt werden. Die Konferenz der Gleich-
stellungs- und Frauenministerinnen und -minister
hat im Jahr 2011 einstimmig, also mit den Stimmen
auch der grinen Kolleginnen und Kollegen, festge-
stellt, dass die Heranwachsenden eine sehr vulnera-
ble Gruppe sind. Wir stellen mit Blick auf die Zuwan-
derung aus Osteuropa fest, dass immer mehr junge
Frauen, immer mehr Madchen in die Prostitution ge-
zwungen sind — in einem Alter, in dem es zu ihrer
personlichen Entwicklung besonderer Schutzvor-
schriften bedarf. Deswegen ist es aus meiner Sicht
richtig und wichtig, dass wir auf der Grundlage des-
sen, was die Gleichstellungsministerkonferenz emp-
fohlen hat, iber weitere MaBnahmen diskutieren.

Kritisch gesehen wird das Thema ,Freierbestra-
fung”. Ich bin sehr dankbar dafir, dass im Koalitions-
vertrag der groBen Koalition auf der Bundesebene
vereinbart worden ist — ich darf zitieren —:

Wir werden nicht nur gegen die Menschen-
handler, sondern auch gegen diejenigen, die
wissentlich und willentlich die Zwangslage der
Opfer von Menschenhandel und Zwangsprosti-
tution ausnutzen und diese zu sexuellen Hand-
lungen missbrauchen, vorgehen.

Nun mag der eine oder andere sagen: Wenn ich es
besonders eng auslege, gibt das eine Bestrafung von
Freiern, die eine solche Zwangslage ausnutzen, nicht
her. Ich frage Sie: Mit welchem anderen Mittel wol-
len Sie es tun, wenn nicht mit den Mitteln des Straf-
rechts?

Mir ist sehr wohl bewusst, dass auch argumentiert
wird, dies sei ja nur ein Symbol. Meine sehr geehrten
Damen und Herren, mit jeder Entscheidung, etwas in
einem Gesetz oder einer Verfassung zu verankern,
trifft der Staat in gewisser Art und Weise symbolhaft
eine Werteentscheidung nach auflen.

Ich bin sehr stolz darauf, dass wir im Saarland in
unserer Verfassung zum Beispiel die Kinderrechte
verankert haben. Ich setze mich dafiir ein, dass das
auch im Grundgesetz der Fall ist. Aber ich kann mich
noch gut an die Diskussion erinnern, die da lautete,
das sei eigentlich nur ein Symbol, das sei unnétig;
denn nach dem Grundgesetz ist die Wiirde des Men-
schen unantastbar, und darunter fallen unzweifelhaft
auch alle Kinder. Trotzdem sagen wir: Wenn wir die
Kinder als eigene Gruppe schiitzen und ihre Rechte
im Grundgesetz verankern, ist das ein starker Aus-
druck einer politischen Werteentscheidung.

Dann wird argumentiert: Das ist mit Blick auf den
subjektiven Tatbestand, den Vorsatz, iberhaupt nicht

verfolgbar. Auch das, meine sehr geehrten Damen
und Herren, erinnert mich fatal an die Diskussion,
die wir uber das Thema , Vergewaltigung in der Ehe”
gefiithrt haben. Auch damals war das Hauptargument
derjenigen, die sich gegen eine Strafbarkeit der Ver-
gewaltigung in der Ehe ausgesprochen haben: In ei-
ner Situation, in der nur die beiden Ehepartner zuge-
gen sind, kéonnen wir das nicht justiziabel machen,
konnen wir nicht ermitteln. — Wir haben uns damals
—ich sage: zu Recht - dafir entschieden, dass die
Vergewaltigung in der Ehe strafbar wird, mit dem Ar-
gument: Wenn wir es nicht tun, dann setzt das das
Signal, dass Ehe und Familie ein rechtsfreier Raum
sind. Wir haben gesagt: Dieses Signal konnen, wollen
und dirfen wir nicht setzen. Deswegen haben wir
uns fir die Strafbarkeit entschieden. Ich frage mich,
warum in diesem Fall nicht ein gleich starkes Signal
gesetzt werden sollte.

Ich kann feststellen: Es ist gut, dass der Bundesrat
heute das Signal aussendet, dass wir gemeinsam
Schritte zur besseren Bekampfung der Prostitution
und der Fehlentwicklungen, die wir alle miteinander
beklagen, unternehmen wollen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist
nicht gut, es ist geradezu zu bedauern, dass wir nicht
den Mut haben, heute aus den Reihen des Bundesra-
tes das starkstmogliche Signal zu senden. Wenn ich
die aktuellen Pressemeldungen lese, sowohl das, was
die zustandige Bundesministerin gesagt hat, als auch
das, was die stellvertretende Vorsitzende der SPD-
Bundestagsfraktion Eva H6 gl gestern gesagt hat,
dass sich namlich die SPD den Eckpunkten der Union
zur Bekampfung von Zwangsprostitution und Men-
schenhandel weitgehend anschlieBen will, bleibt al-
lerdings die Hoffnung, dass wir auf der Ebene des
Bundestages und der Bundesregierung das starkst-
mogliche Signal senden, dass wir es mit der Bekamp-
fung der Prostitution in unserem Land ernst meinen. —
Herzlichen Dank.

Prasident Stephan Weil: Vielen Dank!

Das Wort hat Frau Parlamentarische Staatssekreta-
rin Ferner aus dem Bundesministerium fir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend.

Elke Ferner, Parl. Staatssekretarin bei der Bundes-
ministerin fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend:
Herr Prasident! Sehr geehrte Damen und Herren! Es
freut mich sehr, dass sich der Bundesrat heute mit
dem wichtigen Thema ,Regulierung der legalen
Prostitution” befasst. Damit knupft er an die Verein-
barungen des Koalitionsvertrags an, die wir nun zi-
gig umsetzen wollen.

Besonders wichtig ist eine starkere gesetzliche Re-
gulierung der legalen Prostitution, um die in der
Prostitution Arbeitenden vor Ausbeutung und un-
wiirdigen Sexpraktiken zu schiitzen, aber auch um
klarere Grenzen zwischen legaler Prostitution einer-
seits, Menschenhandel und Zwangsprostitution an-
dererseits zu ziehen. Ein entsprechender Gesetzent-
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wurf wird in unserem Haus gerade erarbeitet und soll
noch in diesem Jahr vorgestellt werden.

Ich freue mich besonders dariiber, dass es offenbar
auch im Bundesrat eine breite Einigung uber wich-
tige Kernbestandteile einer gesetzlichen Initiative
zur Regulierung von Prostitution gibt. Das betrifft die
Erlaubnispflicht von Prostitutionsstdatten. Denn die
Erlaubnispflicht von Prostitutionsstatten einschlief3-
lich einer Zuverlassigkeitsprifung der Betreiber und
verbesserte Aufsichts- und Kontrollbefugnisse, aber
auch eine entsprechende Kontrolldichte im Bereich
des Prostitutionsgewerbes sind entscheidende Schlus-
sel, um unsere Ziele zu erreichen: Ausbeutung ein-
dammen und verhindern, Arbeitsbedingungen ver-
bessern, Frauen und Manner in der Prostitution
schitzen und ihre Selbstbestimmungsrechte durch-
setzen, Menschenhandel und andere Kriminalitat be-
kampfen, das heiBit Kriminelle aus dem legalen Be-
reich herausdrdangen, aber keine Kriminalisierung
der Prostitution und der Prostituierten.

Frau Kramp-Karrenbauer hat es angesprochen:
Man muss beim Thema , Armutsprostitution” auch in
den Herkunftslandern ansetzen, dort Lebensbedin-
gungen schaffen, damit Frauen nicht in andere Lan-
der reisen und einwandern miissen, um sich dort zu
prostituieren.

Zum nuchternen Blick, von dem soeben gespro-
chen worden ist, gehort aber auch, dass man es sich
nicht so einfach machen darf, das Prostitutionsgesetz
von 2001 quasi zum Schuldigen fiir die Situation, wie
sie heute ist, zu erkldren. Damals gab es im Bundes-
rat keine Mehrheit fiir eine Regulierung der legalen
Prostitution. Ich bin froh dartiber, dass jetzt sowohl
im Bundestag als auch im Bundesrat offenkundig
Mehrheiten dafiir bestehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ohne be-
hordlich durchsetzbare fachgesetzliche Vorgaben
wird sich die Situation der in der Prostitution Tatigen
nicht verbessern. Damit konnen wir auch die Grund-
lagen schaffen, um kinftig menschenunwiirdige Ge-
schaftsmodelle, zum Beispiel Flatrate-Bordelle, zu
verbieten.

Wichtig ist, dass die Regelungen, die wir aufstellen,
in der Praxis funktionieren, dass sie Hand und Fuf}
haben. Daher plant mein Haus am 12. Juni die Anho-
rung eines breiten Spektrums von Sachverstdandigen.
Wir laden unter anderen Verbdnde, Fachberatungs-
stellen, Polizei und BKA, die Wissenschaft, Gewerbe-
amter und Prostituierte selbst ein. Selbstverstandlich
werden auch die Lander und die kommunalen Spit-
zenverbande Gelegenheit zur Stellungnahme erhal-
ten.

Neben diesen gesetzgeberischen Schritten sind
zielgruppengerechte Beratungsangebote fiir Men-
schen in der Prostitution und fiir Menschenhandels-
opfer sehr wichtig. Hier sehe ich Lander und Kom-
munen weiter besonders in der Pflicht.

Das BMFSFJ fordert bereits seit 2009 ein Modell-
projekt zur Unterstiitzung des Ausstiegs aus der Pros-
titution. Von den im Herbst 2015 vorliegenden Er-
gebnissen der wissenschaftlichen Begleitung erhoffe

ich mir neue Impulse fir entsprechende Angebote
der Lander und Kommunen.

AuBerdem férdern wir weiterhin die Arbeit des Ko-
ordinierungskreises gegen Frauenhandel und Gewalt
an Frauen im Migrationsprozess als bundesweite
Vernetzung der Fachberatungsstellen fiir Menschen-
handelsopfer.

Ich mo6chte an dieser Stelle den Frauen und Man-
nern in den Fachberatungsstellen fiir ihre engagierte
und wahrlich nicht einfache Arbeit sehr herzlich dan-
ken.

Mit dem bundesweiten Hilfetelefon bei Gewalt ge-
gen Frauen unter der Nummer 08000 116 016 steht
auch fir Menschenhandelsopfer ein mehrsprachiges
anonymes Erstberatungsangebot rund um die Uhr
bereit.

Ich bin mir sicher, meine sehr geehrten Damen und
Herren, dass wir auf der Basis des Koalitionsvertra-
ges und der heutigen EntschlieBung des Bundesrates
sowie der noch geplanten Expertenanhorungen
einen Gesetzentwurf vorlegen konnen, der klar zwi-
schen legaler Prostitution einerseits, Menschenhan-
del und Zwangsprostitution andererseits unterschei-
det, der die langst uberfallige Regulierung der
legalen Prostitution beinhaltet, der den 2001 einge-
leiteten Paradigmenwechsel vom Schutz vor der
Prostitution zum Schutz in der Prostitution nicht in
Frage stellt und der dazu fihrt, dass Menschenhan-
del und Zwangsprostitution wirksam bekampft wer-
den konnen. Dazu brauchen wir vor allen Dingen
eine sachliche Debatte und differenzierte MaBnah-
men. Ich bin mir sicher, dass wir das am Ende des
Jahres erreicht haben. — Schonen Dank.

Prasident Stephan Weil: Vielen Dank!
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Je eine Erklarung zu Protokoll*) abgegeben haben
Frau Ministerin Rundt (Niedersachsen) und Frau
Ministerin Dr. Schwall-Diiren (Nordrhein-Westfa-
len).

Uns liegen zur Abstimmung die Ausschussempfeh-
lungen vor. Ich frage zundachst: Wer ist fiir die vom
Gesundheitsausschuss empfohlene Neufassung der
EntschlieBung unter Ziffer 1?2 — Das ist eine Minder-
heit.

Dann frage ich: Wer ist fiir die vom Ausschuss fir
Frauen und Jugend empfohlene Neufassung der Ent-
schlieBung unter Ziffer 2?2 — Das ist die Mehrheit.

Damit entfallen die Ziffern 3 und 4.

Wir kommen zur Schlussabstimmung: Wer dafir
ist, die EntschlieBung in der soeben festgelegten
Fassung anzunehmen, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Das ist wiederum die Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

*) Anlagen 9 und 10
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Zur gemeinsamen Abstimmung nach § 29 Absatz 2
der Geschaftsordnung rufe ich die in dem Umdruck
3/2014% zusammengefassten Beratungsgegenstinde
auf. Es sind dies die Tagesordnungspunkte:

2,11, 12, 15, 16, 19, 22 bis 32 und 38.

Wer den Empfehlungen und Vorschligen folgen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen. — Vielen
Dank!

Dann ist so beschlossen.
Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 3:

Entwurf eines Gesetzes zur Bekampfung von
Steuerstraftaten im Bankenbereich - Antrag
der Lander Baden-Wiirttemberg, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen gemal § 36 Absatz 2
GO BR - (Drucksache 117/14)

Dem Antrag ist Rheinland Pfalz beigetreten.

Mir liegt eine Wortmeldung von Herrn Minister
Friedrich aus Baden-Wirttemberg vor.

Peter Friedrich (Baden-Wiirttemberg): Herr Prési-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In der ,Spar-
kassenZeitung” wurde kiirzlich eine berechtigte
Frage gestellt: ,Uli HoeneB rickt in die JVA
Landsberg ein. Doch was passiert eigentlich mit der
Schweizer Vontobel-Bank?"

20 272 Selbstanzeigen gab es allein in Baden-
Wiirttemberg seit Februar 2010. Die betroffenen
Steuersunder entrichten ihre Steuern nebst Strafzu-
schlag nach. Wenn die Strafbefreiung nicht eintritt,
wie im Fall HoeneB3, kommt es auch zu strafrechtli-
chen Konsequenzen. Doch was passiert eigentlich
mit den beteiligten Banken?

Am 16. April 2013, nach dem Ankauf einer Steuer-
CD durch das Land Rheinland-Pfalz, finden zahlrei-
che Hausdurchsuchungen statt. Wegen Beihilfe zur
Steuerhinterziehung werden Verfahren gegen Mitar-
beiter der Credit Suisse, der ehemaligen Clariden
Leu AG und der Neuen Aargauer Bank eingeleitet.
Die Staatsanwaltschaft ermittelt gegen Mitarbeiter.
Doch was passiert eigentlich mit den Banken als In-
stitutionen selbst?

Der Bundesfinanzhof wird in Kiirze entscheiden, ob
das sogenannte Dividendenstripping durch zahlrei-
che Banken legal war. Im Raum steht der Vorwurf,
Banken hatten sich die einmal gezahlte Kapital-
ertragsteuer mehrfach erstatten lassen. Wenn sich
die Vorwtrfe erharten, konnen die verantwortlichen
Mitarbeiter auch strafrechtlich zur Rechenschaft ge-
zogen werden. Doch was passiert eigentlich mit den
beteiligten Banken?

Die rechtliche Antwort lautet: Banken sind juristi-
sche Personen. Juristische Personen kénnen nicht mit
Hilfe des Strafrechts belangt werden. Wir konnen sie
aber mit Hilfe des offentlichen Rechts zur Rechen-

*) Anlage 11

schaft ziehen, wenn sie sich nicht an Recht und Ge-
setz halten.

Bisher ist das Kreditwesengesetz iiberhaupt nicht
auf den Tatbestand der systematischen Beihilfe zur
Steuerhinterziehung eingestellt. Steuerhinterziehung
darf aber kein Geschéaftsmodell fiir Banken sein. Da-
her wollen wir das Kreditwesengesetz gemeinsam
mit Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen andern.

Kern unseres Gesetzesantrags ist ein gestuftes Sys-
tem von Sanktionen gegen Kreditinstitute, die ihren
Kunden Steuerhinterziehung ermdglichen, statt mit
den Finanzbehoérden zu kooperieren. Im Einzelnen
sind folgende MaBnahmen vorgesehen:

Falls leitende Mitarbeiter der Bank nachweislich
Steuerstraftaten begangen, Kunden der Bank zu de-
ren Steuerstraftaten angestiftet oder ihnen Beihilfe
geleistet haben, kann die BaFin die Banklizenz auf-
heben. Bleiben die Steuerstraftaten auf Teile der
Banken, etwa Filialen, beschrankt, so kann die BaFin
diese Teile schlieBen. Richtet sich der Vorwurf nur
gegen einzelne Vorstdnde, Bereichs- oder Filialleiter,
so kann die BaFin deren Abberufung verlangen.

AuBerdem wird eine sichere Rechtsgrundlage fiir
die Ubermittlung von Informationen von den Finanz-
behoérden an die BaFin geschaffen.

SchlieBlich kann die Banklizenz auch entzogen
werden, wenn die Bank ihren Auskunfts- und Mit-
wirkungspflichten gegentuber den Steuerbehorden
nicht nachkommt.

Unser Ziel ist klar: Wir wollen wirksame Instru-
mente im Kampf fur Steuergerechtigkeit und gegen
Steuerhinterziehung; denn Steuerhinterziehung un-
tergrabt das Vertrauen in den Rechtsstaat, entzieht
der Gesellschaft Ressourcen und gefahrdet den Zu-
sammenhalt. Dies ist Diebstahl am Gemeinwesen.

Bei der erstmaligen Einbringung hatte die alte
Bundesregierung in ihrer GegenduBerung erklart,
das geltende Recht geniige, um das von uns ange-
strebte Ziel zu erreichen. Doch vor dem Hintergrund
offentlich gewordenen Fehlverhaltens von Banken
drangen sich Fragen auf: In wie vielen Fallen wurde
einer Bank wegen des gehauften Auftretens von
Steuerstraftaten bisher die Erlaubnis entzogen? Wie
viele Bankfilialen wurden geschlossen, weil diese
Banken systematische Beihilfe zur Steuerhinterzie-
hung leisteten? Wie viele Vorstande oder leitende
Mitarbeiter mussten gehen, weil unter ihrer Fiihrung
Beihilfe zur Steuerhinterziehung gang und gabe war?
Uns ist bisher kein solcher Fall bekannt.

Deswegen ist der Gesetzentwurf notwendig. Er
stellt sicher, dass in Zukunft nicht nur Einzelperso-
nen, wie Kunden oder Mitarbeiter, bestraft werden;
er sorgt dafir, dass auch die beteiligten Banken mit
Sanktionen bis hin zur SchlieBung belegt werden
koénnen. Das ist nicht nur im Interesse der ehrlichen
Steuerzahler; es ist vor allem im Interesse der Viel-
zahl der ehrlichen Banken. Sie haben das mangelnde
Vertrauen in die Branche nach der Krise nicht zu ver-
antworten, doch sie leiden genauso unter den Konse-
quenzen. Vertrauen kann nur neu entstehen, wenn
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sich die schwarzen Schafe ihrer Verantwortung nicht
langer entziehen kénnen.

BaFin-Chefin Elke K6nig erklarte kiirzlich:

Sollten sich die Hinweise bewahrheiten, dass
ein Institut systematisch gegen Steuerrecht ver-
stoBt oder dabei hilft, werden wir das bankauf-
sichtlich untersuchen.

Lassen Sie uns heute den Weg dafur freimachen,
dass es nicht nur bei Untersuchungen bleibt, sondern
dass auch Konsequenzen moglich sind!

Prasident Stephan Weil: Vielen Dank!

Das Wort hat Minister Dr. Walter-Borjans aus Nord-
rhein-Westfalen.

Dr. Norbert Walter-Borjans (Nordrhein-Westfalen):
Herr Prasident, meine Damen und Herren! In den
ersten drei Monaten des Jahres 2014 sind allein in
Nordrhein-Westfalen mehr als 2 660 Selbstanzeigen
von Steuerhinterziehern eingegangen. Das ist ziem-
lich genau finfmal so viel wie in den ersten drei Mo-
naten des vergangenen Jahres. Damals waren es
namlich 538.

Ich werde angesichts dieser Zahlen haufiger ge-
fragt, ob ich dabei eigentlich Genugtuung empfinde.
Ich kann das hier ganz freimttig mit einem klaren Ja
beantworten; das tue ich, und zwar deshalb, weil
diese Entwicklung beweist, dass wir die in ihrem
Umfang weit uber das, was wir selber erwartet ha-
ben, hinausgehende Gruppe von Trittbrettfahrern,
die sich gegen das Gesetz stellen, ordentlich aufge-
mischt haben. Vielen ist erst in den letzten Jahren
deutlich geworden, dass Trittbrettfahrer keine harm-
losen Kavaliere auf Abwegen sind. Dass dies anders
geworden ist, liegt an der gewachsenen guten Zu-
sammenarbeit zwischen Bund und Landern, fir die
ich an dieser Stelle einen herzlichen Dank sage.

Vielen ehrlichen Steuerzahlern selbst ist erst in den
vergangenen Jahren das Ausmal deutlich geworden,
in dem andere wie selbstverstandlich die Leistungen
unseres Gemeinwesens in Anspruch nehmen, die In-
frastruktur nutzen, das Bildungssystem nutzen und
sich der Sicherheit in Deutschland, hoher Sicher-
heitsstandards, erfreuen. Darauf haben sie ihren
Wohlstand aufgebaut. Aber dann, wenn es um die
Beteiligung an den Kosten geht, verdriicken sie sich.

Nie war so deutlich, dass es uns an einem automa-
tischen Informationsaustausch zwischen Banken und
Steuerbehorden fehlt und dass der fehlende Informa-
tionsaustausch Steuerbetrug zur Folge hat. Hinzu
kommt: Steuerbetriiger stehen zunehmend in der
Gefahr, verpfiffen zu werden. Diese Kette bekampft
man nicht an ihrem Ende, wie es manch einer gerne
tate, indem der Verrat des Steuerbetrigers die ei-
gentliche Straftat ist, sondern man bekampft sie am
Anfang, indem man dafiir sorgt, dass der automati-
sche Informationsaustausch flachendeckend Wirk-
lichkeit wird, in dessen Folge der Steuerbetrug ver-
hindert wird. Dann braucht man auch keine CD

mehr; denn auf dieser steht nichts mehr, was man
noch groBartig verwenden kénnte.

Das mittlere Glied dieser Kette allerdings, namlich
der Betrug, ist nicht nur Sache der Betriiger, sondern
er ist in zunehmendem Male — dies ist erst in jinge-
rer Vergangenheit besonders deutlich geworden —
auch Folge einer organisierten, groer gewordenen
Beihilfeindustrie zum Steuerbetrug. Diese gibt es
—um gerade auch angesichts der Gaste, die wir heute
haben, Missverstandnissen entgegenzutreten — ganz
sicher nicht nur in der Schweiz. In der Schweiz haben
der Druck und die Sorge besonders der groBen Ban-
ken, dass Beihilfe am Ende zum Verlustgeschaft wer-
den kann, offenbar sogar zu einem groBeren Mei-
nungswandel gefiihrt, als dies in manch anderem
Land der Fall ist, Deutschland eingeschlossen.

Viele Selbstanzeigen sind eben auch Folge des
Drucks, den groBe Schweizer Banken auf ihnen mitt-
lerweile unliebsame Kunden aus Furcht vor sehr teu-
ren Konsequenzen ausiiben.

Hier liegt der Ausgangspunkt fur die Initiative, fir
den Gesetzesantrag, den wir gemeinsam mit Baden-
Wirttemberg und Niedersachsen schon in der ver-
gangenen Legislaturperiode eingebracht hatten und
der dann der Diskontinuitat anheimgefallen ist.

Klarere Regeln zur Bekampfung der organisierten
Beihilfe sind noétig. Die Auswertung von Steuer-CDs
gibt tiefen Einblick nicht nur in die Tricks von Steu-
erbetriigern, sondern zunehmend auch in die Prakti-
ken mancher Bank bis hin zu Schulungsmaterialien,
wie man vorgeht, um denen, die ihr Geld verstecken
wollen, dabei helfen zu kénnen. Das darf nicht sein.

Dass ein solches Unternehmen wenig befiirchten
muss, weil vielleicht einzelne Mitarbeiter zur Re-
chenschaft gezogen werden koénnen, der Bankchef
oder der Vorstand oder die Bank insgesamt aber nur,
wenn man dem Vorstand oder der Geschaftsleitung
selbst die Beteiligung nachweisen kann, ist kein halt-
barer Zustand.

Wir setzen deshalb bei der Erganzung des Kredit-
wesengesetzes an. Wir wollen der Aufsicht einen
MaBnahmenkatalog an die Hand geben, der im &du-
Bersten Fall den Entzug der Lizenz umfasst.

Wenn wir wirksam gegen Steuerbetrug angehen
wollen, dann reicht es nicht, auf die nachgewiesene
Kenntnis in der Person des Geschaftsleiters abzustel-
len, um tberhaupt tatig werden zu kénnen. Wir wol-
len Sanktionsmoéglichkeiten gegen das Unternehmen
auch fiir den Fall schaffen, dass Mitarbeiter unter-
halb der Geschaftsfihrung bei Steuervergehen hel-
fen. Wie ausgekligelt das geschieht — dies habe ich
soeben schon gesagt —, ist auf mancher CD zutage
gefordert worden.

(Vorsitz: Amtierender Prasident Horst
Seehofer)

Wir machen in unserem Vorstoll klar, dass ein Li-
zenzentzug auch dann droht, wenn sich Banken der
notwendigen Kooperation mit den Steuerbehoérden
verweigern, und dass es uns damit ernst ist, gegen
Steuerbetrug wirksam vorzugehen; denn den Scha-
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den, der dadurch entsteht, haben am Ende die Ehrli-
chen aufzufangen. Dieses Geld fehlt fur Infrastruktur,
Bildung, Sicherheit. Das haben alle auf Nachfragen
immer wieder tbereinstimmend deutlich gemacht.
Der beste Beleg dafiir, dass es uns ernst ist, ist ein
klares Ja dazu, dass wir das richtige Instrumentarium
schaffen. Das brauchen wir. In anderen Landern gibt
es das, und es wird dort wirksam eingesetzt.

Deswegen bitte ich an dieser Stelle sehr herzlich
um Thre klare Zustimmung zu unserem Antrag. — Vie-
len Dank.

Amtierender Prasident Horst Seehofer: Ich danke.

Das Wort hat nun Minister Schneider (Niedersach-
sen).

Peter-Jiirgen Schneider (Niedersachsen): Herr Pra-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Das Fundament unseres Staates, das Erfolgsmodell
der Bundesrepublik Deutschland sind Freiheit, Ge-
rechtigkeit und Solidaritat. Die Frage der Steuerge-
rechtigkeit kommt dabei zunehmend in den Fokus.

Zum einen muss das Abgabensystem fiir sich von
den Menschen als gerecht empfunden werden. Nur
dann findet die Steuererhebung durch den Staat die
notige Akzeptanz.

Zum anderen muss sichergestellt werden, dass sich
niemand der Steuer systematisch entziehen kann.

Ein wesentlicher Beitrag zur Schaffung von Akzep-
tanz ist daher der Kampf gegen Steuerbetrug. Vom
Staat durch Nichtstun geduldeter Steuerbetrug ver-
letzt das Gerechtigkeitsempfinden der Menschen in
seinen Fundamenten. Es ist fatal, wenn der Eindruck
entsteht, dass sich Ehrlichkeit nicht auszahlt und der
Betrug am Gemeinwesen gewissermalen belohnt
wird.

Wir stellen erfreulicherweise fest, dass die Sensibi-
litat in der Gesellschaft in Bezug auf Steuerbetriiger
und Steuerhinterzieher in den vergangenen Jahren
immer starker gestiegen ist. Die Politik kann sich in
ihrem Bemiihen um mehr Steuergerechtigkeit mitt-
lerweile der breiten Unterstiitzung der Bevolkerung
sicher sein — sei es bei den in Arbeit befindlichen
Vereinbarungen zum verbesserten internationalen
Informationsaustausch auf EU-Ebene oder auf der
Ebene der OECD, sei es bei der Verscharfung der Vo-
raussetzungen einer strafbefreienden Selbstanzeige
oder bei der Verbesserung der Ausstattung unserer
steuerlichen AuBendienste in Betriebsprifung und
Steuerfahndung. Diesbeziiglich tut sich gegenwartig
in allen Landern viel; denn wir miissen handeln, um
die Akzeptanz zu erhalten und auszubauen.

In diesem Zusammenhang muss unser Augenmerk
auf das inakzeptable Verhalten einiger Banken ge-
richtet werden. Es geht nicht nur um Zinsmanipula-
tionen. Dem Gemeinwesen entgehen auch deswegen
Milliarden Euro an Steuergeldern, weil sich einige
Finanzinstitute unangemessen verhalten, sich ihren
Pilichten entziehen, nicht in gebotenem MaBe mit
den Finanzamtern kooperieren, sondern Steuerbe-

trug gar systematisch dulden oder Geschaftsmodelle
entwickelt haben, die dies befordern. Da wird etwa
Kunden geraten, Geld ins Ausland zu transferieren,
um der Steuerpflicht in Deutschland zu entgehen.

Ich nenne in diesem Zusammenhang beispielhaft
die Cum-Ex-Geschafte, iiber die aktuell in der Presse
diskutiert wird. Hier geht es, vereinfacht gesprochen,
darum, dass zwei Akteure am Finanzmarkt durch
Leerverkaufe von Aktien tiber auslandische Banken
versuchen, sich eine nur einmal an das Finanzamt
abgefuhrte Kapitalertragsteuer doppelt oder sogar
mehrfach erstatten zu lassen.

Bis 2011 sah unser Steuerrecht vor, dass die fallige
Kapitalertragsteuer auf Dividenden von an der Borse
gehandelten Unternehmen vom Unternehmen selbst
an das Finanzamt abgefiuhrt werden musste, wah-
rend der Aktiondr seine Steuerbescheinigung hierfir
von einem anderen, namlich seiner Bank, erhielt.

Hier setzten die Cum-Ex-Geschafte an. Kurz vor
und nach dem Dividendenstichtag wurden die Ak-
tien in groBem Stil hin und her verkauft, ohne dass
der Verkaufer iiberhaupt tiber die Aktien verfiigte. Er
hat leerverkauft. Der Leerverkdufer verkaufte Ak-
tien, die er gar nicht hatte, vor dem Dividendenstich-
tag mit Dividendenanspruch, deckte sich nach der
Dividendenzahlung mit Aktien ohne Dividendenan-
spruch ein und lieferte diese mit einer Kompensa-
tionszahlung fur den entfallenen Dividendenanspruch
an den Leerkdufer. Beschrankten sich diese Ge-
schafte auf das Inland, konnte nichts passieren.

Bei den missbrdauchlichen Gestaltungen - das ist
von erheblicher Dimension - sind Leerverkaufer und
Leerkaufer deswegen bewusst den Weg tber das
Ausland gegangen. Sie haben es ausgenutzt, wie
komplex die Abwicklung von Aktiengeschéaften
heutzutage ist, und spekulierten darauf, dass die
Bank des Kaufers nicht merkt, dass es sich um eine
missbrauchliche Leerverkaufsgestaltung handelt und
sie eigentlich eine Steuerbescheinigung nicht hatte
ausstellen durfen. Die Steuerbescheinigung der Kau-
ferbank ist die eigentliche Beute dieser Gestaltungs-
modelle. Sie haben sich am Ende die beiden Finanz-
marktakteure geteilt.

Wie es aussieht, haben Banken bei den Cum-Ex-
Geschaften aktiv mitgemacht, und zwar sowohl als
Leerkaufer als auch als Leerverkaufer. Wenn sich
dies bestatigt, haben die Banken also einmal anderen
— Dritten — zu unberechtigten Steuervorteilen verhol-
fen. Ein anderes Mal haben sie sich selbst unberech-
tigte Steuervorteile verschafft. Damit steht der Ver-
dacht der Steuerhinterziehung beziehungsweise der
Anstiftung oder Beihilfe zur Steuerhinterziehung im
Raum.

Wenn wir solches Verhalten dulden, wenn das
Agieren im Graubereich nahezu risikolos moéglich er-
scheint und die einzelne Bank sich bei Fehlverhalten
ihrer Mitarbeiter keine ernsthaften Sorgen machen
muss, dann untergrdbt dies das Vertrauen der Blirger
in das deutsche Steuersystem und schadigt im Ubri-
gen den Ruf der deutschen Kreditinstitute. Wir alle
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wissen, dass Vertrauen zwingende Voraussetzung fur
ein funktionierendes Bankensystem ist.

Es besteht also Handlungsbedarf. Erforderlich ist
eine wirksame Starkung der Bankenaufsicht. Der In-
strumentenkasten der BaFin muss so ausgestaltet
werden, dass aufsichtsrechtliche MaBnahmen gestaf-
felt zum Einsatz gebracht werden konnen, wenn ein
Institut insgesamt in die Illegalitdat abzugleiten be-
ginnt, weil sich Mitarbeiter nachhaltig mit dem Bege-
hen oder Anstiften oder Beférdern von Steuerstrafta-
ten betdatigen.

Zu den Einzelheiten des Gesetzes verweise ich auf
meine beiden Vorredner; das will ich aus zeitokono-
mischen Griinden nicht wiederholen.

Der Gesetzentwurf ist geeignet, eine weitere Liicke
bei der Verfolgung von Steuerbetrug zu schlieen.
Eine in ihren Kompetenzen gestarkte BaFin wird eine
wichtige Rolle bei der Bekdmpfung von Steuerbetrug
einnehmen. Im Ergebnis wird auch fir den Biirger
wieder klar erkennbar, dass Steuergerechtigkeit kein
bloBes Schlagwort ist.

Ich bitte um Unterstiitzung unseres Antrags. — Vie-
len Dank fur die Aufmerksamkeit.

Amtierender Prasident Horst Seehofer: Ich danke.
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Es ist beantragt, be-
reits heute in der Sache zu entscheiden. Wer fir die
sofortige Sachentscheidung ist, den bitte ich um das
Handzeichen. — Das ist die Mehrheit.

Dann stimmen wir iiber die erneute Einbringung
des Gesetzentwurfs beim Deutschen Bundestag ab.
Wer ist dafiir? — Mehrheit.

Es ist so beschlossen.

Herr Minister Dr. Schmid (Baden-Wiirttemberg)
wird zum Beauftragten fiir die Beratungen des Ge-
setzentwurfs im Deutschen Bundestag bestellt.

Wir kommen zu Punkt 4:

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Waf-
fengesetzes — Antrag des Landes Niedersach-
sen gemaB § 36 Absatz 2 GO BR - (Drucksache
115/14)

Es liegt eine Wortmeldung vor: Herr Minister
Pistorius (Niedersachsen).

Boris Pistorius (Niedersachsen): Sehr geehrter
Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Das Land
Niedersachsen schlagt dem Bundesrat eine Verschar-
fung des Waffenrechts vor.

Eine solche Regelung wird in Zukunft ein Baustein
sein fiir den Schutz der Gesundheit oder sogar des
Lebens unschuldiger Menschen. Eine solche Wer-
tung ist durchaus gerechtfertigt, wenn wir uns an die
Taten der Terrorzelle ,Nationalsozialistischer Unter-
grund” erinnern. Der sogenannte NSU hat die Bun-
desrepublik tiber Jahre hinweg unerkannt mit geziel-
ten feigen Mordanschlagen terrorisiert. Eine Lehre

aus dieser Zeit ist es, dass der Rechtsextremismus
eine Gefahr fiir uns alle darstellt, die nach wie vor
nicht unterschatzt werden darf.

Es ist deshalb gut, dass im Rahmen der Innenminis-
terkonferenz mehrere wichtige Schritte eingeleitet
wurden. Dazu zahle ich das noch laufende NPD-Ver-
botsverfahren, das der Bundesrat selbst initiiert hat,
aber auch die neue Rechtsextremismus-Datei und
das Gemeinsame Abwehrzentrum gegen Rechts-
extremismus.

Der NSU hat uns verdeutlicht, welch groBes Leid
selbst zahlenmdBig kleine Gruppen mit Waffenge-
walt anrichten kénnen, und das im ganzen Land. Wir
miussen uns ins Bewusstsein rufen: Wer Waffen mit
sich tragt, tragt damit untrennbar eine gro3e Verant-
wortung. So muss der Gesetzgeber auch dafir sor-
gen, dass Waffen nicht in verantwortungslose Hande
gelangen kénnen. Waffen — dariiber sind wir uns ei-
nig — haben in den Handen von Extremisten nichts
verloren. Wir miissen deshalb vorhandene Instru-
mente nutzen und unsere Moglichkeiten ausschop-
fen, um der Gefahr rechtzeitig und wirkungsvoll vor-
zubeugen.

Niedersachsen will dazu mit seinem Antrag die In-
formationsgrundlage der Waffenbehorden verbes-
sern. Die vorhandenen Informationen des Verfas-
sungsschutzes tber extremistische Bestrebungen
einzelner Personen sollen in jedem Fall, nicht nur an-
lassbezogen an die Waffenbehérden weitergegeben
werden dirfen.

Mit unserem Antrag soll eine Regelabfrage beim
Verfassungsschutz als fester Bestandteil der waffen-
rechtlichen Zuverlassigkeitsprifung gesetzlich ver-
ankert werden. Wir sind davon tuberzeugt, dass
sicherheitsrelevante Erkenntnisse in den Waffenbe-
horden zusammenlaufen sollten, bevor waffenrechtli-
che Erlaubnisse erteilt werden. Das ist momentan lei-
der nicht der Fall. Diesen Schwachpunkt des
Waffengesetzes wollen wir mit unserer Initiative be-
seitigen.

Wie Sie sicherlich wissen, muss die zustdandige
Waffenbehorde Biirgerinnen und Birger ohnehin auf
ihre Zuverlassigkeit uberprifen, wenn sie eine waf-
fenrechtliche Erlaubnis beantragen. Dabei werden
zwingend verschiedenste Auskiinfte tiber die An-
tragstellerinnen und Antragsteller eingeholt. Ein
Bundeszentralregisterauszug wird angefordert, und
bei den Staatsanwaltschaften und der Polizei werden
Informationen abgefragt.

Eine Regelabfrage beim Verfassungsschutz gibt es
in diesen Fallen bisher nicht. Bei anderen sicher-
heitsrelevanten Gesetzen wie dem Luftsicherheits-
oder dem Atomgesetz geschieht dies sehr wohl. Hier
werden bei den Verfassungsschutzbehoérden Informa-
tionen zwingend angefordert.

Daher erschlieBt es sich in keiner Weise, wieso
beim Waffengesetz, das ebenfalls Leben und Ge-
sundheit schiitzen soll, eine solche Pflichtabfrage
nicht vorgesehen ist. Dadurch gehen moglicherweise
duBerst wertvolle und wichtige Informationen an den
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Waffenbehorden vorbei beziehungsweise erreichen
sie nicht. Es ist schliefllich durchaus denkbar, dass
eine Person noch nicht strafrechtlich in Erscheinung
getreten ist, dem Verfassungsschutz aber belastbare
Erkenntnisse iiber einen moglichen Extremismusbe-
zug dieser Person vorliegen. In einem solchen Fall
wirde eine Abfrage bei Polizei und Staatsanwalt-
schaft ergebnislos enden, wahrend die Informationen
des Verfassungsschutzes ungenutzt blieben. Die ent-
sprechende Person koénnte somit legal in den Besitz
von Waffen gelangen.

Lassen Sie mich in aller Deutlichkeit sagen: Ich
finde diesen Gedanken unertraglich. Es sollte
schlieBlich gerade eine weitere Lehre aus dem NSU-
Terror sein, dass eine strategisch abgestimmte, gut
koordinierte und vernetzte Zusammenarbeit der Si-
cherheitsbehoérden von Bund und Landern unabding-
bar ist und deshalb weiter vorangetrieben werden
muss. Die Sicherheitsbehorden miissen Informatio-
nen nicht nur sammeln und fiur sich behalten, sie
mussen sie auch innerhalb eines gesetzlichen Rah-
mens — das versteht sich — untereinander austau-
schen. Das ist der richtige Weg, um extremistischen
Bestrebungen effektiv zu begegnen.

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, unserer
Initiative zuzustimmen. Lassen Sie uns das vorhan-
dene Potenzial nutzen, um Extremisten gemeinsam
wirkungsvoll zu bekampfen! — Vielen Dank.

Amtierender Prasident Horst Seehofer: Ich danke.
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Der Gesetzesantrag hat einen Gesetzentwurf zum
Inhalt, den der Bundesrat schon in der 17. Wahlpe-
riode beim Deutschen Bundestag eingebracht hatte.
Er ist der Diskontinuitat unterfallen.

Erneute Ausschussberatungen haben nicht stattge-
funden. Niedersachsen hat jedoch beantragt, sofort
in der Sache zu entscheiden. Wer fiir die sofortige
Sachentscheidung ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Das ist die Mehrheit.

Dann verfahren wir so.

Wer fur die erneute Einbringung des Gesetzent-
wurfs beim Deutschen Bundestag ist, den bitte ich
um das Handzeichen. — Das ist die Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Herr Innenminister Boris Pistorius (Niedersach-
sen) wird, wie vereinbart, zum Beauftragten bestellt.

Wir kommen zu Punkt 5:

Entwurf eines Gesetzes zur Harmonisierung der
Verzugsiolgen im Wohnungsmietrecht — An-
trag des Landes Brandenburg gemal § 36 Ab-
satz 2 GO BR - (Drucksache 124/14)

Wortmeldungen liegen nicht vor. - Minister
Vogelsdnger (Brandenburg) gibt eine Erkldarung zu
Protokoll*) ab.

*) Anlage 12

Dann weise ich die Vorlage dem Rechtsausschuss
— federfiihrend - sowie dem Ausschuss fiir Stadtebau,
Wohnungswesen und Raumordnung — mitberatend —
Zu.

Wir kommen zu Punkt 33:

Entwurf eines Gesetzes zur Ergdnzung des Ge-
setzes iiber den Bundesireiwilligendienst um
Regelungen des Freiwilligendienstes aller Ge-
nerationen — Antrag der Lander Hessen, Rhein-
land-Pfalz gemdlBl § 36 Absatz 2 GO BR -
(Drucksache 133/14)

Wortmeldungen liegen auch hierzu nicht vor. — Je
eine Erklirung zu Protokoll*) geben Frau Staats-
ministerin Puttrich (Hessen) und Staatsminister
Dr. Beermann (Sachsen) ab.

Wir sind tibereingekommen, bereits heute in der
Sache zu entscheiden. Wer ist dafiir, den Gesetzent-
wurf beim Deutschen Bundestag erneut einzubrin-
gen? — Das ist die Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Wir sind iibereingekommen, Herrn Staatsminister
Stefan Griittner (Hessen) zum Beauftragten des Bun-
desrates zu bestellen.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Punkte 35
sowie 8 a) und b) auf:

35. Entwurf eines ... Gesetzes zur Anderung des
Strafgesetzbuchs — Verbesserter Schutz von
Kindern bei Nacktauinahmen - Antrag des Frei-
staates Bayern gemadlBl § 36 Absatz 2 GO BR -
(Drucksache 127/14)

in Verbindung mit

8. a) EntschlieBung des Bundesrates zur Ver-
scharfung der strafrechtlichen Regelungen
zum Kinder- und Jugendschutz — Antrag des
Freistaats Thiringen — (Drucksache 89/14)

b) EntschlieBung des Bundesrates — MaBnah-
men zur stirkeren Bekdmpiung der Kin-
derpornografie im Internet und zum Schutz
von Kindern und Jugendlichen vor sexuel-
ler Ausbeutung — Antrag des Landes Hessen —
(Drucksache 91/14)

Ich erteile Herrn Staatsminister Professor

Dr. Bausback (Bayern) das Wort.

Prof. Dr. Winfried Bausback (Bayern): Herr Prasi-
dent! Hohes Haus! Wiirde und Personlichkeitsrechte
der Kinder und Jugendlichen zu wahren gehort zu
den herausragenden Aufgaben eines Staates.

Der vor kurzem bekannt gewordene Handel mit
Nacktaufnahmen von kleinen Jungen hat uns alle
aufgertittelt. Er hat uns vor allem die Liicken des
strafrechtlichen Schutzes klar vor Augen gefuhrt.
Wer mit Bildern von Kindern Handel treibt, die nackt
eine Wohnung putzen, nackt miteinander ringen,

*) Anlagen 13 und 14
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sich duschen oder saunieren, kann nach derzeitiger
Rechtslage regelmaBig nicht bestraft werden.

Ich halte dies fiir ein Unding. Der Staat kann und
darf es nicht dulden, dass sich ein Marktplatz zum
Handel und Austausch von Nacktaufnahmen von
Kindern etabliert und dass Bilder hergestellt werden,
die diesem Markt zugefiihrt werden sollen. Derartige
Aufnahmen berihren den Kern der Personlichkeit
der schutzbediirftigsten Mitglieder unserer Gesell-
schaft. Dass ein 11- oder 13-Jahriger sich mit der er-
forderlichen Urteilsfahigkeit und in Kenntnis der
marktmaBigen Weiterverbreitung fir derartige Auf-
nahmen freiwillig zur Verfiigung stellen konnte, ist
geradezu absurd.

Zugleich wissen wir, dass solche Aufnahmen in be-
sonderer Weise geeignet und auch dazu bestimmt
sind, in einschlagigen Personenkreisen als Vorlage
zur sexuellen Befriedigung missbraucht zu werden.
Sie stimulieren weitere Nachfrage, damit weitere An-
gebote und in der Folge weiteren Missbrauch.

Hohes Haus! Es sollte unser aller Ziel sein, solchen
Vorgdngen auch mit den Mitteln des Strafrechts Ein-
halt zu gebieten. Der EntschlieBungsantrag des Bun-
desrates setzt bereits ein klares Zeichen. Das ist gut
und wichtig.

Wir sollten aber einen Schritt weiter gehen und
uber konkrete Vorschlage diskutieren. Wie die not-
wendigen Korrekturen aussehen kénnten, lasst sich
aus meinem Gesetzentwurf ersehen. Ich will diesen
kurz vorstellen.

Danach soll jeder, der Bildaufnahmen, die die
Nacktheit von Kindern zur Schau stellen, gegen Ent-
gelt oder uber Tauschborsen anbietet oder sich
verschafft, mit Kriminalstrafe zu rechnen haben.
Gleiches gilt fir entsprechende Vorbereitungshand-
lungen - etwa desjenigen, der zu den genannten
Zwecken Bildaufnahmen herstellt oder vorratig halt.

Wichtig ist mir auch, dass sozial adaquate Hand-
lungsweisen nicht von der Strafbarkeit erfasst wer-
den. Das ist in dem Entwurf klar festgehalten. Wer
anerkennenswerte Ziele verfolgt, muss nicht damit
rechnen, Besuch vom Staatsanwalt zu erhalten. Straf-
los bleiben daher Eltern, die ihre Kinder beim Baden
fotografieren und diese Erinnerungsfotos an naheste-
hende Personen aus dem Familien- oder Bekannten-
kreis weitergeben.

Ein zweiter wichtiger Regelungspunkt des Gesetz-
entwurfs ist die Erweiterung des Begriffs der kinder-
und jugendpornografischen Schriften. Nach unseren
Vorstellungen sollen hierunter auch all jene Bildauf-
nahmen fallen, die sexuell aufreizende Darstellungen
der entbloBten Genitalien oder des entbléften Gesa-
Bes zum Gegenstand haben. Die geltende Rechtslage
erfasst diese Fdlle nur teilweise, so dass es in der Ver-
gangenheit zu Freisprichen und Verfahrenseinstel-
lungen kam.

Hohes Haus! Der Gesetzentwurf will ein klares Be-
kenntnis zum Schutz der Wiirde und der Personlich-
keitsrechte von Kindern und Jugendlichen abgeben.
Es ist mein Ziel, den notwendigen Diskussions- und

Reformprozess mit konkreten Regelungsvorschlagen
voranzubringen. Dies sollte unser aller Ziel sein.

Ich freue mich, dass auch die Bundesregierung in
Kiirze einen Gesetzentwurf vorlegen will, der inhalt-
lich durchaus in eine dhnliche Richtung wie der bay-
erische Entwurf gehen soll. Wenn der Bund bei die-
ser Gelegenheit weitere langjahrige bayerische
Forderungen aufgreift, etwa im Bereich der Verldn-
gerung der Verjahrungsfristen bei sexuellem Miss-
brauch oder bei ,Cyber Grooming"“, begrifle ich das
sehr.

Fir die Beratung in den Ausschiissen freue ich
mich auf eine engagierte Diskussion und auf breite
Unterstiitzung. — Vielen Dank, dass Sie mir zugehort
haben.

Amtierender Priasident Horst Seehofer: Ich danke,
Herr Staatsminister.

Ich erteile das Wort Frau Ministerin Professor
Dr. Kolb (Sachsen-Anhalt).

Prof. Dr. Angela Kolb (Sachsen-Anhalt): Herr Prasi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! In
diesem Hohen Haus besteht Einigkeit dariiber, dass
Kinder unseres besonderen Schutzes bediirfen. Uber
die Frage, welcher Regelungen es hierfur bedarf,
welche Regelungsliicken geschlossen werden miis-
sen und welche praventiven MaBnahmen notwendig
sind, findet derzeit eine intensive Diskussion statt.
Das ist gut und richtig so.

Im Fokus steht die Verbreitung kinderpornografi-
scher Schriften beziehungsweise Darstellungen im
sogenannten Grenzbereich; von ,Kategorie 2" ist in
den Medien und in Juristenkreisen die Rede. Dabei
geht es nicht nur um die bildliche Darstellung selbst,
sondern vor allen Dingen um die Entstehung des Bil-
des: Kinder werden unfreiwillig zu Posen genétigt,
die sie nicht einnehmen wollen und die gerade
deshalb geeignet sind, ihre Entwicklung und ihre se-
xuelle Integritdat zu gefahrden. Zugleich steht das
Ziel im Raum, die Nachfrage nach solchen Bildern zu
beseitigen.

Wir haben mit diesen Koordinaten die Diskussion
zundchst einmal umrissen und beschrieben, welche
Verantwortung wir in diesem Zusammenhang haben.

Wenn wir uns schon heute mit dem Thema be-
schaftigen — gerade vor dem Hintergrund, dass der
Bundesjustizminister angekundigt hat, einen Gesetz-
entwurf zur Regelung dieser Fragen vorzulegen -,
zeigt das, welche Bedeutung der Schutz von Kindern
auch fur den Bundesrat hat.

Ich mochte die Gelegenheit nutzen, im Hinblick
auf die Debatte tber die Verscharfung der Be-
kampfung der Kinderpornografie zwei Dinge klarzu-
stellen:

Zum einen gibt es die erschreckende Erkenntnis,
dass Kinder international zur Ware werden — nicht
nur durch Darstellungen, die eindeutig unter den Be-
griff der Pornografie fallen, sondern auch durch
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scheinbar ,harmlose” Nacktaufnahmen, die einem
ein florierendes Geschaft versprechenden Handel
unterliegen.

Zum anderen geht es uns darum, das Bewusstsein
zu schaffen, dass der Kampf gegen die sexuelle Aus-
beutung von Kindern und Jugendlichen nur dann Er-
folg haben kann, wenn wir einen ganzheitlichen An-
satz verfolgen und uns nicht ausschlieBlich auf die
Novellierung des Strafrechts konzentrieren.

Bevor man auf den Erfolg einer starkeren Poénali-
sierung hofft, sollte man niichtern analysieren, wo-
rum es Uberhaupt geht. Schon heute reicht der
Schutz des Strafrechts sehr weit. Wir haben vor eini-
gen Jahren im Rahmen einer Bundesratsinitiative die
Regelung des § 184b StGB schon einmal klargestellt.
Sie erfasst schon heute das sogenannte Posing, wort-
lich: das ,aufreizende Zurschaustellen von Ge-
schlechtsmerkmalen”. Nacktheit ist dabei nicht ein-
mal zwingende Voraussetzung. Es reicht aus, wenn
durch die Art der Pose, verbunden mit aufreizender
Bekleidung, die Geschlechtsbezogenheit eindeutig
ausgedruckt wird.

Kinderpornografie bildet in diesem Sinne immer
den sexuellen Missbrauch eines Kindes ab, was auf
bloBe Nacktdarstellungen, Nacktbilder eben nicht
zutrifft. Der Eingriff in das Recht des Kindes auf in-
formationelle Selbstbestimmung setzt immer objek-
tive Kriterien voraus und findet nicht im Kopf des Be-
trachters statt. Da es um etwas anderes geht, miissen
wir in diesem Zusammenhang andere rechtliche Re-
gelungen in den Fokus der Diskussion einbeziehen.
Es geht um den Schutz von Personlichkeitsrechten,
auch um das Recht am eigenen Bild. Man kénnte in
diesem Zusammenhang beispielsweise daruber
nachdenken, ob der Schutz der Personlichkeitsrechte
vor unbefugten Aufnahmen an bestimmte Ortlichkei-
ten geknipft bleiben muss - so ist es heute geregelt —
oder ob hier nicht eine mafvolle Erweiterung vorge-
nommen werden kann.

Es wird zu priifen sein, an welcher Stelle eine Rege-
lung, die den Handel mit Nacktaufnahmen, die nicht
dem geltenden Begriff der Kinder- und Jugendporno-
grafie unterfallen, beinhaltet, in die bestehenden Ge-
setze aufgenommen werden soll. In die Vorschriften
zum Schutz der sexuellen Selbstbestimmung - etwa
durch Erweiterung der §§ 184b ff. StGB - passt das
Verbot des gewerblichen Handels mit Nacktaufnah-
men dogmatisch eigentlich nicht hinein; das habe ich
gerade zu erklaren versucht. Deshalb muss man da-
riber nachdenken, inwieweit der Bereich der Verlet-
zung des Personlichkeitsrechts nicht besser geeignet
ist. Zu priufen wdare eine Erweiterung des § 20la
StGB beziehungsweise des § 33 KunstUrhG.

Sollte es zu einer Erganzung letztgenannter Norm
dahin gehend kommen, dass der gewerbliche Handel
mit Bildern nackter Kinder strafbewehrt sein soll,
mochte ich auf Folgendes hinweisen: Die Praxis for-
dert schon heute, fiir diesen Fall sicherzustellen, dass
die Norm nicht in den Katalog der Privatklagedelikte
aufgenommen wird.

Schwierig sein durfte die Abgrenzung, das heifit in-
wieweit man die private — zuldssige — Weitergabe von
Bildern der eigenen Kinder von strafrechtlichen Nor-
men ausnimmt. Mein Kollege Bausback hat das so-
eben darzustellen versucht. Ich kann mir vorstellen,
dass das in der heutigen Zeit, in der iber soziale
Netzwerke kommuniziert wird, im Einzelfall nicht
leicht ist. Wenn man in den privaten Bereich bei Fa-
cebook Bilder einstellt, die dann — aus welchen Grin-
den auch immer - diesen Bereich verlassen und o6f-
fentlich werden, kommen wir in Grenzbereiche. Ich
weil, ehrlich gesagt, im Moment noch nicht, wie man
es rechtlich regeln kann. In diesem Sinne sollte man
an sich nicht strafbare Handlungen nicht von vornhe-
rein mit Strafe bewehren. Das ist ein ernstes Thema,
mit dem wir uns intensiv beschéaftigen miissen.

Ich mochte abschlieBend noch einmal fiir einen
umfassenden Schutz von Kindern pladieren. Wir ha-
ben in diesem Hohen Haus in den vergangenen Jah-
ren in unterschiedlichsten Zusammenhdangen tber
Fragen des besseren Schutzes von Kindern, des bes-
seren Opferschutzes nachgedacht. Wir haben tber-
legt, inwieweit aktuelle gesellschaftliche Entwick-
lungen miteinbezogen werden miissen.

Deshalb stellt sich mir in diesem Zusammenhang
nach wie vor die Frage der Verlangerung von Verjah-
rungsiristen bei bestimmten Sexualdelikten. Das ist
ein Grundsatz des Opferschutzes, bei dem ich der
Meinung bin, dass wir hier zu einer klaren Regelung
kommen miissen.

Ich pladiere auch fiir die Erweiterung der Straf-
tatbestande des sexuellen Missbrauchs von Schutz-
befohlenen und - auch das ist, glaube ich, in der
Koalitionsvereinbarung bereits verankert — die Straf-
barkeit des sogenannten ,Cyber Grooming"“, wobei
wir in den letzten Jahren festgestellt haben, dass die
Weitergabe von bestimmten Bildern tber Handys
strafrechtlich nur schwer erfasst werden kann.

Es geht also darum, dass das Recht an die digitale
Kommunikation des 21. Jahrhunderts angepasst wer-
den muss. Wir brauchen eine Novellierung des veral-
teten Schriftenbegriffs mit Blick auf die verdnderte
multimediale Kommunikation. Ein groBer Teil der
Kriminalitdat findet heute eben nicht mehr in der re-
alen Welt, sondern im Internet statt. Es geht nicht
mehr um Bilder und Schriften, sondern um digitale
Welten im Internet. Hier miissen wir auch im Rahmen
der einschldgigen Rechtsgrundlagen dafiir sorgen,
dass die Dinge, die in der realen Welt strafbar sind,
auch in der digitalen Welt, im Internet strafbar sind.

Deshalb geht es auch darum, dass wir das Straf-
recht und andere Regelungen fir das 21. Jahrhun-
dert fit machen. — Sehr herzlichen Dank.

Amtierender Prasident Horst Seehofer: Ich danke
auch, Frau Ministerin.

Ich erteile Herrn Parlamentarischen Staatssekretar
Lange (Bundesministerium der Justiz und fir Ver-
braucherschutz) das Wort.
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Christian Lange, Parl. Staatssekretar beim Bundes-
minister der Justiz und fiir Verbraucherschutz: Herr
Préasident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Der Freistaat Bayern hat einen Gesetzesantrag in den
Bundesrat eingebracht, der Erganzungen der Straf-
vorschriften zur Kinder- und Jugendpornografie und
des § 201a StGB, also der Verletzung des hochstper-
sonlichen Lebensbereichs durch Bildaufnahmen,
vorschlagt. Damit soll der Schutz der Personlichkeits-
interessen von Kindern und Jugendlichen im Zusam-
menhang mit der Herstellung und Verbreitung von
Nacktaufnahmen verbessert werden. Bayern reagiert
mit seinem Gesetzesantrag auf bekannt gewordene
Falle des Vertriebs von Foto- und Filmmaterial von
unbekleideten Kindern unterhalb der Schwelle der
Kinderpornografie.

Meine Damen und Herren, auch die Bundesregie-
rung sieht hier noch Handlungsbedarf. Der Schutz
von Kindern und Jugendlichen vor der Ausbeutung
durch die Porno-Industrie ist ihr und uns allen ein
ganz besonderes Anliegen.

Ich habe bereits in der letzten Plenarsitzung des
Bundesrates im Marz darauf hingewiesen, dass das
Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucher-
schutz zligig einen Gesetzentwurf vorlegen wird, der
die noch ausstehenden gesetzgeberischen MafBnah-
men zur Umsetzung der Richtlinie zur Bekampfung
des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Aus-
beutung von Kindern sowie der Kinderpornografie
und der Lanzarote-Konvention des Europarates ent-
halt. In Kiirze wird der Gesetzentwurf in die Ressort-
abstimmung gehen.

In dem Gesetzentwurf sind auch Regelungen ent-
halten, die in dieselbe Richtung gehen wie der baye-
rische Gesetzesantrag, sich aber im Detail durchaus
von ihm unterscheiden.

Auch wir schlagen eine Erweiterung der §§ 184b
und 184c StGB vor, die sich auf sogenannte Posing-
Darstellungen bezieht. Diese sind nach der Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs bereits vom Be-
griff der Kinder- bzw. Jugendpornografie umfasst.
Danach stellt das Einnehmen einer geschlechtsbe-
tonten Korperhaltung durch Kinder — im damals ent-
schiedenen Fall das Spreizen der Beine, um das un-
bedeckte Geschlechtsteil zu zeigen — eine sexuelle
Handlung dar, deren Wiedergabe unter den Begriff
der Pornografie fallt.

Wir wollen dies zum einen ausdriicklich im Geset-
zestext klarstellen, zum anderen dariber hinaus-
gehen, indem es strafrechtlich nicht mehr auf die
sexuelle Handlung des Kindes, sondern nur noch auf
die Wiedergabe eines ganz oder teilweise unbedeck-
ten Kindes in geschlechtsbetonter Kérperhaltung an-
kommen soll.

Auch der Gesetzentwurf des Bundesministeriums
der Justiz und fir Verbraucherschutz schlédgt eine Er-
weiterung von § 201la StGB vor, um kinftig die Her-
stellung und Verbreitung von Nacktbildern von Kin-
dern und Jugendlichen, die nicht die Schwelle der

§§ 184b und 184c StGB erreichen, besser bekampfen
zu konnen.

Ich frage mich aber, ob es nicht zu kurz greift, bei
der Verbesserung des Schutzes des Personlichkeits-
rechts des Einzelnen nur an Kinder und Jugendliche
zu denken, und ob nicht auch die Personlichkeits-
rechte Erwachsener strafrechtlich besser zu schiitzen
sind. Bisher erfasst § 201a StGB nur unbefugte Bild-
aufnahmen von Personen, die sich in einer Wohnung
oder in einem gegen Einblick besonders geschiitzten
Raum befinden. Nicht berticksichtigt wird dabei die
Art der Bildaufnahme selbst. Frau Ministerin Kolb
hat ja auch gerade in diese Richtung argumentiert.

Verletzt die unbefugte Herstellung und Verbrei-
tung von Nacktaufnahmen von Erwachsenen deren
Personlichkeitsrechte nicht auch dann, wenn diese
nicht in einer Wohnung aufgenommen werden? Man
denke auch an heimlich und unbefugt aufgenom-
mene Bildaufnahmen von Personen in peinlichen Si-
tuationen. Wir meinen, dass § 201la StGB insgesamt
weiterentwickelt werden sollte.

(Vorsitz: Amtierende Prasidentin Margit
Conrad)

Vertiefter Diskussion bedarf meines Erachtens der
Vorschlag Bayerns, die Strafbarkeit auf das Verschaf-
fen des Eigenbesitzes an Bildern, ,die die Nacktheit
von Kindern zur Schau stellen”, auszudehnen. Eine
solche Regelung sieht § 201a StGB nicht vor, sondern
nur §§ 184b und 184c StGB. Damit sollen Kinder und
Jugendliche mittelbar vor sexuellem Missbrauch ge-
schiitzt werden.

Dartber hinaus wird der Gesetzentwurf meines
Hauses auch die zur Umsetzung der Richtlinie 2011/
93/EU erforderlichen MaBnahmen, zu denen ich
mich bereits im Marz an dieser Stelle naher geduBert
habe, sowie Vorschlage zur Weiterentwicklung des
Schutzes von Kindern und Jugendlichen vor sexuel-
lem Missbrauch enthalten, auf die ich heute nicht na-
her eingehen mochte. — Herzlichen Dank fiir die Auf-
merksamkeit.

Amtierende Prasidentin Margit Conrad: Herzlichen
Dank!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Ich komme zunachst zum Gesetzentwurf unter
Tagesordnungspunkt 35.

Zur weiteren Beratung weise ich die Vorlage dem
Rechtsausschuss — federfiihrend — sowie dem Aus-
schuss fiir Frauen und Jugend und dem Ausschuss
fir Innere Angelegenheiten — mitberatend — zu.

Jetzt zu den Tagesordnungspunkten 8 a) und b)!

Zur Abstimmung liegen IThnen die Ausschussemp-
fehlungen vor, die EntschlieBungsantrige Hessens
und Thiiringens in einer gemeinsamen Neufassung
anzunehmen. Wer dafir ist, den bitte ich um das
Handzeichen. — Das ist deutlich die Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.
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Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 6 a) bis c):

a) EntschlieBung des Bundesrates ,Forderung
nach Selbstbestimmung der Mitgliedstaaten
iitber den Anbau gentechnisch verdanderter
Pflanzen” - Antrag des Freistaates Bayern —
(Drucksache 58/14)

b) EntschlieBung des Bundesrates ,Schutz der
gentechnikireien Produktion durch Selbstbe-
stimmungsrecht der Mitgliedstaaten sicher-
stellen” — Antrag des Landes Mecklenburg-
Vorpommern — (Drucksache 104/14)

c) EntschlieBung des Bundesrates ,Schutz der
gentechnikireien Landwirtschait sichern -
Handlungsmoéglichkeiten der Lander starken”
— Antrag der Lander Rheinland-Pfalz, Baden-
Wiirttemberg, Nordrhein-Westfalen — (Druck-
sache 105/14)

Es liegen Wortmeldungen vor. Zunachst hat Herr
Staatsminister Dr. Huber aus Bayern das Wort.

Dr. Marcel Huber (Bayern): Sehr geehrte Frau Prési-
dentin! Geschatzte Kolleginnen und Kollegen! Hohes
Haus! Ich sage es gleich vorweg: Bayern wird den
Ausschussempfehlungen zustimmen; denn Bayern
mochte auf seinen Fluren keine Gentechnik haben.

Die Begrindung ist, dass sich gentechnisch veran-
derte Pflanzen nicht mit sensiblen Naturrdumen, mit
einer kleingliedrigen Landwirtschaft vertragen. Wir
haben Probleme mit Imkern. Wir haben ungeklarte
Fragen zu dieser Technologie. Und die allermeisten
Bauern brauchen sie nicht.

Wer sagt das? Das sagt die Bayerische Staatsregie-
rung, das sagen alle Fraktionen im Bayerischen
Landtag, und das sagen drei Viertel der Bevolkerung
in Deutschland. Das ist auch der Grund dafiir, warum
wir bereits seit 2010 auf bayerischen Feldern keine
Gentechnik mehr haben.

Aber das kann in Zukunft anders werden. Die
Kommission hat angekiindigt, die Zulassung des
Produkts TC1507 genehmigen zu wollen, obwohl
19 Lander im Rat dagegen gestimmt haben, finf wa-
ren dafur.

Wir werden uns das nicht aufzwingen lassen. Wir
wollen selbst dartiiber bestimmen, welche Pflanzen in
Bayern angebaut werden. Das heifit, wir fordern ein
Selbstbestimmungsrecht ein. Wir bauen dabei auf ei-
nen Vorschlag der Europdischen Kommission von
2010. Wir wollen Opt-out, das auch das Europdaische
Parlament gebilligt hat, und wir méchten, dass dieses
vom Rat nicht mehr blockiert wird.

Das war auch der Grund, warum wir Bayern eine
Bundesratsinitiative eingebracht haben. Die Lander
Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Nord-
rhein-Westfalen und Baden-Wiirttemberg haben sich
angeschlossen. Wir haben in den Ausschussberatun-
gen eine gemeinsame EntschlieBung gefasst, getra-
gen von neun Flachenldndern mit einer gemeinsa-
men Position, der andere Lander beigetreten sind.
Dafur haben wir im Ausschuss eine groe Mehrheit
bekommen. Das klare Signal, das wir heute aus die-

sem Plenum aussenden konnten, ware, dass alle Lan-
der das haben wollen.

In den Ausschiissen wurden noch einige andere
Themen beraten, die aus unserer Sicht grotenteils in
Ordnung sind. Einige halten wir fur uberflissig, an-
dere sind vielleicht nicht so dringend notwendig. Es
hat sich herauskristallisiert: Die Lander — Deutsch-
land - sollen selbst iiber den Anbau gentechnisch
veranderter Pflanzen entscheiden konnen.

Um zu zeigen, wie ernst es uns in Bayern damit ist,
haben wir gestern, librigens zusammen mit Hessen,
den Beitritt zum Netzwerk der gentechnikanbau-
freien Regionen in Europa vollzogen.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen,
ich bitte Sie, den Ausschussempfehlungen zuzustim-
men. Ich hoffe, dass die Bundesregierung ihre Posi-
tion der Blockade des Opt-out tberdenkt und
schlussendlich aufgibt. — Vielen Dank fiir Ihre Auf-
merksamkeit.

Amtierende Prasidentin Margit Conrad: Herzlichen
Dank!

Als Nachster hat Herr Minister Remmel (Nord-
rhein-Westfalen) das Wort.

Johannes Remmel (Nordrhein-Westfalen): Sehr
geehrte Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! In der Tat, die groe Mehrheit der
Bevolkerung in unserem Land hat sehr groe Beden-
ken gegen den Anbau von gentechnisch veranderten
Pflanzen. Die Menschen wollen keine Gentechnik —
weder auf dem Teller noch auf dem Feld, noch in der
Natur.

Die Bundesregierung hat in ihrer Koalitionsverein-
barung erklart, dass auch sie auf Grund der Vorbe-
halte des GroBteils der Bevolkerung gegeniiber der
grinen Gentechnik skeptisch ist. Trotzdem hat
Deutschland den Vorschlag der Europdischen Kom-
mission fiir die Anbauzulassung des gentechnisch
veranderten Mais TC1507 im EU-Ministerrat nicht
abgelehnt.

Ich finde, das ist ein sehr bemerkenswerter Vor-
gang. In der Geschaftsordnung dieses Hohen Hauses
steht nicht, dass wir die Bundeskanzlerin nicht kriti-
sieren durfen. Ich will das an dieser Stelle ausdrick-
lich tun. Hier ist gegen einen groBen Teil der Bevol-
kerung in unserem Land, gegen die groBe Koalition,
gegen die Haltung des Bundesrates und letztlich
— das ist bemerkenswert — gegen die Haltung des zu-
standigen Fachministeriums entschieden worden.

Deshalb sind wir jetzt darauf angewiesen, mit be-
stimmten Kriicken zu laufen. Diese Kriicken werden
aktuell hier diskutiert, und ich bitte darum, zuzustim-
men. Es muss moglich sein, dass der Anbau von gen-
technisch verdnderten Pflanzen in Deutschland ver-
boten wird, auch wenn er in der EU zugelassen wird.
Deshalb ist es wichtig, dass auf EU-Ebene rechts-
sichere Opt-out-Regelungen geschaffen werden, so
dass nationale Anbauverbote fur in der EU zugelas-
sene gentechnisch veranderte Pflanzen ausgespro-
chen werden konnen.

D)
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Johannes Remmel (Nordrhein-Westfalen)

Der vorliegende Vorschlag der griechischen Rats-
prasidentschaft hat noch Méangel und muss verbes-
sert werden. Aus diesem Grunde haben die Lander
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Baden-
Wiirttemberg, aber auch andere gleichlautende An-
trdge initiiert, die in den Ausschussberatungen zu-
sammengeflossen sind.

Die Verbotsgriinde, die das Europdische Parlament
zum Opt-out-Vorschlag der Kommission vorgeschla-
gen hat, miussen entsprechend berticksichtigt wer-
den.

Das Europdaische Parlament hat in diesem Zusam-
menhang auBerdem gefordert, dass die Umwelt-
vertraglichkeitsprifung im Zulassungsverfahren ver-
bessert wird. Dieser Forderung mochte ich mich
ausdrucklich anschlieen.

Dass dieses Thema fiir die Mehrheit der Lander
sehr wichtig ist, zeigt die bisherige Behandlung in
den Fachausschiissen: Drei Bundesratsinitiativen
verschiedener Lander mit dem gleichen Ziel, das ist
ausgesprochen bemerkenswert.

Hinsichtlich der bald drohenden Anbaugenehmi-
gung fur gentechnisch veranderten Mais miissen die
Koexistenzregelungen der Gentechnik-Pflanzen-
erzeugungsverordnung zeitnah erganzt und bundes-
einheitliche Regelungen fur den Schutz der Imker
vor Verunreinigungen des Honigs geschaffen wer-
den.

Ich bin fur die Initiative von Bayern und Hessen,
dem Netzwerk der gentechnikfreien Regionen in
Europa beizutreten, die gestern offentlich geworden
ist, ausgesprochen dankbar. Thiiringen und Nord-
rhein-Westfalen sind bereits Mitglied. Ich hoffe, dass
der Kreis noch grofer wird. Es ist wichtig, sich hier zu
vernetzen und gemeinsame europdische Anstren-
gungen zu unternehmen.

Wenn wir den Willen der Bevolkerung ernst neh-
men, mussen wir uns fur den Erhalt der gentechnik-
freien Landwirtschaft einsetzen und den heute vor-
liegenden Empfehlungen der Ausschiisse insgesamt
zustimmen. Wir tragen Verantwortung fir uns, aber
auch fur die kinftigen Generationen, wenn es um
den Schutz unserer natirlichen Lebensgrundlagen,
insbesondere der biologischen Vielfalt, geht. — Herz-
lichen Dank.

Amtierende Prasidentin Margit Conrad: Vielen
Dank!

Als Nachster hat Herr Parlamentarischer Staats-
sekretar Bleser vom Bundesministerium fiir Ernah-
rung und Landwirtschaft das Wort.

Peter Bleser, Parl. Staatssekretdr beim Bundes-
minister fir Ernahrung und Landwirtschaft: Frau Pra-
sidentin, meine Damen und Herren! Wie bereits in
der Plenarsitzung am 14. Marz ausgefiihrt, hat die
EU-Kommission im Juli 2010 einen Vorschlag fir
eine sogenannte Opt-out-Regelung vorgelegt. Hierzu
wurden unter mehreren Prasidentschaften Kompro-
missvorschlage verhandelt, die allerdings bisher

keine qualifizierte Mehrheit fanden. Eine Anderung
wurde durch eine Sperrminoritdit von Belgien,
Deutschland, Frankreich und GrofBbritannien verhin-
dert.

Die griechische Ratsprasidentschaft hat die Ver-
handlungen in Briissel iiber den Opt-out-Vorschlag
wiederaufgenommen und am 14. Februar dieses Jah-
res einen Kompromissvorschlag vorgelegt. Ein Grund
fiir die Wiederaufnahme des Themas ist die Tatsache,
dass Grofbritannien und mittlerweile auch Frank-
reich die Sperrminoritat gegen ein Opt-out verlassen
haben.

Deutschland hat unter anderem als wichtige Ande-
rung in die Diskussion eingebracht, dass die Kommu-
nikation zwischen Antragstellern und Mitgliedstaa-
ten iber die Kommission lauft. Diese Forderung, die
auch vom Bundesrat in seinem heutigen Entschlie-
Bungsantrag erhoben wird, stiel auf groBe Resonanz.
Damit wiirde das Ersuchen eines Mitgliedstaats, sein
Hoheitsgebiet oder Teile davon von der Anbauzulas-
sung auszunehmen, an die Kommission gehen, die
dieses dann an die Antragsteller weiterleitet.

Festzuhalten bleibt, dass das Zulassungsverfahren
und somit das Opt-out nach Einzelfallentscheidung
durchzufihren ist. Es gibt also keine allgemeinen
Vorratsbeschliisse, mit denen ein Anbau von gen-
technisch veranderten Pflanzen generell verboten
oder eingeschrankt wird.

Ich mochte an dieser Stelle nochmals betonen, dass
derzeit in Deutschland keine gentechnisch verander-
ten Pflanzen angebaut werden. Selbst wenn die
Kommission ihren Vorschlag zur Zulassung des An-
baus von 1507-Mais in Kirze in Kraft setzt, ist ein
Anbau in diesem Jahr nicht mehr moéglich, weil der
Uberwachungsplan fiir den Anbau anzupassen ist
und die notwendige Sortenzulassung noch nicht vor-
liegt.

Es ist also durchaus moglich, dass der Opt-out-Vor-
schlag so rechtzeitig verabschiedet wird, dass die
Mitgliedstaaten, die dies wiinschen, noch rechtzeitig
vor einer eventuell moglichen Aussaat 2015 vom
Opt-out Gebrauch machen koénnen, also entscheiden
konnen, ob sie den Anbau eines gentechnisch veran-
derten Pflanzenprodukts zulassen oder verbieten. —
Herzlichen Dank.

Amtierende Prasidentin Margit Conrad: Vielen
Dank!

Zur Erwiderung hat sich Frau Staatsministerin
Hofken (Rheinland-Pfalz) gemeldet.

Ulrike Hofken (Rheinland-Pfalz): Frau Prasidentin!
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich darf nach
den Ausfihrungen von Herrn Staatssekretar Bleser
doch noch einmal das Wort ergreifen. Ich moéchte be-
tonen, dass es unglaublich gut ist, dass sich die Lan-
der in die Agro-Gentechnikdebatte einmischen; denn
sie sind die Hauptbetroffenen.

Im Deutschen Bundestag werden Debatten tber
Gesetze, die nach intensiven Diskussionen tiber
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Ulrike Hoéfken (Rheinland-Pfalz)

Fraktionsgrenzen hinweg verabschiedet werden — zum
Beispiel das Stammzellgesetz —, als Sternstunden des
Parlaments bezeichnet. Ganz so hoch will ich jetzt
nicht greifen. Aber es freut mich wirklich, dass es
hier eine so einheitliche Position zu einem so schwie-
rigen Thema gibt. Das ist sehr wichtig; denn wir Lan-
der sind verantwortlich fiir die Kontrollen.

Wir haben zahlreiche gentechnikfreie Regionen.
Ich freue mich sehr, dass auch Hessen und Bayern
dazugekommen sind. Das Saarland und Rheinland-
Pfalz haben gemeinsam eine solche Initiative gestar-
tet.

Das ist wichtig, weil die zu 100 Prozent gentechnik-
frei wirtschaftende Landwirtschaft in Deutschland
Schutz vor Kontamination benétigt. Sie muss weiter
in der Lage sein, Produkte in der bisherigen Qualitat
auf den Markt zu bringen, ohne Verunreinigungen
durch gentechnisch veranderte Organismen oder Be-
standteile derselben befiirchten zu miissen. Man hat
ja nicht nur die Kennzeichnung. Damit ist auch ein
wirtschaftlicher Schaden verbunden, weil die Ver-
braucherinnen und Verbraucher diese Produkte nicht
wollen, sondern gentechnikfreie Produkte vorziehen.

Es ist nicht hinnehmbar - das ist sicher das, was
uns Lander am meisten umtreibt —, dass auf die gen-
technikfrei wirtschaftenden Betriebe ein unglaublich
hoher Aufwand zukommt, der wirtschaftlich relevant
ist, namlich in Form von Analysekosten, Umbruch-
verfiigungen, Rechtsstreitigkeiten. Und auf die
Lander kommt ein entsprechender Aufwand an Kon-
trolltatigkeit, Informationspflichten, Uberwachungs-
aufgaben zu, der zu einer enormen Verteuerung fiihrt
und letztendlich die Steuerzahler und Steuerzahle-
rinnen belastet.

Zudem muss man sagen, dass eine Freisetzung
gentechnisch veranderter Produkte — wie des umstrit-
tenen 1507, der ein Pflanzengift enthalt, das eine Ge-
fahr fir die Umwelt, insbesondere fiir die Bienen, ist,
und zwar starker noch als der von Frau Merkel
verbotene MONS810 - allen Bemihungen und dem
Einsatz von Millionen fur Programme der Biodiversi-
tat zuwiderlauft. Die Lander brauchen also die Mdg-
lichkeit, den Anbau in ihren Regionen rechtssicher
zu verhindern. Die Betonung liegt auf ,rechtssicher”.

Die Beschlussempfehlung sieht ein klares Bekennt-
nis zu mehr nationalen Kompetenzen fur Anbauver-
bote vor. An dieser Stelle, Herr Bleser, mochte ich auf
Ihre Aussagen eingehen; denn die Lander fordern
Verbesserungen der derzeitigen Beratungsgrund-
lage. Auch Herr Huber hat das betont. Wir wollen
uns auf der Basis des Vorschlages von 2010 bezie-
hungsweise des EP-Beschlusses von 2011 positionie-
ren; denn es kann nicht sein, dass souverane Staaten
verpflichtet werden, sich mit einem Antragsteller, ei-
nem Konzern, dariiber zu verstandigen, ob und wie
sie Verbote aussprechen oder nicht.

Es soll auch keine zeitlichen Fristen fiir Anbauver-
bote geben.

Die Bundesregierung soll sich auf der EU-Ebene
gegen weitere Anbauzulassungen einsetzen.

Es geht auch darum - hier wird auf einen anderen
Bundesratsbeschluss Bezug genommen —, nationale
Moéglichkeiten fiir einen verbesserten Schutz der Im-
ker vor Verunreinigungen zu schaffen.

Ich moéchte auf die Protokollerklarung von Minis-
terprasident Sellering aus der letzten Bundesratsde-
batte eingehen. Ich habe sie gelesen. Ich finde, er hat
die richtigen Aussagen gemacht. Er hat auf eine ak-
tuelle Studie aus Australien verwiesen — auch in den
USA gibt es Studien; er hat die australische Studie als
Basis genommen —, bei der ganz klar herauskommt,
dass die Kombination von herkémmlichem Saatgut
—ohne gentechnische Verdnderungen - und guter
landwirtschaftlicher Praxis die Ertrage schneller
wachsen lasst als die Agro-Gentechnik. Die Agro-
Gentechnik hat ihre Versprechungen nicht gehalten.
Die Bedenken hinsichtlich Sicherheit und Risiken ha-
ben sich bestatigt.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich vertraue
darauf, dass sich die Lander heute mit groBer Mehr-
heit fur die Empfehlung aussprechen.

Und ich appelliere an die Bundesregierung, sich im
Sinne der konkreten Forderungen der Lander auf der
EU-Ebene einzusetzen und auf der nationalen Ebene
alles zu unternehmen, um den Landern rechtssichere
Moglichkeiten an die Hand zu geben, die gentech-
nikfreie Produktion in ihren Regionen zu schiitzen. —
Danke.

Amtierende Prasidentin Margit Conrad: Vielen
Dank!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Ich lasse nun uber die Ausschussempfehlungen ab-
stimmen. Ich rufe auf:

Ziffer 1, auf Wunsch eines Landes zundchst ohne
Buchstabe d! — Das ist eine groBe Mehrheit.

Jetzt bitte das Handzeichen fiir Buchstabe d der
Ziffer 1! — Auch das ist die Mehrheit.

Ziffer 2! — Mehrheit.

Auf Wunsch eines Landes rufe ich Ziffer 3 nach
Buchstaben getrennt auf. Bitte Ihr Handzeichen fur:

Ziffer 3 Buchstabe g! — Mehrheit.
Ziffer 3 Buchstabe h! — Mehrheit.
Ziffer 4! — Mehrheit.

Wir kommen zur Schlussabstimmung: Wer dafir
ist, die EntschlieBung nach MaBgabe der vorange-
gangenen Abstimmung zu fassen, den bitte ich um
das Handzeichen. — Das ist eine deutliche Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat so beschlossen.
Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 36:

EntschlieBung des Bundesrates zur Bund-Lan-
der-Kooperation in Verfahren vor dem Euro-
pdischen Gerichtshof - Antrag des Landes
Nordrhein-Westfalen gemaB § 36 Absatz 2 GO
BR - (Drucksache 128/14)
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Amtierende Prasidentin Margit Conrad

Dem Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen ist
die Freie und Hansestadt Bremen beigetreten.

Es liegen Wortmeldungen vor. Zundachst Frau
Ministerin Dr. Schwall-Diiren (Nordrhein-Westfalen).

Dr. Angelica Schwall-Diiren (Nordrhein-Westfalen):
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Mit dem
Tariftreue- und Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen
wird neben der Pflicht zur Berticksichtigung von so-
zialen und umweltbezogenen Aspekten ein vergabe-
spezifischer Mindestlohn von 8,62 Euro bei 6ffentli-
chen Auftragen festgesetzt. Ziel dieser Regelung ist
es, eine faire Bezahlung der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer bei der Durchfithrung von 6ffentlichen
Auftragen zu garantieren.

In einem vergaberechtlichen Nachprifungsverfah-
ren stellte sich aus der Sicht der zustandigen Verga-
bekammer Arnsberg die Frage der Europarechtskon-
formitat dieser Regelung. Die Vergabekammer hat
das Verfahren daher ausgesetzt und dem Europai-
schen Gerichtshof hierzu eine Reihe von Fragen vor-
gelegt.

Eine Klarung dieser grundsdatzlichen Fragen ist
nicht nur fir das Land Nordrhein-Westfalen, sondern
fir weitere 13 von 16 Bundeslandern, die Mindest-
lohnregelungen in ihren Tariftreuegesetzen veran-
kert haben, von grundsatzlicher Bedeutung.

Dennoch konnte sich die Bundesregierung nicht
dazu entschlieBen, in diesem Vorabentscheidungs-
verfahren von ihrem Recht auf Stellungnahme vor
dem Europdischen Gerichtshof Gebrauch zu machen.
Auch die Rechtsauffassung des Landes Nordrhein-
Westfalen im Hinblick auf die Europarechtskonformi-
tat seines Landesgesetzes wurde infolgedessen dem
Gerichtshof bislang nicht zu Gehor gebracht; denn
die Satzung des Europaischen Gerichtshofs gestattet
zwar jedem, der ein berechtigtes Interesse am Aus-
gang eines derartigen Verfahrens geltend machen
kann, den Streitbeitritt. Den deutschen Landern al-
lerdings ist das, was ihnen europarechtlich erlaubt
ware, aus Grunden des deutschen Verfassungsrechts
verwehrt; denn die AuBBenvertretung — auch vor inter-
nationalen Gerichten — obliegt nach dem foderalen
System der Bundesrepublik Deutschland nun mal
dem Bund.

Nimmt der Bund nun seine Position als Sachwalter
der Landerinteressen in einem solchen Falle nicht
wahr, bleibt dem Land im Ergebnis das rechtliche
Gehor im Hinblick auf seine ureigene hoheitliche Ta-
tigkeit — die eigene Gesetzgebung — versagt. Ein aus
meiner Sicht verfassungsrechtlich durchaus proble-
matisches Szenario!

Um dieses Risiko wenigstens teilweise zu kompen-
sieren, regelt § 7 EUZBLG, dass die Bundesregierung
auf Verlangen des Bundesrates von den ihr europa-
rechtlich zustehenden Méglichkeiten der Klage oder
Stellungnahme Gebrauch macht.

Uber die Praktikabilitit dieser Regelung kann man
geteilter Meinung sein, ist doch die Durchfiihrbarkeit
eines Bundesratsverfahrens vor dem Hintergrund der

engen Fristen zur Abgabe von Stellungnahmen frag-
lich. So auch im vorliegenden Fall: Als deutlich
wurde, dass eine Einbringung der fristgerecht vom
Land an den Bund tbermittelten Stellungnahme des
Landes in das Verfahren durch die Bundesregierung
nicht erfolgt war, war die Stellungnahmefrist bereits
abgelaufen.

Die einzige Mdoglichkeit, der Rechtsauffassung des
Landes zu seinem Gesetz im derzeitigen Stadium Ge-
hor zu verschaffen, ist somit die Beantragung einer
miindlichen Verhandlung vor dem Gerichtshof durch
die Bundesregierung. Hierfir legt die Verfahrensord-
nung des Gerichtshofs eine Frist von drei Wochen
nach Bekanntgabe des Abschlusses des schriftlichen
Verfahrens fest.

Diese Dreiwochenirist wird voraussichtlich in der
kommenden Woche zu laufen beginnen, ohne dass es
dem Land bisher gelungen ist, eine gttliche Eini-
gung mit der Bundesregierung uber die Beantragung
einer mundlichen Verhandlung zu finden. Ich halte
es daher fiir unabdingbar, den im EUZBLG vorgese-
henen Weg einzuschlagen und die Bundesregierung
mit der von uns eingebrachten EntschlieBung aufzu-
fordern, eine miindliche Verhandlung zu beantragen
und die Rechtsposition des Landes dort zu vertreten.

Meine Damen und Herren, wenn das Prinzip der
Bundestreue von den Landern fordert, auf ihr Recht
zum Streitbeitritt zu verzichten, so fordert aus meiner
Sicht ebendieses Prinzip vom Bund sicherzustellen,
dass den Landern dennoch rechtliches Gehor zuteil-
wird. Das rechtliche Instrumentarium, das den Lan-
dern in diesem Fall zur Verfiigung steht, ist § 7 Ab-
satz 2 EUZBLG.

Ich bitte Sie um Unterstitzung unseres Antrags. —
Vielen Dank.

Amtierende Prasidentin Margit Conrad: Vielen
Dank!

Als Nachster hat Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretar Beckmeyer vom Bundesministerium fur Wirt-
schaft und Energie das Wort.

Uwe Beckmeyer, Parl. Staatssekretdr beim Bundes-
minister fur Wirtschaft und Energie: Sehr verehrte
Frau Prasidentin! Verehrte Mitglieder des Bundesra-
tes! Ich moéchte folgende kurze Erklarung zu diesem
Thema abgeben:

In Verfahren vor dem Europdischen Gerichtshof hat
die Bundesregierung bisher regelmaBig und im Ein-
vernehmen mit den betroffenen Landern die Position
der nicht am Verfahren beteiligten Lander bertick-
sichtigt, sofern nach tibereinstimmender Auffassung
der Bundesregierung Gegenstand des Verfahrens ein
Landesgesetz beziehungsweise das Verwaltungshan-
deln des Landes war.

Jenseits des vorliegenden Falles sichert die Bun-
desregierung den Landern zu, diese bewdhrte und
konstruktive Zusammenarbeit unter Beachtung des
§ 7 EUZBLG auch in Zukunft zu gewdhrleisten.
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Amtierende Prasidentin Margit Conrad: Herzlichen
Dank!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Ausschussbera-
tungen haben noch nicht stattgefunden. Es ist bean-
tragt worden, bereits heute in der Sache zu entschei-
den. Wer fur sofortige Sachentscheidung ist, den
bitte ich um das Handzeichen. — Das ist die Mehrheit.

Zur Abstimmung liegt ein Antrag des Landes Nord-
rhein-Westfalen in Drucksache 128/1/14 vor. Wer
stimmt diesem zu? — Das ist die Mehrheit.

Nun zur Schlussabstimmung: Wer ist dafur, die
EntschlieBung, wie soeben festgelegt, zu fassen? —
Das ist die Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.
Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 37:

EntschlieBung des Bundesrates ,Umsetzung
der Energiewende — Verbesserung der Energie-
effizienz" — Antrag des Landes Baden-Wiirt-
temberg gemaB § 36 Absatz 2 GO BR - (Druck-
sache 132/14)

Es liegt eine Wortmeldung vor: Herr Minister
Untersteller (Baden-Wirttemberg).

Franz Untersteller (Baden-Wiirttemberg): Sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen
und Herren! Die Verbesserung der Energieeffizienz
ist neben dem Ausbau der erneuerbaren Energien
von zentraler Bedeutung fiir den Erfolg der Energie-
wende. Auch wenn wir alle wissen, dass sowohl aus
O0kologischer als auch aus 6konomischer Sicht die ef-
fizientere Nutzung knapper Rohstoffe und Energie-
trager unverzichtbar ist, ist die Energieeffizienz lei-
der das Stiefkind der Energiewende geblieben.
Baden-Wirttemberg setzt sich aktiv dafir ein, dass
dies nicht so bleibt.

Die derzeitigen Spannungen im Osten von Europa
machen die strategische Bedeutung einer Verringe-
rung des Energieverbrauchs nochmals deutlich. Un-
sere Volkswirtschaft spart dadurch nicht nur Energie.
Wir kénnen dartiiber hinaus zugleich unsere Abhéan-
gigkeit von den Rohstoffen anderer Lander, nicht sel-
ten konfliktbeladener Regionen, verringern.

Leider hat die Verbesserung der Energieeffizienz
in Europa derzeit nicht mehr den Stellenwert fiir die
Erhaltung unserer Wettbewerbsfahigkeit und unse-
res Wohlstands, der ihr eigentlich zusteht. Es reicht
nicht, wie es die EU-Kommission in ihrem Griinbuch
fir die Klimapolitik von 2020 bis 2030 postuliert, nur
die Drosselung des CO,-AusstoBes und eine Gesamt-
quote erneuerbarer Energien an der Energieerzeu-
gung festzuschreiben. Genauso dringend brauchen
wir ein verbindliches Energieeffizienzziel auf der eu-
ropaischen Ebene.

Umso wichtiger ist es, dass wir in Deutschland in
dieser Frage ein Zeichen setzen. Wir bekennen uns
in Bund und Landern zu ambitionierten Zielen wie
der Senkung des Primarenergieverbrauchs bis zum
Jahre 2050 um 50 Prozent gegentiber 2010. Die Errei-
chung dieser Ziele fallt uns allerdings nicht in den

SchoB. Die Anstrengungen in diese Richtung miissen
spurbar erhoht werden. Hierbei brauchen wir, wenn
wir — auch auf europdischer Ebene — schlagkraftig
sein wollen, ein koordiniertes Vorgehen.

Gelegenheit dazu bietet sich mit der noch ausste-
henden Umsetzung der Energieeffizienzrichtlinie in
das deutsche Recht. Wir bendétigen hier von der Bun-
desregierung die Vorlage eines konkreten Plans mit
Meilensteinen fur die Erarbeitung eines Energieeffi-
zienzaktionsplans.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie wer-
den mir zustimmen, dass die bisherige Diskussion
uber den weiteren Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien und die Kosten des Einsatzes erneuerbarer
Energien notwendig und richtig war. Die bisherigen
Ergebnisse der Gesprache zwischen Bund und Lan-
dern sind ein Schritt in die richtige Richtung. Wichtig
ist, dass weitere Schritte folgen, damit wir die erneu-
erbaren Energien im Sinne der Energiewende voran-
bringen.

Richtig ist allerdings auch, dass eine erfolgreiche
Weiterentwicklung des EEG zwar ein notwendiger,
aber kein ausreichender Schritt fiir den Erfolg der
Energiewende ist. Denn wir wissen, dass rund
40 Prozent der Endenergie fiir Heizung und Warm-
wasser eingesetzt werden. Daraus resultieren wiede-
rum rund 30 Prozent der CO,-Emissionen.

Uns allen ist bekannt, dass der Anteil der Kosten
fur Heizung und Warmwasser an den Energiekosten
deutlich hoéher ist als der fir den Strom. Ein wesentli-
cher Teil des Aktionsplans muss daher eine Strategie
fur die energetische Sanierung des Gebdaudebestan-
des sein. Nur wenn wir hier spurbarer als bislang vo-
rankommen, erreichen wir auf Dauer unsere Ziele
bei der Steigerung der Energieeffizienz und bei der
Energiewende. Nur dann kénnen wir die Energie-
kosten insgesamt auch in Zukunft auf einem bezahl-
baren Niveau halten.

Die Energiewende allein im Stromsektor greift zu
kurz. Ohne Warmewende werden wir die Ziele des
Klimaschutzes und der Energieeffizienz nicht errei-
chen.

Wir werden diese Ziele nur dann erreichen, wenn
wir die Bevélkerung davon tiberzeugen, dass MaB-
nahmen zur Energieeffizienz — gerade im Gebdaude-
sektor — auf Dauer nicht nur einen unmittelbaren mo-
netiaren Nutzen haben, sondern =zugleich den
Wohnkomfort betrdachtlich steigern. Schlagzeilen-
trachtige AuBerungen der Bundesumweltministerin,
wonach die Wohnungsnutzerinnen und -nutzer ihre
Heizungen herunterdrehen sollen, sind hierbei nicht
unbedingt foérderlich. Nachhaltiger wirkt vielmehr
ein besseres Beratungs- und Informationsangebot.
Hier muss die Bundesregierung ihre Mittel starker
und stetiger als bislang einsetzen, also Geld in die
Hand nehmen.

Und sie muss den Mut haben, die geeigneten ord-
nungspolitischen MaBnahmen zu beschlieBen. Ich er-
innere an die Zusammenfuhrung von EnEV und Er-
neuerbare-Energien-Warmegesetz auf Bundesebene,
und ich erinnere an die Erweiterung des Erneuer-
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bare-Energien-Warmegesetzes auf den Wohnungs-
bestand; denn dort spielt letztlich die Musik.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen
Sie uns nach dem Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien endlich auch die Energieeffizienz auf die Uber-
holspur setzen! Hierzu bedarf es zusatzlicher An-
strengungen. Mit der Zustimmung zu unserem
Antrag konnen Sie einen wichtigen Anstol geben. —
Ich bedanke mich fur Ihre Aufmerksamkeit.

Amtierende Prasidentin Margit Conrad: Vielen
Dank!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Zur weiteren Beratung weise ich die Vorlage - fe-
derfiihrend — dem Wirtschaftsausschuss und — mitbe-
ratend — dem Finanzausschuss, dem Ausschuss fiir
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit sowie
dem Ausschuss fiir Stadtebau, Wohnungswesen und
Raumordnung zu.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 9:

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung
des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (Drucksa-
che 81/14)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Zur Abstimmung liegen IThnen die Ausschussemp-
fehlungen vor.

Bitte das Handzeichen fir Ziffer 1! — Das ist die
Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 10:

Entwurf eines Gesetzes zur Durchfithrung der
Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaft-
licher Betriebe im Rahmen von Stutzungs-
regelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik
(Direktzahlungen-Durchiiihrungsgesetz -
DirektZahlDurchfG) (Drucksache 82/14)

Es liegen zwei Wortmeldungen vor. Als Erster hat
Herr Minister Meyer (Niedersachsen) das Wort.

Christian Meyer (Niedersachsen): Frau Prédsidentin!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Ergeb-
nis der Sonder-Agrarministerkonferenz in Minchen
war aus unserer Sicht wegweisend fir die Umset-
zung der GAP-Reform in Deutschland. Damals ist es
uns gelungen, tber die Partei- und Landergrenzen
hinweg einen Kompromiss zu schntiren, der zu vielen
Fragen wichtige und dringend notwendige Entschei-
dungen lieferte. Mit dem nun vorliegenden Gesetz-
entwurf der Bundesregierung sollen die Beschliisse
der Sonder-Agrarministerkonferenz umgesetzt wer-
den.

In finanzieller Hinsicht — nur in dieser — schafft der
Gesetzentwurf fur die Landwirte wie fir den landli-
chen Raum gute und verlassliche Forderbedingun-
gen. Mit der stiarkeren Umverteilung zu Gunsten

kleiner und mittlerer Betriebe starken wir gezielt die
bauerliche Landwirtschaft und erreichen eine ge-
rechtere Verteilung der Direktzahlungen.

Die Junglandwirtepramie, ein Anreiz fur junge
Menschen, in die Landwirtschaft einzusteigen oder
Betriebe zu tibernehmen, wird ausdricklich begrift.
Damit werden Hofnachfolge und der Generationen-
wechsel gefordert. Das ist gut fiir die Perspektiven
junger Menschen in der Landwirtschaft.

Mit der vorgesehenen Umschichtung in Héhe von
immerhin 4,5 Prozent der Direktzahlungen in die
zweite Saule der GAP erreichen wir endlich eine
starkere Forderung der landlichen Entwicklung. Wir
in Niedersachsen werden damit gesellschaftliche
Leistungen der Landwirte genauso wie eine nachhal-
tige regionale Entwicklung unterstiitzen. Das ist aus
unserer Sicht ein groBer Erfolg fir die Nachhaltigkeit
der Landwirte, fir die sanfte Agrarwende und den
landlichen Raum.

Inhaltlich jedoch weist der vorliegende Gesetzent-
wurf insbesondere beim Greening noch erhebliche
Fallstricke auf.

Das Greening ist eingefiithrt worden, weil wir uns
Sorgen um den Artenverlust vor allem in der Agrar-
landschaft machen. Es soll dazu dienen, eine 6kologi-
sche Aufwertung, 6kologischen Vorrang zu honorie-
ren. Deshalb ist es wichtig, dass wir Bundesldander
bei der Ausgestaltung des Greenings politisch zu-
sammenstehen und ein ,green-washing” der Reform,
also eine Herabstufung, nicht akzeptieren.

Aus unserer Sicht besteht erheblicher Nachbesse-
rungsbedarf beim vorliegenden Gesetzentwurf der
Bundesregierung. Wichtiges Ziel des Greenings ist
es, die Anbauvielfalt, den Dauergrunlanderhalt und
die Bereitstellung o6kologisch wirksamer Flachen zu
honorieren und damit die Biodiversitat in der Kultur-
landschaft nachhaltig zu verbessern.

Wir fordern einen konsequenten Verzicht auf Dun-
gung und Pflanzenschutz; denn nur damit lassen sich
spurbare okologische Vorteile auf den 6kologischen
Vorrangflachen erzielen. Aus meiner Sicht wdre es
absurd, wenn man auf den 5 Prozent 6kologischer
Vorrangflachen, die der Steigerung der Artenvielfalt
dienen sollen, Pestizide oder Herbizide zulassen
wirde.

Des Weiteren fordern wir den Ausschluss des Zwi-
schenfruchtanbaus als 06kologische Vorrangflache.
Eine 6kologische Vorrangflache soll in erster Linie ei-
nen Beitrag zur verbesserten Biodiversitat leisten.
Aber im Bereich der Zwischenfriichte halten wir die-
sen Effekt fiir viel zu gering. Die Abnahme der 6kolo-
gischen Vielfalt in der Agrarlandschaft ist ein Thema,
dem wir uns dringend stellen miissen, das die EU mit
dem Greening ja auch angeht. Erkennen wir den
Zwischenfruchtanbau als Option zur Erfillung der
Greening-Auflage ,6kologische Vorrangflache” an,
so laufen wir Gefahr, dass wir zwar einen erhebli-
chen Kontrollaufwand, verbunden mit Bilirokratie,
haben, aber sicherlich keinen nachhaltig positiven
Effekt fur die Umwelt.
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Meine Damen und Herren, in der Empfehlungs-
drucksache sind viele Punkte enthalten mit dem Ziel,
dass die GAP-Reform in Deutschland spiirbare 6kolo-
gische Wirkungen entfalten kann. Ich werbe um Zu-
stimmung, damit die Reform nicht nur gerecht, son-
dern auch o6kologisch nachhaltig umgesetzt werden
kann. Es ist sehr wichtig, dass auf den 5 Prozent 6ko-
logischer Vorrangflachen der Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln und Diingung nicht erlaubt werden. —
Danke schon.

Amtierende Prasidentin Margit Conrad: Vielen
Dank!

Das Wort hat Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tar Bleser (Bundesministerium fiir Erndhrung und
Landwirtschaft).

Peter Bleser, Parl. Staatssekretar beim Bundes-
minister fir Ernahrung und Landwirtschaft: Frau Pra-
sidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Die Europaische Union hat im vergangenen Jahr eine
grundlegende Reform der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik beschlossen. Diese Reform soll die Landwirt-
schaft, landliche Rdaume und den Umweltschutz
starken. Herzstlck ist ein neues System der Direkt-
zahlungen, das sich verstarkt am Prinzip ,offentli-
ches Geld fiir 6ffentliche Leistungen” orientiert.

Bei der nationalen Umsetzung haben die Mitglied-
staaten erhebliche Spielraume. Dabei gilt es, die
berechtigten Interessen unserer Landwirte, der Ge-
sellschaft und des Umweltschutzes sorgfaltig abzu-
wagen. Dies ist auf der Agrarministerkonferenz im
November letzten Jahres mit einem einstimmigen
Beschluss gelungen. Deshalb hat die Bundesregie-
rung dieses Konzept vollinhaltlich in ihren Gesetz-
entwurf ibernommen.

Im Interesse einer nachhaltigen Landwirtschaft sol-
len demnach 4 1/2 Prozent der Direktzahlungen als
zusatzliche Mittel fiir die Férderung der landlichen
Entwicklung umgeschichtet werden. Das sind insge-
samt 1,1 Milliarden Euro. Damit erreichen wir in der
neuen Finanzperiode statt eines Riickgangs um
9 Prozent einen Anstieg der Fordermittel um 4 Pro-
zent.

Dafiir erwarten die Bundesregierung und mit ihr
unsere Bauern und Bduerinnen, dass die Ladnder nun
zu ihrem Beschluss stehen und diese Mittel landwirt-
schaftsnah verwenden, das heiit fiir Grinlandstand-
orte, fir Raufutterfresser, fur Agrarumwelt- und
KlimaschutzmaBnahmen, fir tiergerechte Haltungs-
verfahren, fir den 6kologischen Landbau und fir die
Ausgleichszulage fir benachteiligte Gebiete.

Auch nach der Umschichtung stehen unseren
Landwirten weiterhin 4,8 Milliarden Euro jahrlich an
Direktzahlungen zur Verfiigung — Mittel, auf die die
Landwirte zur Einkommensstabilisierung und zur Er-
fillung ihrer vielfdltigen gesellschaftlichen Leistun-
gen dringend angewiesen sind.

Allerdings sind neue Gewichtungen und Priorita-
ten erforderlich, um das System zukunftsfest auszu-
gestalten. Das heiBit konkret:

Die kiuinftige Basispramie soll schrittweise zu einer
bundeseinheitlich hohen Zahlung angeglichen wer-
den.

Junglandwirten soll der Einstieg in die Unterneh-
mensfihrung mit einer speziellen Pramie erleichtert
werden.

Kleinen und mittleren Betrieben soll mit der Um-
verteilungspramie eine besondere Unterstiutzung ge-
wahrt werden.

Zentraler Punkt des neuen Direktzahlungssystems
ist das sogenannte Greening. 30 Prozent der Direkt-
zahlungen sollen zukinftig an zusdatzliche Leistun-
gen gebunden werden, also an eine groBere Vielfalt
beim Anbau der Feldfriichte, an den Erhalt des Dau-
ergrinlandes und an die Bereitstellung 6kologischer
Vorrangflachen.

Das Greening soll einerseits wirksame Umweltver-
besserungen bringen. Andererseits soll es fur die
Landwirte leistbar und fir die Verwaltungen durch-
fihrbar sein.

Hier besteht offensichtlich in zwei zentralen Berei-
chen noch Diskussionsbedarf, namlich beim Grin-
landerhalt und bei den 6kologischen Vorrangflachen.
Dies ist das Ergebnis der Anhérung im Deutschen
Bundestag. Das zeigt sich aber auch am Abstim-
mungsverhalten zu den heute vorliegenden Antra-
gen.

Beim Griinlanderhalt gilt es, ein Gleichgewicht
zwischen wirksamem Schutz und notwendiger Flexi-
bilitdt sowie angemessenen Produktionsméglichkei-
ten fur die Landwirte zu finden. Die Bundesregierung
ist hier zu konstruktiven Gesprachen bereit.

Bei den okologischen Vorrangflachen sieht der
Gesetzentwurf maximale Flexibilitat fiir die Land-
wirte vor; denn dadurch kann das von der Agrar-
ministerkonferenz einstimmig formulierte Ziel erreicht
werden, dass auch produktive Flachennutzungen
moglich bleiben miissen. Dies war im Ubrigen auch
eine der Vorgaben des Europaischen Rates fur die
Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik. Deshalb
lehnt die Bundesregierung die Streichung der Zwi-
schenfriichte aus der Liste der 6kologischen Vorrang-
flachen ab.

Auch bei der Ausgestaltung der Produktionsbedin-
gungen auf den ¢kologischen Vorrangflachen mis-
sen wir praxisgerechte Losungen finden. Es darf
nicht dazu kommen, dass sich die Landwirte am
Ende im Wesentlichen fiir eine Flachenstilllegung
entscheiden.

Ich bitte Sie, sich mit Threm heutigen Votum sowie
im weiteren Gesetzgebungsverfahren in diesem
Sinne einzubringen. — Herzlichen Dank.
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Amtierende Prasidentin Margit Conrad: Vielen
Dank!

Eine Erklarung zu Protokoll*) hat Minister

Remmel (Nordrhein-Westfalen) abgegeben.

Zur Abstimmung liegen Thnen die Ausschussemp-
fehlungen sowie drei Landesantrdage vor.

Ich beginne mit dem Antrag des Landes Sachsen-
Anhalt in Drucksache 82/2/14. Ich bitte um Ihr Hand-
zeichen. — Das ist eine Minderheit.

Jetzt zu den Ausschussempfehlungen in Druck-
sache 82/1/14! Ich rufe auf:

Ziffer 1! — Mehrheit.

Ziffer 2! — Mehrheit.

Damit entfallen die Ziffern 3 und 4.
Ziffer 5! — Mehrheit.

Ziffer 6! — Minderheit.

Ziffer 7! — Mehrheit.

Damit entfallt Ziffer 8.

Wir kommen nun zu dem 3-Lander-Antrag in
Drucksache 82/4/14. Ich bitte um Ihr Handzeichen. —
Das ist eine Minderheit.

Dann rufe ich aus Ziffer 9 den Buchstaben a auf.
Ich bitte um Ihr Handzeichen. — Das ist eine Minder-
heit.

Ziffer 9 Buchstaben b und d! — Auch das ist eine
Minderheit.

Auf Wunsch eines Landes stimmen wir tuber
Ziffer 9 Buchstabe c getrennt ab. Wer dafiir ist, den
bitte ich um das Handzeichen. — Das ist die Mehrheit.

Wir fahren fort mit dem Antrag Mecklenburg-Vor-
pommerns in Drucksache 82/3/14. Ich bitte um Ihr
Handzeichen. — Das ist eine Minderheit.

Jetzt Ziffer 10 der Ausschussempfehlungen! -
Mehrheit.

Ziffer 11! — Mehrheit.
Ziffer 12! — Mehrheit.
Ziffer 13! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf
entsprechend Stellung genommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 13:

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Ge-
setzes zur Fortentwicklung des Meldewesens
(Drucksache 102/14)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Zur Abstimmung liegen IThnen die Ausschussemp-
fehlungen vor. Ich rufe auf:

Ziffer 1! — Mehrheit.
Ziffer 2! — Mehrheit.

*) Anlage 15

Ziffer 3! — Mehrheit.

Auf Wunsch eines Landes stimmen wir tber
Ziffer 4 nach Buchstaben getrennt ab.

Bitte das Handzeichen zu Ziffer 4 Buchstabe a! —
Das ist eine Minderheit.

Ziffer 4 Buchstabe b! — Niemand; Minderheit.

Wir kommen zu Ziffer 5. Hier ist gewtiinscht wor-
den, Absatz 1 und Absatz 2 getrennt abzustimmen.

Zundchst das Handzeichen fiir Ziffer 5 Absatz 1! —
Das ist die Mehrheit.

Bitte das Handzeichen fiir Ziffer 5 Absatz 2! — Auch
das ist die Mehrheit.

Ziffer 6! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf
entsprechend Stellung genommen.

Tagesordnungspunkt 14:

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts zur
Sukzessivadoption durch Lebenspartner (Druck-
sache 103/14)

Es liegen Wortmeldungen vor. Als Erste hat Minis-
terin Alheit (Schleswig-Holstein) das Wort.

Kristin Alheit (Schleswig-Holstein): Sehr geehrte
Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Thematik des Gesetzentwurfs ist offen-
bar eine Herausforderung. Das war in der letzten Le-
gislaturperiode so, das ist auch jetzt so.

Es war in der Vergangenheit leider nicht die Poli-
tik, die das Adoptionsrecht von eingetragenen Le-
benspartnerschaften in eine verfassungsgemafe Ge-
setzesform gebracht hat. Dies hat das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts vom 19. Februar letzten
Jahres fir die Féalle der Sukzessivadoption korrigiert.

Es ist gut, aber es ist, ehrlich gesagt, nur recht und
billig, dass nun die Bundesregierung einen Gesetz-
entwurf vorlegt, damit dies parlamentarisch nach-
vollzogen werden kann.

Und es ist gut, weil das Verbot der Sukzessivadop-
tion durch Homosexuelle das Recht auf Gleichbe-
handlung verletzt. Es benachteiligt sowohl gleichge-
schlechtliche Paare als auch deren Nachwuchs.

Allerdings werden Schwule und Lesben nach dem
vorliegenden Entwurf der Bundesregierung auch
weiterhin ein Kind nicht gleichzeitig gemeinschaft-
lich annehmen kénnen. Sie bleiben auf ein doppeltes
Verfahren verwiesen. Das bedeutet eine doppelte Be-
lastung. Das bedeutet eine von Staats und Amts we-
gen verlangerte Unklarheit, zu wem das Kind gehort,
was den unstrittigen Anforderungen an ein kindes-
wohlorientiertes Verfahren widerspricht.

Warum ist das so? Weil eben immer noch strittig ist,
wie weitgehend die vom Verfassungsgericht vorge-
zeichnete Gleichstellung nachvollzogen werden
soll — ob lediglich fiur den entschiedenen Fall oder
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nach dem MafBstab des Urteils, der tiber den Bereich
der Sukzessivadoption hinausweist.

Schleswig-Holstein hat sich in den Ausschussbera-
tungen nicht engagiert, um den vorhandenen Dis-
sens zu vertiefen. Es geht uns um einen Appell an
alle Teile der Bundesregierung und alle Mitglieder
des Bundestages zur Verstandigung und zur sorgsa-
men und rationalen Abwagung. Zu erwdagen ist, was
der Satz des Bundesverfassungsgerichts bedeutet,
den ich mit Ihrer Erlaubnis zitieren darf:

Es ist davon auszugehen, dass die behiteten
Verhdltnisse einer eingetragenen Lebenspart-
nerschaft das Aufwachsen von Kindern ebenso
fordern kénnen wie die einer Ehe.

Meine Damen und Herren, der Satz beinhaltet ei-
nen klaren MaBstab fiir die Beurteilung des Adop-
tionsrechts Uber die entschiedene Frage der Sukzes-
sivadoption hinaus. Der Satz sagt, dass die Fahigkeit
gleichgeschlechtlicher Lebenspartner, gute Eltern
und auch gute Adoptiveltern zu sein, nicht typisiert
anders zu beurteilen ist als bei Ehepaaren. Sie ist im
Interesse des Kindeswohls in jedem Einzelfall durch
das Familiengericht zu beurteilen, wie bei adoptions-
willigen Ehepaaren auch.

Der Wille von Schwulen und Lesben, ein Kind zu
adoptieren, ist nach den MalBstdaben unseres Grund-
gesetzes nicht anders zu beurteilen, als dies bei Ehe-
leuten der Fall ist. Wenn das so ist, dann ist es
schwerlich zu begriinden, warum eine rechtliche
Gleichstellung jetzt nur liickenhaft vollzogen werden
soll.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Satz
aus Karlsruhe ist aber auch ein deutlicher Hinweis
auf eine andere absehbare Folge, die der fehlende
Mut zu einer konsequenten Anwendung der verfas-
sungsgerichtlichen Vorgaben hat, ndamlich ein neues
Verfahren, in dem wiederum wir, die Politik, vom
Bundesverfassungsgericht korrigiert wiirden. Das ist
keine Spekulation, sondern an einem Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts vom 23. Januar dieses
Jahres deutlich abzulesen. Auch wenn in dem betref-
fenden Verfahren eine Verfassungsbeschwerde von
Lebenspartnern gegen das Verbot einer gemein-
schaftlichen Adoption aus formalen Zulassigkeits-
grinden abgelehnt worden ist, so ist es doch abseh-
bar nur eine Frage der Zeit, bis eine entsprechende
weitere Klage die Karlsruher Richter erreicht und ein
Urteil kommen wird.

Der Appell, der sich mit den Formulierungen aus
Schleswig-Holstein und Sachsen-Anhalt verbindet,
ist daher ein doppelter: erstens Lebenspartnern den
vollen Respekt zu erweisen, den sie verdienen - die-
sen Respekt erweist der Verfassungsstaat nicht rhe-
torisch, sondern durch Rechte -, zweitens in Ver-
antwortung auch fir die Institutionen ebendieses
Verfassungsstaates so zu entscheiden, dass das Ver-
trauen der Burgerinnen und Burger in eine verfas-
sungsireundliche Gesetzgebung und Exekutive nicht
relativiert, sondern gestarkt wird.

In diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen und
Herren, bitte ich um Zustimmung zu Ziffer 1 der
Drucksache. — Danke schon.

Amtierende Prasidentin Margit Conrad: Vielen
Dank!

Als Nachster hat Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretar Lange vom Bundesministerium der Justiz und
fir Verbraucherschutz das Wort.

Christian Lange, Parl. Staatssekretar beim Bundes-
minister der Justiz und fiir Verbraucherschutz: Sehr
geehrte Frau Prasidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Am 19. Februar 2013 hat das Bun-
desverfassungsgericht entschieden, dass das fur Le-
benspartner geltende Verbot der Sukzessivadoption
nicht mit dem Grundgesetz vereinbar ist.

Wir haben uns nach der Regierungsbildung sehr
beeilt und am 12. Marz einen Gesetzentwurf zur Um-
setzung dieser Entscheidung im Kabinett beschlos-
sen. Denn die Zeit ist knapp: Das Gericht hat dem
Gesetzgeber aufgegeben, bis zum 30. Juni dieses
Jahres eine verfassungsgemaBe Regelung zu treffen.

Es freut mich deshalb sehr, dass wir uns bei allen
unterschiedlichen Auffassungen iiber eines einig
sind: Die Kontroverse um die Reichweite des Gesetz-
entwurfs darf nicht dazu fiihren, dass diese Frist
uberschritten wird. Wir sind zur Einhaltung der Frist
nicht nur rechtlich verpflichtet. Auch die berechtig-
ten Interessen der Betroffenen gebieten eine ziigige
Losung. Sie benotigen Rechtssicherheit.

Der vorliegende Gesetzentwurf ist eine 1:1-Um-
setzung der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts. Das heiit: Die vom Gericht getroffene
Ubergangsregelung, wonach die Adoption des ange-
nommenen Kindes des Lebenspartners moglich ist,
wird in das Gesetz aufgenommen.

Das ist zweifellos nicht alles, was Schwule und Les-
ben wollen. Aber es ist ein wichtiger Schritt in die
richtige Richtung.

Lebenspartnerschaften sind langst in der Mitte der
Gesellschaft angekommen. Und es entspricht schon
lange der Realitat, dass Kinder von gleichgeschlecht-
lichen Paaren groBgezogen werden, was ihnen im
Ubrigen — dariiber besteht Einigkeit — keineswegs
schadet. Vielmehr ist davon auszugehen, dass die be-
hiiteten Verhadltnisse einer eingetragenen Lebenspart-
nerschaft das Aufwachsen von Kindern ebenso for-
dern konnen wie die einer Ehe. Dies zeigt sich auch
darin, dass gerade hier in Berlin zum Beispiel gleich-
geschlechtliche Paare als Pflegeeltern sogar mit Pla-
kataktionen gesucht werden. MaBgeblich sind immer
die Verhaltnisse im Einzelfall, die von Jugendamt
und Gericht sehr sorgfaltig gepriift werden. Es ist da-
fur Sorge getragen, dass Kinder vom Staat nur nach
grundlicher Prufung an Adoptiveltern tibergeben
werden.

Jetzt geht es darum, Kindern, die zur Adoption frei-
gegeben wurden, die also ihre leiblichen Eltern ver-
loren haben, die Sicherheit zu geben, die sie benoti-
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gen. Allein der Umstand, dass sie von einem
Elternteil adoptiert wurden, der eine Lebenspartner-
schaft fiithrt, rechtfertigt es nicht, ihnen einen zweiten
Elternteil zu verwehren.

Der vorliegende Entwurf zur Zulassung der Suk-
zessivadoption ist damit ein sehr wichtiger Schritt.
Das Kind erhalt — wenn auch nacheinander — zwei El-
tern und dadurch die Gewissheit, dass ihm zwei El-
ternteile zur Seite stehen und im Fall des Verlusts des
einen Elternteils ein anderer Elternteil bleibt. Indem
das Verhaltnis zwischen dem Kind und dem sozialen
Elternteil auch rechtlich anerkannt wird, wird nicht
nur deren Verhaltnis, sondern die ganze Familie ge-
starkt — gerade auch im Hinblick auf ihre gesell-
schaftliche Akzeptanz.

Die gesellschaftliche Akzeptanz von Familien, in
denen die Eltern gleichen Geschlechts sind, ist sehr
wichtig fiur die Entwicklung und das Wohlbefinden
der Kinder, die in solchen Familien aufwachsen.
Noch ist es fiir viele von ihnen schwierig, sich 6ffent-
lich zu ihren Eltern zu bekennen. Der Gesetzentwurf
wird dazu beitragen, dass ihnen dies kunftig leichter
fallt.

Es freut mich, dass wir gemeinsam das in das Ge-
setz aufnehmen, was auf Grund der Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts notig und moglich ist:
die Zulassigkeit der Sukzessivadoption. Mit dem Ge-
setzentwurf sorgen wir dafiir, dass Kinder das be-
kommen, was jedes Kind braucht und verdient, nam-
lich Eltern.

Amtierende Prasidentin Margit Conrad: Vielen
Dank!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Dazu liegen Ihnen
die Ausschussempfehlungen vor. Bitte das Handzei-
chen fur:

Ziffer 1! — Mehrheit.
Ziffer 2! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 17 a) und b):

a) Jahresgutachten 2013/14 des Sachverstandi-
genrates zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung (Drucksache 763/13)

b) Jahreswirtschaftsbericht 2014 der
regierung (Drucksache 51/14)

Bundes-

Es liegt eine Wortmeldung vor: Frau Staatsministe-
rin Lemke aus Rheinland-Pfalz.

Eveline Lemke (Rheinland-Pfalz): Frau Prasidentin!
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Die aktuell
gute wirtschaftliche Lage der Bundesrepublik wird
sich nicht von selbst und ohne groe Anstrengungen
in der Zukunft fortsetzen.

Der Wirtschaftsstandort Deutschland steht vor gro-
Ben Herausforderungen, denen sich Bund und Léan-

der gemeinsam genauso wie die freie Wirtschaft stel-
len missen, Herausforderungen, bei denen die
bundespolitischen Weichenstellungen leider nicht
immer in die richtige Richtung gehen.

Wir alle wissen: Allein auf Grund der demografi-
schen Entwicklung ist beispielsweise die Fachkraftesi-
cherung eine der zentralen Aufgaben der Wirtschafts-
politik. Aus meiner Sicht besteht Erklarungsbedarf,
wie die aktuellen sozialpolitischen Projekte der Bun-
desregierung mit dieser wirtschaftspolitischen He-
rausforderung vereinbar sind. Die Kritik aus der
Wirtschaft, aus den Unternehmen, die an mich und
sicherlich auch an Sie in den Landern gerichtet
wurde, spricht eine deutliche Sprache. SchlieBlich
hat es Sinn und ist es angesichts des teilweise schon
bestehenden beziehungsweise drohenden Fachkraf-
temangels dringend notwendig, von der Erfahrung
gerade langfristig beschaftigter Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer in den Betrieben mdglichst lange
zu profitieren.

Selbstverstandlich muss die Lebensleistung der
Menschen, insbesondere langjahriger Beitragszahle-
rinnen und -zahler, auch im sozialen Sicherungssys-
tem angemessen berticksichtigt werden. Allerdings
kann dies — das muss ich als Wirtschaftsministerin
deutlich sagen — nicht durch einen Wiedereinstieg in
eine neue Frihverrentung erfolgen. Neben den Ge-
fahren fur die Volkswirtschaft schatzt ein solches
Vorgehen den Wert der Lebens- und Arbeitserfah-
rung der Menschen zu gering und entwertet starker,
als dass es belohnt.

Werte Kollegen und Kolleginnen, gleichbedeutend
mit der zentralen wirtschaftspolitischen Herausforde-
rung der Fachkraftesicherung ist die Frage, wie wir
die Energiewende gestalten. Auch hierzu vermissen
wir im Bericht die richtigen Aussagen. Aus der Sicht
des Landes Rheinland-Pfalz sind zwei Aspekte ent-
scheidend.

Der eine betrifft die allgemeine Herangehens-
weise. Die Rheinland-Pfdlzische Landesregierung
sieht mit Sorge, wie die o6ffentliche Diskussion von
dem eigentlich doch langst tiberholten Antagonismus
von Wirtschaftspolitik auf der einen, Okologie und
Nachhaltigkeit sowie Umweltschutz auf der anderen
Seite dominiert wird. Klima- und Ressourceneinspar-
potenziale oder der Ausbau erneuerbarer Energien
werden zu Unrecht als Kostentreiber und nicht als
Motor fiir Zukunftstechnologien und -méarkte angese-
hen.

Deutlich werden muss — das vermisse ich in der
bundespolitischen Debatte sehr —: Die Energiewende
bietet letztlich groBere wirtschaftliche Chancen fiir
die deutsche Industrie. Dazu muss sie so ausgestaltet
werden, dass gerade die Unternehmen, die in ihre ei-
gene Stromerzeugung auf 6kologisch sinnvolle Weise
investieren oder dies tun wollen, nicht bestraft wer-
den.

Dies fihrt mich zum zweiten Aspekt. Wir Lander
haben gemeinsam groBe Anstrengungen unternom-
men und sind in dieser Frage einen Schritt weiterge-
kommen: Die Landesregierung Rheinland-Pfalz be-
gruBt es ausdriicklich, dass nunmehr bestehende
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Eveline Lemke (Rheinland-Pfalz)

Anlagen und Nachristungen im Eigenstrombereich
auch kinftig nicht voll unter die EEG-Umlage fallen
sollen. Wir werden im Bundesratsverfahren hier si-
cherlich noch Diskussionsbedarf haben.

Die o6kologische Lenkungswirkung ist aber einer
Kompromissformel zum Opfer gefallen. Dadurch er-
fullt sie aus unserer Sicht nicht die volle Wirtschafts-
kraft, die sie in der Zukunft haben koénnte. Die Men-
schen in Deutschland brauchen mehr, damit sie auch
weiterhin gute Bedingungen vorfinden, wenn sie sich
an der Energiewende durch Neuinvestitionen im Ei-
genstrombereich beteiligen wollen.

Auch fur Neuanlagen, die 6kologisch und volks-
wirtschaftlich sinnvoll Strom tber hocheffiziente
Kraft-Warme-Kopplung oder erneuerbare Energien
gewinnen, muss es einen Nutzen geben. Diese Inves-
titionen missen auch in der Zukunft wirtschaftlich
sein. Das sehen wir bei der derzeitigen Losung in
Frage gestellt. Dies gilt insbesondere fiir Handwerk,
Dienstleister, kleine Betriebe und Mittelstand, aber
auch fur die Industrie sowie fiir Privathaushalte. Wir
sollten dahin kommen, dass es fur alle gleichermaBen
gilt. Sonst bestrafen wir diejenigen, die bei der
Stromerzeugung neue Wege gehen, effizienter han-
deln und Energie einsparen wollen.

Die Losung des Bundeskabinetts tiberzeugt auch
hier nicht. Ein Rabatt von nur 50 Prozent auf 6kolo-
gisch sinnvolle Eigenstromerzeugung bei zukinfti-
gen Anlagen wird Neuinvestitionen stark behindern.

Gleichzeitig unterscheidet die Bundesregierung
bei Neuanlagen im produzierenden Gewerbe nicht
zwischen 6kologisch sinnvoller und 6kologisch nach-
teiliger Eigenstromerzeugung. Eine aus meiner Sicht
willktrlich undifferenzierte und in Teilen ungerecht-
fertigte Privilegierung scheidet aber aus.

Die vom Bundeskabinett beschlossene Regelung ist
umso verwunderlicher, als Bundeswirtschaftsminister
Gabriel dazunoch am 2. April 2014 erklart hatte
—ich zitiere —,

dass wir im Bereich derjenigen, die neue Anla-
gen zur Eigenstromversorgung nutzen, eine
deutliche Differenzierung vornehmen wollen,
und zwar hinsichtlich der Hoéhe der Umlage von
Kraft-Warme-Kopplung und Fotovoltaik auf der
einen Seite und nicht erneuerbarer und nicht
kraft-warme-gekoppelter Stromversorgung auf
der anderen Seite.

Insofern besteht Nachbesserungsbedarf, auch im Be-
richt. Wir werden noch dariber beraten, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, und ich zdhle an dieser Stelle
auch auf Sie.

AbschlieBend will ich auf zwei weitere zentrale
wirtschaftspolitische Herausforderungen kurz einge-
hen, bei denen ich mir ebenfalls eine deutlichere
Weichenstellung des Bundes wiinschte.

Da ist zum einen die Haushaltskonsolidierung. Si-
cherlich, es ist aller Ehren wert, dass ab 2014 ein
strukturell ausgeglichener Bundeshaushalt erreicht
werden und ab 2015 eine Nettokreditaufnahme des
Bundes unterbleiben soll. Klar ist aber auch: Die po-
sitive Entwicklung der Haushaltslage ist zu einem

guten Teil auf die konjunkturelle Situation mit Re-
kordsteuereinnahmen, die Lage am Arbeitsmarkt
und die niedrigen Refinanzierungskosten zurtickzu-
fihren.

Klar ist zudem: Die gute Lage des Bundeshaushalts
hat etwas damit zu tun, dass sozial- und familienpoli-
tische MaBnahmen wie die Miitterrente nicht aus
Steuermitteln, sondern von den Beitragszahlern, Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern gleichermalen,
finanziert werden. Das ist aus unserer Sicht ord-
nungs- und verteilungspolitisch bedenklich.

Bedenklich, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, ist auch die Entwicklung in der Euro-Zone. Das
ist vielleicht sogar die groBte aktuelle wirtschaftspoli-
tische Herausforderung. Der Suiden Europas droht in
eine Deflation abzurutschen. Das ist nicht zuletzt
Folge des rigorosen Sparkurses, den die alte Bundes-
regierung europaweit durchgesetzt hat. Wenn - wie
in der vergangenen Woche geschehen — der EZB-Rat
einstimmig zu der Auffassung gelangt ist, im Notfall
;unkonventionelle Mallnahmen" einsetzen zu mis-
sen, etwa ein Programm zum Aufkauf von Wertpa-
pieren am Kapitalmarkt oder Negativzinsen fiir Ban-
ken, die Geld bei der EZB parken, dann zeigt dies
leider allzu deutlich, wie brisant die aktuelle Lage ist.

Mein Appell als Wirtschaftsministerin eines Bun-
deslandes, das wie kaum ein anderes vom Export
und damit von einer funktionierenden Euro-Zone
und einer florierenden Weltwirtschaft lebt, an die
neue Bundesregierung ist: Seien Sie weniger ideolo-
gisch und weniger rigoros als Ihre Vorgangerin!
Schauen Sie nicht ausschlieBlich auf die Haushalts-
disziplin, sondern erméglichen Sie dem Stden Euro-
pas auch neue Wachstumsperspektiven, damit der
ndchste Bericht zur wirtschaftlichen Lage unseres
Landes erneut eine positive Ist-Situation darstellen
kann. - Vielen Dank.

Amtierende Prasidentin Margit Conrad: Vielen
Dank!

Minister
Minister

Eine Erklirung zu Protokoll*) hat
Friedrich  (Baden-Wirttemberg)  fir
Dr. Schmid abgegeben.

Wir kommen zu den Abstimmungen. Zur Einzel-
abstimmung rufe ich auf:

Ziffer 2! — Mehrheit.

Auf Wunsch eines Landes rufe ich Ziffer 4 - zu-
nachst ohne das Wort ,steuerliche” - zur Abstim-
mung auf. Wer zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Mehrheit.

Wer stimmt der Erganzung um das Wort , steuerli-
che” zu? — 33 Stimmen; das ist eine Minderheit.

(Zuruf: 37 Stimmen! — Jurgen Gnauck [Thirin-
gen]: Kénnen Sie noch einmal zdhlen?)

— Dann bitte ich noch einmal um das Handzeichen,
damit wir Klarheit haben. Wir haben zweimal ge-
zdhlt. — Es sind 37 Stimmen. Das ist die Mehrheit.

*) Anlage 16
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Ziffer 9! — Mehrheit.
Ziffer 16! — Mehrheit.
Ziffer 23! — Mehrheit.
Ziffer 24! — Mehrheit.

Bitte Ihr Handzeichen fir die iibrigen noch nicht
erledigten Ziffern der Ausschussempfehlungen! -
Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat Stellung genommen.
Tagesordnungspunkt 18:

Vorschlag fiir eine Verordnung des Europadi-
schen Parlaments und des Rates zur Anderung
der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 sowie der
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 hinsichtlich der
Beihilferegelung fiir die Abgabe von Obst und
Gemiise, Bananen und Milch in Bildungsein-
richtungen (Drucksache 31/14, zu Drucksache
31/14)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir stimmen tUber die Ausschussempfehlungen ab.
Zur Einzelabstimmung rufe ich auf:

Ziffer 4! — Mehrheit.
Damit entfallt Ziffer 5.
Ziffer 10! — Mehrheit.
Ziffer 16! — Mehrheit.
Ziffer 20! — Mehrheit.

Bitte Ihr Handzeichen fir die noch nicht erledigten
Ziffern! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat Stellung genommen.
Tagesordnungspunkt 20:

Vorschlag fiir eine Verordnung des Europai-
schen Parlaments und des Rates tber die
Meldung und Transparenz von Wertpapier-
finanzierungsgeschaiten (Drucksache 44/14, zu
Drucksache 44/14)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir stimmen tiber die Ausschussempfehlungen ab.
Zur Einzelabstimmung rufe ich auf:

Ziffer 1! — Minderheit.
Ziffer 2! — Mehrheit.
Ziffer 4! — Mehrheit.

Bitte Ihr Handzeichen fir die noch nicht erledigten
Ziffern der Ausschussempfehlungen! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat Stellung genommen.
Tagesordnungspunkt 21:

Vorschlag fiir eine Verordnung des Europadi-
schen Parlaments und des Rates tiber struktu-
relle MaBnahmen zur Erhéhung der Wider-
standsfdhigkeit von Kreditinstituten in der
Union (Drucksache 45/14, zu Drucksache 45/
14)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir stimmen tiber die Ausschussempfehlungen ab.
Zur Einzelabstimmung rufe ich auf:

Ziffer 1! — Mehrheit.
Damit entfallt Ziffer 2.
Ziffer 8! — Mehrheit.
Ziffer 10! — Mehrheit.
Ziffer 12! — Mehrheit.
Ziffer 19! — Mehrheit.
Damit entfallt Ziffer 20.
Ziffer 21! — Mehrheit.
Ziffer 22! — Mehrheit.
Ziffer 23! — Minderheit.
Ziffer 24! — Mehrheit.
Ziffer 26! — Mehrheit.
Ziffer 37! — Mehrheit.
Ziffer 38! — Minderheit.
Ziffer 39! — Mehrheit.

Bitte Ihr Handzeichen fir die noch nicht erledigten
Ziffern der Ausschussempfehlungen! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.

Tagesordnungspunkt 34:

Entwurf eines Gesetzes iiber den Beruf des
Operationstechnischen Assistenten und zur
Anderung des Krankenhausfinanzierungsge-
setzes — Antrag des Landes Nordrhein-Westfa-
len gemalB § 36 Absatz 2 GO BR - (Drucksache
126/14)

Wortmeldungen liegen nicht vor. — Eine Erklarung
zu Protokoll*) hat Herr Staatssekretir Lennartz
(Saarland) abgegeben.

Nordrhein-Westfalen hat beantragt, bereits heute
in der Sache zu entscheiden. Wer dafir ist, den bitte
ich um das Handzeichen.

Damit entscheiden wir heute in der Sache.

Wer ist dafiir, den Gesetzentwurf beim Deutschen
Bundestag erneut einzubringen? — Das ist die Mehr-
heit.

Damit ist so beschlossen.

Wir sind iibereingekommen, Frau Ministerin
Barbara Steffens (Nordrhein-Westfalen) zur Beauf-
tragten zu bestellen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, damit haben wir die Ta-
gesordnung der heutigen Sitzung erledigt.

*) Anlage 17



Bundesrat — 921. Sitzung — 11. April 2014

105

Amtierende Prasidentin Margit Conrad

Bevor ich die Sitzung schlieBe, moéchte ich Thre
Aufmerksamkeit kurz auf das Thema ,unerledigte
Vorlagen beim Bundesrat” lenken. Es ist vorgese-
hen, dazu heute folgenden Erledigtbeschluss zu fas-
sen:

Die beim Bundesrat von den Ldndern in der Zeit
vor Beginn der 17. Wahlperiode eingebrachten und
bisher nicht abschlieBend behandelten Vorlagen gel-
ten als erledigt. Dies gilt nicht fiir die Antrage, die in
dem Ihnen vorliegenden Umdruck aufgefiithrt sind.
Das Papier wird der Niederschrift als Anlage*) beige-
fugt.

*) Anlage 18

Dartiber hinaus sind die EU-Vorlagen in den
Drucksachen 867/98, 504/07, 522/08 und 747/08 erle-
digt.

Erhebt sich gegen einen solchen Beschluss Wider-
spruch? — Das ist nicht der Fall.

Dann ist so beschlossen.

Die nachste Sitzung des Bundesrates berufe ich ein
auf Freitag, den 23. Mai 2014, 9.30 Uhr.

Ich wiinsche Thnen ein schones Osterfest und er-
holsame Osterferien, soweit Sie welche haben. Vie-
len Dank!

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 12.50 Uhr)

Beschliisse im vereinfachten Verfahren (§ 35 GO BR)

Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat,
den Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Aus-
schuss der Regionen: Internet-Politik und Internet-Governance — Euro-
pas Rolle bei der Mitgestaltung der Zukunft der Internet-Governance

(Drucksache 55/14)
Ausschusszuweisung: EU -In - K- R - Vk - Wi

Beschluss: Kenntnisnahme

Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat,
den Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Aus-
schuss der Regionen: Bestandsaufnahme der Strategie Europa 2020
fiir intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum

(Drucksache 98/14)
Ausschusszuweisung: EU - AS -Fz-K-U-Vk - Wi

Beschluss: Kenntnisnahme

Feststellung gemaB § 34 GO BR

Einspruch gegen den Bericht tber die 920. Sitzung
ist nicht eingelegt worden. Damit gilt der Bericht ge-
maB § 34 GO BR als genehmigt.
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Anlage 1
Erkldrung

von Biirgermeisterin Karoline Linnert
(Bremen)
zu Punkt 1 a) der Tagesordnung

Die Reform der Eingliederungshilfe wird seit mehr
als zehn Jahren sowohl aus finanzpolitischen als auch
aus fachlichen Griinden gefordert. Dazu liegen meh-
rere einstimmige Beschlisse der Arbeits- und Sozial-
ministerkonferenz und eine BundesratsentschlieBung
VOr.

Letztere ist jetzt etwas mehr als ein Jahr alt. Da-
mals besagte die EntschlieBung, dass

die Lander (...) im Rahmen des Fiskalpakts die
Verantwortung fir ihre Kommunen (tragen). In-
folge der expliziten Einbeziehung der kommu-
nalen Verschuldung in die Defizitobergrenze des
Fiskalpakts werden die Lander in ihrer Konsoli-
dierungspolitik vor deutlich gréBere Herausfor-
derungen gestellt. Vor diesem Hintergrund ha-
ben Bund und Lander im Rahmen der
Verstandigung zur innerstaatlichen Umsetzung
des Fiskalpakts vereinbart, gemeinsam ein
neues Bundesleistungsgesetz zu erarbeiten, das
die rechtlichen Vorschriften zur Eingliederungs-
hilfe in der bisherigen Form ablost. Das vorran-
gige Ziel dieser Verstandigung bestand darin,
Lander und Kommunen bei einer Sozialleistung,
die eine duBerst dynamische Entwicklung auf-
weist, zu entlasten.

Diese ,duBerst dynamische Entwicklung"” beruht
unter anderem auf dem medizinischen Fortschritt. Er-
freulicherweise werden immer mehr Menschen mit
Behinderungen im Durchschnitt genauso selbstver-
standlich alter wie Menschen ohne Behinderung
auch. Das bedeutet, dass mehr Menschen Unterstiit-
zung, im Alter vielleicht noch mehr Unterstitzung
bendétigen.

Mit der Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention haben sich Staat und Gesellschaft auf
den Weg gemacht, dafir zu sorgen, dass sich Men-
schen mit Behinderung genauso frei im Alltag bewe-
gen konnen wie alle anderen - eine groe Herausfor-
derung fir die kommenden Jahre.

Diese und andere Aspekte fihren dazu, dass die
Ausgaben fur Menschen mit Behinderung seit gerau-
mer Zeit deutlich steigen. Wir sind uns dartiber einig,
dass diese grofier werdende Aufgabe eine gesamtge-
sellschaftliche sein muss.

Gedanderte Lebenslagen und gesellschaftliche Ein-
stellungen haben dazu gefiithrt, dass eine Weiter-
entwicklung der Eingliederungshilfe zu einem Bun-
desleistungsgesetz ansteht. Die 16 Arbeits- und
Sozialministerinnen und -minister halten es laut ihrem
letzten Konferenzbeschluss fur wichtig, dass ein
,Bundesteilhabegeld ohne Anrechnung von Einkom-
men und Vermogen als personenzentrierte Leistung”

entwickelt wird. Die Weiterentwicklung der Einglie-
derungshilfe und die finanzielle Entlastung der Lan-
der und Kommunen dirfen nicht entkoppelt werden.

Deshalb zurtick zur Verabredung mit der Bundes-
regierung uber die finanzielle Entlastung: Im Rah-
men der anfangs genannten Vereinbarungen iiber
die nationale Umsetzung des Fiskalpakts hat diese
namlich zugesagt, das Bundesleistungsgesetz in die-
ser Legislaturperiode, also zwischen 2013 und 2017,
zu erarbeiten und in Kraft zu setzen. Das hat Auswir-
kungen darauf, wann welche Mittel flieBen. Die
Lander haben immer wieder Vorarbeiten fiir ein Bun-
desleistungsgesetz und ein ziligiges Inkrafttreten ein-
gefordert, zuletzt beim ersten Entwurf eines Haus-
haltsgesetzes 2014 im September 2013 sowie zum
Jahreswirtschaftsbericht 2013 im Marz 2013.

Bis das neue Gesetz in Kraft ist, diirfen die Kom-
munen mit den aktuellen Herausforderungen nicht
alleine gelassen werden. Denn wie wir alle wissen,
haben es vor allem die finanzschwachen Kommunen
— etwa Bremen -, aber auch die Lander nicht leicht,
die steigenden Ausgaben zu bewadltigen. Deshalb
sind die Kommunen darauf angewiesen, ziigig und
verlasslich entlastet zu werden. Sie brauchen eine
zligige Losung, die ihnen Planungssicherheit gibt.

Fir diese Planungssicherheit und unter Bertick-
sichtigung der gerade angesprochenen finanziellen
Situation der Kommunen ist es unerlasslich, dass die
finanzielle Entlastung in der Eingliederungshilfe
noch in diesem Jahr — und nicht erst im Jahr 2015 —
beginnt.

Ich mochte daran erinnern, dass die Verabredung
im Zusammenhang mit der Umsetzung des Fiskal-
pakts auBerdem sagt, dass das Bundesleistungsge-
setz in dieser Legislaturperiode in Kraft treten soll, so
dass auch spdtestens im Jahr 2017 die Zahlung des
vollen Betrages von 5 Milliarden Euro jahrlich begin-
nen muss, nicht erst ab 2018. 2018 gehort bekannt-
lich in die ndachste Legislaturperiode und wider-
spricht damit der getroffenen Vereinbarung.

Bremen hat weiterhin Interesse daran, dass die
Verabredung eingehalten wird.

Lassen Sie mich an dieser Stelle die Haltung der
Arbeits- und Sozialministerkonferenz einfiihren! Bei
der 90. Sitzung der ASMK im vergangenen Novem-
ber in Magdeburg waren sich die Vertreterinnen und
Vertreter aller 16 Lander darin einig, dass die , Schaf-
fung eines Bundesleistungsgesetzes (...) fir die
ASMK eine zentrale gesellschaftliche und sozialpoli-
tische Aufgabe des Jahres 2014 (ist).” In einem sol-
chen Fall kénnte das Gesetz wohl 2015 verabschiedet
werden und spatestens 2016 in Kraft treten. Dann
konnten auch die jahrlich 5 Milliarden Euro - ab
2016 — flieBen. Dazu passt, dass Ministerin Nahles er-
klart hat, dass sie das Gesetzgebungsverfahren auch
bis zum Jahr 2016 abschlieBen kann. So auBerte sich
zumindest Abteilungsleiter Dr. Schmachtenberg im
Februar dieses Jahres gegentiiber den Landern.

D)
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Und noch ein Hinweis: Die Finanzierung der Re-
form gehort zu den vereinbarten ,prioritairen MaB-
nahmen"” des Koalitionsvertrags im Bund. Sie steht
also nicht unter Finanzierungsvorbehalt.

Die Reform der Eingliederungshilfe ist notwendig,
ein ehrgeiziges Projekt und mit Finanztransfers ver-
bunden. Die Gemeinden sind auf die zugesagten
Mittel angewiesen und brauchen Planungssicherheit.
Die Chance, mit dem Haushalt 2014 damit zu begin-
nen, wurde nicht genutzt.

Anlage 2

Erkldarung

von Senatorin Dilek Kolat
(Berlin)
zu Punkt 1 a) der Tagesordnung

Fur die Lander Berlin und Schleswig-Holstein
gebe ich folgende Erklarung zu Protokoll:

Die Lander Berlin und Schleswig-Holstein weisen
auf die Vereinbarungen im Zusammenhang mit dem
Gesetz zur Starkung der Finanzkraft der Kommunen
— BR-Drs. 668/11(B) vom 25. November 2011 — und
der nationalen Umsetzung des Fiskalvertrages im
Sommer 2012 sowie den nicht unter Finanzierungs-
vorbehalt stehenden sogenannten prioritaren MaB-
nahmen im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU
und SPD hin.

Im Zuge der Einigung zur nationalen Umsetzung
des Fiskalpakts und des Stabilitdats- und Wachstums-
pakts hat die Bundesregierung zugesagt, in der kom-
menden Legislaturperiode ein neues Bundesleis-
tungsgesetz zu erarbeiten und in Kraft zu setzen, das
die rechtlichen Vorschriften zur Eingliederungshilfe
ablost; BM Schduble — BR am 29. Juni 2012 - TOP 4 -
Plenarprotokoll S. 303.

Berlin und Schleswig-Holstein erwarten, dass
diese Zusage von der Bundesregierung unverziglich
umgesetzt wird. Fir die Planungssicherheit und un-
ter Beriicksichtigung der finanziellen Situation der
Kommunen ist es unerldsslich, dass die Entlastung in
der Eingliederungshilfe bereits ab dem Jahr 2014
eintritt.

Anlage 3
Erkldrung

von Minister Jorg Vogelsanger
(Brandenburg)
zu Punkt 1 a) der Tagesordnung

Im Zuge der Einigung zur nationalen Umsetzung
des Fiskalpakts und des Stabilitdats- und Wachstums-
pakts hat die Bundesregierung zugesagt, in dieser
Legislaturperiode ein neues Bundesleistungsgesetz
zu erarbeiten und in Kraft zu setzen, das die recht-
lichen Vorschriften zur Eingliederungshilfe ablost.
Brandenburg erwartet, dass diese Zusage von der
Bundesregierung unverzuiglich umgesetzt wird. Fir
die Planungssicherheit und unter Beriicksichtigung
der finanziellen Situation der Kommunen ist es uner-
lasslich, dass die Entlastung in der Eingliederungs-
hilfe bereits ab dem Jahr 2014 eintritt.

Anlage 4
Erkldrung

von Minister Jorg Vogelsanger
(Brandenburg)
zu Punkt 1 a) der Tagesordnung

Im Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD
sind keine konkreten steuerpolitischen MaBnahmen
mit unmittelbaren Wirkungen auf die Haushalte von
Bund, Landern und Kommunen dargestellt. Insbe-
sondere sind bislang keine Vorhaben der Bundesre-
gierung bekannt, die sich auf MaBnahmen zur Ver-
besserung der Einnahmebasis des Staates beziehen,
zum Beispiel zum Abbau von Steuervergunstigungen
und zur Erhéhung der Einkommensbesteuerung. Vor
allem fir die Lander ist eine Verbesserung der Ein-
nahmen unerldsslich, um die Anforderungen der
Schuldenbremse erfiillen und die bestehenden Kon-
solidierungserfordernisse bewaltigen zu kénnen.

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregie-
rung aufgefordert, die steuerpolitischen MaBnahmen
zu benennen, welche aus ihrer Sicht in dieser Legis-
laturperiode erganzend zu den Ausfithrungen im Ko-
alitionsvertrag notwendig sind.

Die finanziellen Auswirkungen der von der Bun-
desregierung ins Auge gefassten MaBnahmen fur die
Haushalte von Bund, Landern und Kommunen soll-
ten in der nachsten mittelfristigen Finanzplanung des
Bundes dargestellt werden.
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&) Anlage 5

Erklarung

von Ministerprasident Stanislaw Tillich (Sachsen)
zu Punkt 1 a) der Tagesordnung

Fur den Freistaat Sachsen und das Land Schleswig-Holstein gebe ich folgende Erklarung zu Protokoll:

Einzelplan: 06

Kapitel: 0603

Titelgruppe:

Titel: 684 02 Forderung der Arbeit von Minderheitengremien, des Minderheitensekretariats, natio-
nale und internationale Veranstaltungen mit Minderheitenbezug

Seite: 39 (Einzelplan 06)

HH-Ansatz: 188 T EUR

1. Antrag auf Erhéhung um 500 T EUR auf 688 T EUR

2. Antrag auf Erganzung der Erldauterung wie folgt:
»... Fur die Foderalistische Union Europaischer Volksgruppen wird eine institutionelle
Forderung in Hohe von 500 T € festgesetzt. Daruber hinaus erhalt sie weiterhin mindes-
tens 60 T € als Projektforderung.”

Begriindung:
Zul.:

Rolle und Bedeutung von Nichtregierungsorganisationen in Minderheitenzusam-
menhdangen, wie der Foderalistischen Union Europaischer Volksgruppen (FUEV),
haben sich auf nationaler und internationaler Ebene gewandelt. Als eine europaweit
intensiv vernetzte und demokratisch organisierte Dachorganisation hat sie sich als
wichtiger Akteur in der Friedensarbeit vor Ort etabliert. Auf diese Weise ist sie zu ei-
(B) nem wertvollen und stabilen Partner fiir europaische Regierungen geworden. So ge-
hort auch das Konigreich Danemark zu den institutionellen Forderern der FUEV.

Das Land Schleswig-Holstein und der Freistaat Sachsen stiitzen die minderheitenpo-
litische Arbeit der FUEV seit vielen Jahren mit einer institutionellen Férderung. Der
Bund dagegen fordert die Organisation im Rahmen einer Projektféorderung. Eine
reine Projektforderung wird jedoch dem Zuwachs an Verantwortung und der Vielfalt
der Aufgaben (z. B. Verbesserung der Situation der Roma in den Herkunftslandern
oder auch die aktuelle Situation in der Ukraine und auf der Krim) nicht mehr ge-
recht. Es ist angezeigt, in den Forderstrukturen zwischen Landern und Bund eine
einheitliche Regelung zu finden, die der FUEV Planungssicherheit und Verlasslich-
keit garantiert.

Zu 2.

Mit der Festlegung auf eine institutionelle Férderung in den Haushaltsbegriindun-
gen wird die Ubernahme der Erhéhung dieses HH-Titels fiir die folgenden Jahre ga-
rantiert. Die FUEV erhalt auf diese Weise ein hohes MaB an Planungssicherheit und
kann ihre Arbeit in der internationalen Minderheitenpolitik und Friedenssicherung
fortfihren und weiter ausbauen.
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Anlage 6

Fur den Freistaat Sachsen und das Land Brandenburg gebe ich folgende Erklarung zu Protokoll:

Erklarung

von Ministerprasident Stanislaw Tillich (Sachsen)
zu Punkt 1 a) der Tagesordnung

Einzelplan: 06

Kapitel: 0603

Titelgruppe:

Titel: 685 03 Zuschuss des Bundes an die , Stiftung fir das sorbische Volk"
Seite: 20 (Einzelplan 06)

HH-Ansatz: 8,2 Mio. EUR

1. Antrag auf Erhéhung um 0,5 Mio. EUR auf 8,7 Mio. EUR

2. Antrag auf Ergdanzung der Erlauterung wie folgt:
.... Dies erfolgt im Rahmen einer institutionellen Férderung.”

Begriindung:
Zul.:

Die im Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR uber die
Herstellung der Einheit Deutschlands im Protokoll unter I. Ziffer 14 zu Artikel 35 ge-
troffenen Klarstellungen bleiben nach dem Beitritt geltendes Bundesrecht.

Grundlage fir die Arbeit der Stiftung fur das sorbische Volk bildet die regelméaBige
Unterstutzung durch die Bundesrepublik Deutschland, das Land Brandenburg und
den Freistaat Sachsen. Ausgehend von dem Abkommen iiber die gemeinsame Fi-
nanzierung der Stiftung fiir das sorbische Volk vom 10.07.2009 hat der Bund bereits
fur 2013 einen Zuschuss von 8,7 Mio. EUR bereitgestellt. Die beiden Ldnder haben
insgesamt Uber 9,1 Mio. EUR bereitgestellt.

Die Stiftung fiir das sorbische Volk als Trager und Forderer unikater sorbischer Ein-
richtungen hat Tarifsteigerungen und Teuerungen zu beachten. Zur Umsetzung des
Stiftungszwecks und zur erfolgreichen Fortsetzung der wichtigen Arbeit der Stiftung
ist mindestens die Fortschreibung des Bundeszuschusses von 8,7 Mio. EUR auch fur
2014 notwendig. Die beiden Lander haben in ihren Doppelhaushalten fiir 2014 be-
reits einen Zuschuss von insgesamt tiber 9,1 Mio. EUR eingeplant.

Zu 2.

Gemal dem im Staatsvertrag uber die Errichtung der Stiftung fir das sorbische Volk
festgeschriebenen Stiftungszweck fordert die Stiftung u. a. Einrichtungen der Kunst-,
Kultur- und Heimatpflege der Sorben. Die im Zweiten Abkommen uber die gemein-
same Finanzierung der Stiftung vom 10.07.2009 vereinbarten Fordersummen von
Land Brandenburg, Freistaat Sachsen und Bund stehen nach Art. 1 des Abkommens
zur Erfillung des Stiftungszwecks zur Verfiigung.

Die Forderung sorbischer Einrichtungen bezieht sich dabei auf deren laufende Auf-
gaben und erfolgt deshalb unter Beachtung der §§ 23 und 44 SG&HO als institutionelle
Forderung. Daneben werden durch die Stiftung in geringem finanziellen Umfang
Projekte bezuschusst.

Die Forderung der Stiftung fiir das sorbische Volk durch den Bund als Projektférde-
rung ist nach den MaBgaben des § 23 BHO nicht korrekt, da es sich hier nicht um ein
einzelnes zeitlich abgegrenztes Fordervorhaben handelt.
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Anlage 7
Erklarung
von Staatsminister Dr. Johannes Beermann (Sachsen)
zu Punkt 1 a) der Tagesordnung
Einzelplan: - 09
Kapitel: - 0902
Titelgruppe:
Titel: - 88201
Seite: (18) Mittelstand: Grinden, Wachsen, Investieren

HH-Ansatz

Verpflichtungserméchtiqungen: von: 593.173 T€ auf: 617.100 T€

Begriindung:

Bereits im Haushaltsvollzug 2010 hatte der Bund eine Reduzierung der Verpflich-
tungsermdachtigungen (VE) um 10 Prozent von 617,1 Mio. € auf 555,39 Mio. € vorge-
nommen und diese bis zum Bundeshaushalt 2012 auf dem Niveau von 564,386 Mio. €
fortgeschrieben.

Mit dem Bundeshaushalt 2013 hat der Bund die Bereitstellung zusatzlicher VE zur
Starkung des wirtschaftlichen Aufholprozesses in den neuen Ldndern und struktur-
schwacher Regionen der alten Lander beschlossen. Der Koalitionsvertrag sieht eine
Fortschreibung der GRW-Foérderung auf dem Niveau des Jahres 2009 vor, wo Ver-
pilichtungsermachtigungen (VE) in Hoéhe von insgesamt 617,1 Mio. € veranschlagt
waren. Der 2. Regierungsentwurf des BHH 2014 sieht dies noch nicht vor.

Die vorgesehenen Verpflichtungsermachtigungen decken vermutlich nicht den er-
warteten Bedarf. Aufgrund der ab 01.07.2014 giiltigen Regionalleitlinien und der
sich damit dndernden Férderkonditionen war in den letzten Monaten ein verstarkter
Antragseingang zu verzeichnen. Einschnitte bzw. Kompensationsbedarf gibt es
durch das Auslaufen der Investzulage. Bis 30. Juni 2014 billigt die EU-Kommission
Ostdeutschland hohere Fordersatze zu.

Da die durch die Bundesregierung beantragte Verlangerung der Fordergebietsku-
lisse durch die Europdische Kommission genehmigt wurde, kann auch bei der GRW-
Forderung noch nach den derzeit geltenden Konditionen beschieden werden. Damit
eroffnen sich besondere Moglichkeiten zum weiteren Aufbau einer leistungsfahigen
Wirtschaft mit wettbewerbsfahigen Arbeitsplatzen. Damit die ostdeutschen Lander
nach Auslaufen des Solidarpakts wirtschaftlich auf eigenen Fufien stehen konnen,
muss die Grundlage fir eine stabile wirtschaftliche Entwicklung in die Zukunft ge-
legt werden. Um die verbleibende Zeit effektiv zu nutzen, ist es daher notwendig,
die Wirtschaftsférderung ausreichend mit Mitteln, wie im Koalitionsvertrag vorgese-
hen, auszustatten. Die ausgebrachte Haushaltssperre bei den VE 2014 in Hohe von
40,401 Mio. € sollte mit Beschluss des Bundeshaushaltes 2014 aufgehoben sein.
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Anlage 8

Erklirung

von Ministerin Kristin Alheit
(Schleswig-Holstein)
zu Punkt 1 b) der Tagesordnung

Das Land Schleswig-Holstein weist darauf hin,
dass, nachdem bereits 2013 der Bundeszuschuss an
die gesetzliche Krankenversicherung gekiirzt wurde,
mit der erneuten Kiirzung des Bundeszuschusses fir
die Jahre 2014 und 2015 die Konsolidierung des Bun-
deshaushaltes zu Lasten der gesetzlich Versicherten
fortgesetzt wird. Die aktuell hohere Liquiditadts-
reserve des Gesundheitsfonds ist von den Versicher-
ten der gesetzlichen Krankenversicherung durch Bei-
trdge aufgebaut worden und kann den drohenden
Anstieg der Beitragsbelastung fir die Mitglieder
déampfen. Sie ist kein Grund, die ohnehin nicht aus-
kémmlichen Bundeszuschiisse fiir die versicherungs-
fremden Leistungen der gesetzlichen Krankenkassen
weiter zu reduzieren.

Mit der wiederholten Kiirzung werden der gesetz-
lichen Krankenversicherung Mittel entzogen, die zur
pauschalen Finanzierung versicherungsfremder Leis-
tungen dienen. Dabei handelt es sich insbesondere
um familienpolitische Leistungen fur Kinder, Jugend-
liche und nicht erwerbsfdahige Ehegatten, die keine
eigenen Beitrage fir ihren Krankenversicherungs-
schutz leisten.

Die Kiirzung des Bundeszuschusses steht im Wi-
derspruch zu einer nachhaltigen und verldsslichen
Finanzierung der versicherungsfremden Leistungen.
Die aktuell gute finanzielle Situation der gesetzli-
chen Krankenkassen auf Grund der positiven Ent-
wicklung der Wirtschaft ist nicht auf Dauer angelegt.
Die vorhandenen Riuicklagen der gesetzlichen Kran-
kenversicherung diirften nur voriibergehend sein
und werden zukunftig bei tendenziell steigenden
Ausgaben zur Versorgung der Versicherten bend-
tigt.

Anlage 9
Erklirung

von Ministerin Cornelia Rundt
(Niedersachsen)
zu Punkt 7 der Tagesordnung

Das Land Niedersachsen unterstiitzt grundsatz-
lich die EntschlieBung des Bundesrates ,MaBnahmen
zur Regulierung von Prostitution und Prostitutions-
statten”.

Es wird allerdings weiterhin die Notwendigkeit
gesehen, einen spezifischen Straftatbestand fur
Freier zu schaffen, die wissentlich die Lage von Men-
schenhandelsopfern missbrauchen. Zur Begriindung
wird auf den Gesetzesantrag des Landes Niedersach-
sen vom 21. Juni 2013 (BR-Drucksache 528/13), ins-
besondere auf die Erlauterungen im Teil B. zu Num-
mer 5 (zu § 232a StGB-E) verwiesen.

Anlage 10

Erkldarung

von Ministerin Dr. Angelica Schwall-Diiren
(Nordrhein-Westfalen)
zu Punkt 7 der Tagesordnung

Es ist rund zwolf Jahre her, dass das Prostitutions-
gesetz in Kraft getreten ist, und heute diskutieren wir
immer noch oder sogar verstarkt wieder uber Prosti-
tution.

Ich mo6chte nicht ndaher auf die populistische Kam-
pagne von Alice Schwarzer eingehen, die Prostitu-
tion pauschal mit Sklaverei gleichsetzt, sich einen
Blick auf die hoch differenzierte Wirklichkeit erspart,
die Stimmen derjenigen, die in der Sexarbeit tatig
sind, ignoriert und die Thematik vor allem skandali-
sierend als verkaufsférdernd fiir ihre eigenen Publi-
kationen nutzt. Diese Kampagne ist argerlich, verlet-
zend, sie fiihrt in die Irre. Dennoch mochte ich den
vielen Menschen, die diesen Aufruf unterschrieben
haben, nicht absprechen, dass es ihnen um ein wich-
tiges Anliegen, um ernsthafte ethische Motive geht.
Wir brauchen in der Tat diese ethische Debatte tiber
Prostitution. Aber wir brauchen sie auf einer fundier-
ten Basis, auf der Grundlage von validen Zahlen und
serioser Forschung, unter Berticksichtigung dessen,
was uns die Menschen dazu zu sagen haben, die un-
mittelbar betroffen sind.

Aus diesem Grund hat Nordrhein-Westfalen An-
fang 2011 einen Runden Tisch Prostitution ins Leben
gerufen. An diesem Gremium nehmen nicht nur Ver-
tretungen aus Landesministerien, sondern auch kom-
munale Spitzenverbdande, die Landesarbeitsgemein-
schaft der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten
sowie Beratungsstellen fur Opfer von Menschenhan-
del, fur weibliche und mannliche Prostituierte teil.
Seit zweieinhalb Jahren, man glaubt es kaum, arbei-
tet dieser Runde Tisch intensiv, um die Thematik
.Prostitution” zu erhellen. In bisher 14 Sitzungen
wurden iiber 70 sachverstdndige Personen aus Wis-
senschaft und Praxis zu einzelnen Schwerpunktthe-
men gehort. Und vor allem: Auch Menschen aus der
Sexarbeit saBen von Anfang an mit am Tisch, kom-
men ausfiihrlich zu Wort. Ich bin stolz auf dieses bun-
desweit einzigartige Gremium. Immerhin wurde hier
ein riesiger Wissensschatz zusammengetragen. Ge-
rade weil valide Daten fehlen und nur wenig Wissen
uber Prostitution vorhanden ist, ist diese systema-
tische Zusammenfihrung der Expertise unverzichtbar.

Ich staune immer wieder, wie leichtfertig mit Da-
ten operiert wird. Bereits die exakte Zahl Prostituier-
ter ist nach wie vor unbekannt. Schatzungen nennen
eine Zahl von 400 000, wissenschaftliche Studien ge-
hen von geringeren Zahlen aus. In der o6ffentlichen
Diskussion werden auch weit hohere Zahlen ge-
nannt. Wir wissen wenig! Aus Untersuchungen und
Berichten gibt es nur punktuelle Hinweise auf die Le-
benssituationen und Wiinsche der Menschen, liber
die wir hier sprechen, es fehlt an systematischer For-
schung. Dafur sind die Bilder von Prostitution, medial
immer wieder produziert, einseitig: Prostitution wird
vor allem mit Armut und Verelendung assoziiert, mit
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Sucht und HIV und mit Menschenhandel. Damit wir
uns richtig verstehen: Nattirlich gibt es das alles in
der Prostitution, aber diese Phdnomene und Probleme
sind nicht automatisch mit Prostitution verbunden.

Wer denkt schon daran, dass es nicht nur Frauen
sind, die der Prostitution nachgehen? Auch Mann-
madnnliche Prostitution nimmt beachtlichen Raum
ein. Am wenigsten ist wohl die Prostitution trans-
sexueller Menschen im Blickpunkt, aber auch sie
stellen eine nicht zu vernachlassigende Gruppe.

Wahrend im Fokus der Offentlichkeit — insbeson-
dere nach der EU-Erweiterung — die StraBenprostitu-
tion und vielleicht noch das Bordell am Stadtrand ste-
hen, miissen wir uns dariber bewusst sein, dass
Prostitution keineswegs nur dort stattfindet. Im Ge-
genteil: Sie geschieht ganz tiberwiegend in geschlos-
senen Rdaumen, wenig sichtbar. Das Internet hat seit
2002, dem Jahr des Inkrafttretens des Prostitutions-
gesetzes, unsere Welt und damit auch die Welt der
Prostitution maBgeblich verandert. Nicht nur der Zu-
gang ist fir beide Seiten — Anbieterinnen und Nach-
frager — niedrigschwelliger geworden, es haben sich
auch ganz neue Formen von Prostitution entwickelt.
Und wir alle sehen mit Sorge, dass neue, auf maxi-
malen Gewinn ausgerichtete Betriebskonzepte den
Markt zunehmend beherrschen.

Es ist also sehr wohl an der Zeit, noch einmal Bi-
lanz zu ziehen und eine Weiterentwicklung des Pros-
titutionsgesetzes endlich anzugehen. Denn es war ja
schon seit der Evaluierung 2007 klar: Das Gesetz
konnte langst nicht alle Ziele erreichen, insbeson-
dere die Moglichkeit der Begriindung sozialversiche-
rungsrechtlich abgesicherter Beschaftigungsverhalt-
nisse hat sich nicht durchgesetzt. Allerdings: Es darf
kein Zuruck hinter das Prostitutionsgesetz geben!
Das Gesetz hat mit der Aufhebung der Sittenwidrig-
keit und dem Paradigmenwechsel im Strafrecht,
nicht mehr vor, sondern in der Prostitution zu schiit-
zen, den Weg uberhaupt erst frei gemacht fiir men-
schenwiirdige Arbeitsbedingungen. Dass das kein
Selbstlaufer ist und weiterer Regulierung durch den
Staat bedarf, das hat man am Anfang unterschatzt.
Wir miussen also dringend nachsteuern, allerdings
mit Sachverstand und Augenmas.

Gefragt ist eine Weiterentwicklung des Prostitu-
tionsgesetzes, die endlich einen angemessenen ord-
nungsrechtlichen Rahmen zur Regulierung von Pros-
titution bietet. Ziele sollten ein besserer Schutz und
bessere Arbeitsbedingungen fiir diejenigen sein, die
in der Prostitution arbeiten. Denn diese sind die
Schwachsten im Geschaft mit Erotik und Sexualitat.
Hierfir sind vor allem verbindliche Standards not-
wendig, nicht ein Mehr an staatlicher Repression.

In dem Antrag Nordrhein-Westfalens, der sich als
Gegenposition zu dem Antrag des Saarlands defi-
niert, steht an erster Stelle die Forderung nach einer
Erlaubnispflicht fir Prostitutionsstatten. Wichtig ist
uns, dass der Begriff der Prostitutionsstatte in seiner
Definition an die heutigen Verhdltnisse angepasst
werden muss. Was ist mit den durch das Internet er-
moglichten Prostitutionsveranstaltungen? Was ist mit
den Chatrooms? Und wie weit soll die Regulierung
gehen? Wollen wir zum Beispiel auch die Escort-

Agenturen erfassen? Hier stellen sich viele Fragen.
Unabdingbar erscheinen uns eine Zuverlassigkeits-
prifung fir Betreiber und Betreiberinnen - sie sollten
nicht einschldgig vorbestraft sein — sowie Mindest-
anforderungen an gesundheitliche, hygienische und
raumliche Bedingungen.

Die begleitend zum Prostitutionsgesetz einge-
fuhrte strafrechtliche Novellierung, die den Schutz
der sexuellen Selbstbestimmung zum Inhalt hat, war
ein zentraler Reformbaustein, der Bestand haben
muss. Gleichwohl sollten wir noch einmal einen Blick
in die Details werfen. Es leuchtet zum Beispiel wenig
ein, warum die Ausbeutung durch den Vermieter we-
niger strafbewehrt ist als die Ausbeutung durch den
Zuhalter. Zudem missen nach Auffassung der Lan-
desregierung die Grenzen zuldssiger Weisungen im
sexuellen Dienstleistungsgewerbe vom Gesetzgeber
genauer bestimmt werden.

Die vom Saarland und jetzt auch von der Bundes-
tagsfraktion der CDU/CSU geforderte Einfiihrung
von verpflichtenden Untersuchungen fiir Prostituierte
lehnen wir dagegen als unverhaltnismaBig und unge-
eignet ab. Wir sollten nicht vergessen, dass Zwangs-
untersuchungen einen erheblichen Grundrechts-
eingriff darstellen. Eine solche MaBnahme sollte
uberhaupt nur erwogen werden, wenn nur auf diese
Weise andere wichtige Rechtsgiiter geschiitzt wer-
den konnten. Das aber ist nicht der Fall. Es gibt keine
epidemiologischen Daten, die belegen, dass dadurch
die Ausbreitung sexuell Ubertragbarer Krankheiten
eingedammt werden koénnte. Wir halten die im Bun-
desinfektionsschutzgesetz vorgesehene Beratung und
Untersuchung durch die Gesundheitsamter, die ja
durchaus auch aufsuchend gestaltet sein kann, fir
sinnvoll und ausreichend. Erganzend sind niedrig-
schwellige psychosoziale Beratungsangebote hilf-
reich, die auch gesundheitliche Beratung umfassen.
Derartige Angebote werden in den Landern vielfach
vorgehalten.

Nordrhein-Westfalen misst einer wirkungsvollen
Bekampfung von Menschenhandel hohen Stellen-
wert zu. Wir haben jedoch bewusst in dem von uns
eingebrachten Antrag auf Regelungsvorschlage dazu
verzichtet, um der immer wieder vorgenommenen
Gleichsetzung von Prostitution mit Menschenhandel
entgegenzutreten. Denn das wird beiden Handlungs-
feldern nicht gerecht. Wie ernst Nordrhein-Westfalen
den Kampf gegen Menschenhandel durch sexuelle
Ausbeutung nimmt, mag bereits daran erkennbar
sein, dass wir seit nahezu zwei Jahrzehnten tber ein
bundesweit vorbildliches Programm zum Schutz von
Menschenhandelsopfern verfliigen. Dazu gehoren
acht spezialisierte Beratungsstellen ebenso wie die
Bereitstellung von finanziellen Mitteln zur Unter-
bringung der Opfer sowie fiir Dolmetscher. Dass es
weiterer MaBinahmen gerade auf der Ebene der Bun-
desregierung bedarf, insbesondere der tiberfalligen
Umsetzung der EU-Richtlinie, steht auBer Frage.
Deshalb hat Nordrhein-Westfalen auch kein Problem
damit, die durch Rheinland-Pfalz vorgenommene Er-
weiterung seines Antrags — in der Strichdrucksache
die Ziffer 2 — mitzutragen.

Der in der EntschlieBung des Saarlandes sowie in
den Eckpunkten der CDU/CSU-Fraktion geforderte
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spezielle Straftatbestand fur Freier, die die Situation
von Opfern von Zwangsprostitution ausnutzen, ist al-
lerdings nicht geeignet, Menschenhandel wirksam
zu bekdampfen. Zum einen ist ein solches Verhalten
bereits nach dem geltenden Recht strafbar. Dass dies
so wenig bekannt ist, liegt sicherlich auch daran,
dass die Verletzung dieser Vorschrift — es handelt
sich um die ,Nichtanzeige geplanter Straftaten”, die
auch den Menschenhandel mit umfasst — in der Pra-
xis so gut wie nie bewiesen werden kann. Die Schaf-
fung einer speziellen Vorschrift ware eher ein symbo-
lischer Akt, der in der Sache nicht weiterfiihrt. Im
Gegenteil: Polizei und Beratungsstellen berichten
immer wieder von anonymen Hinweisen durch
Freier, die auf Grund konkreter Erfahrungen das Vor-
liegen von Menschenhandel vermuten. Ich furchte,
dass diese eher ausbleiben, miissten Freier in Zu-
kunft eine mogliche Strafbarkeit fiirchten.

Bei allen Unterschieden: Ich sehe in den verschie-
denen politischen Positionierungen durchaus Gemein-
samkeiten, etwa in dem grundsatzlichen Konsens,
Bordelle und bordelldhnliche Betriebe zukiinftig
durch eine Konzession zu regulieren. Das ist ein
wichtiger Schritt. Entscheidend aber wird die Per-
spektive sein, unter der wir das Vorhaben betreiben:
Soll es eine Weiterentwicklung des Prostitutions-
gesetzes sein, ein weiteres Stick notwendiger Um-
setzung der Reform von 2002, oder ein Rollback, ein
Abdrdangen der Prostitution in die erneute ,Sitten-
widrigkeit“? Letzteres ware fatal.

Ich winsche mir, dass die Bundesregierung, der
Vereinbarung im Koalitionsvertrag entsprechend,
endlich aktiv wird. Ich wiinsche mir, dass diese Re-
form eine echte Weiterentwicklung des Prostitutions-
gesetzes wird. Und ich wiinsche mir viel Fachlichkeit
und viel Sorgfalt im Detail.

Anlage 11

Umdruck 3/2014

Zu den folgenden Punkten der Tagesordnung der
921. Sitzung des Bundesrates moge der Bundesrat
gemdfl den vorliegenden Empiehlungen und Vor-
schlagen beschliefien:

I

Dem Gesetz zuzustimmen:

Punkt 2

Gesetz zu dem Abkommen vom 8. April 2013 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Ostlich des Uruguay iiber Soziale Si-
cherheit (Drucksache 108/14)

II.

Zu dem Gesetzentwurf die in der zitierten Emp-
fehlungsdrucksache wiedergegebene Stellungnah-
me abzugeben:

Punkt 11

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Rind-
fleischetikettierungsgesetzes und des Legehen-
nenbetriebsregistergesetzes (Drucksache 83/14,
Drucksache 83/1/14)

I1I1.

Gegen die Gesetzentwiirfe keine Einwendungen
zu erheben:

Punkt 12

Entwurf eines Gesetzes zum Vorschlag fur eine
Verordnung des Rates zur Ausdehnung der An-
wendung der Verordnung (EU) Nr. .../2013 tber
ein Aktionsprogramm in den Bereichen Aus-
tausch, Unterstiitzung und Ausbildung zum
Schutz des Euro gegen Geldidlschung (Programm
.Pericles 2020") auf die nicht teilnehmenden Mit-
gliedstaaten (Drucksache 40/14)

Punkt 15

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom
2. Dezember 2010 zwischen der Europaischen
Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und
Georgien andererseits liber den Gemeinsamen
Luftverkehrsraum (Vertragsgesetz EU-Georgien-
Luftverkehrsabkommen - EU-GEO-Luftverk-
AbkG) (Drucksache 84/14)

Iv.

Von den Vorlagen Kenntnis zu nehmen:

Punkt 16

Zwanzigster Bericht nach § 35 des Bundesausbil-
dungsférderungsgesetzes zur Uberpriifung der
Bedarfssatze, Freibetrage sowie Vomhundertsatze
und Héchstbetrage nach § 21 Absatz 2 (Drucksa-
che 43/14)

Punkt 38
Nationales Reformprogramm 2014 (Drucksache
138/14)

V.

Zu der Vorlage die Stellungnahme abzugeben,
die in der zitierten Empiehlungsdrucksache wieder-
gegeben ist:

Punkt 19
Vorschlag fiir eine Empfehlung des Rates betref-
fend die europdischen Qualititsgrundsdtze fir
den Tourismus (Drucksache 68/14, Drucksache
68/1/14)
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VI

Den Vorlagen ohne Anderung zuzustimmen:

Punkt 22

Erste Verordnung zur Anderung der Fiinften Ver-
ordnung zur Anderung der Direktzahlungen-Ver-
pilichtungenverordnung (Drucksache 73/14)

Punkt 23
Erste Verordnung zur Anderung der InVeKoS-
Verordnung (Drucksache 74/14)

Punkt 25

Dritte Verordnung zur Anderung der Verordnung
Uber die Satzung der Stiftung ,Preuiischer Kul-
turbesitz” (Drucksache 76/14)

Punkt 26

Dritte Verordnung zur Anderung von Anlagen
zum Basler Ubereinkommen vom 22. Marz 1989
(Drucksache 79/14)

VII.

Der Verordnung zuzustimmen und die in der
Empiehlungsdrucksache unter Buchstabe B ange-
fiihrte EntschlieBung zu fassen:

Punkt 24
Zehnte Verordnung zur Anderung der Aufent-
haltsverordnung (Drucksache 75/14, Drucksache
75/1/14)

VIII.

Der Verordnung nach MaBigabe der in der Emp-
fehlungsdrucksache wiedergegebenen Empiehlung
zuzustimmen sowie die unter Buchstabe C der Emp-
fehlungsdrucksache angefithrte EntschlieBung zu
fassen:

Punkt 27

Zehnte Verordnung zur Anderung der Fahrer-
laubnis-Verordnung und anderer stralenver-
kehrsrechtlicher Vorschriften (Drucksache 78/14,
Drucksache 78/1/14)

IX.

Entsprechend den Anregungen und Vorschligen
zu beschliefien:

Punkt 28

Vorschlag fur die Berufung der Mitglieder des
Verwaltungsrates der Bundesagentur fiir Arbeit
(Drucksache 110/14)

Punkt 29

a) Benennung von Beauftragten des Bundesrates
in Beratungsgremien der Europdischen Union
fur den ,Schengen-Ausschuss” der Kommis-
sion (Drucksache 87/14, Drucksache 87/1/14)

b) Benennung von Beauftragten des Bundesrates
in Beratungsgremien der Europdischen Union
fur die Expertengruppe ,Gliicksspiel" der
Kommission (Drucksache 88/14, Drucksache
88/1/14)

Punkt 30

Personelle Verdnderung im Beirat fiir Ausbil-
dungsiérderung beim Bundesministerium fiir Bil-
dung und Forschung (Drucksache 56/14)

Punkt 31
Benennung eines Mitglieds des Kuratoriums der

Stiftung ,Haus der Geschichte der Bundesrepu-
blik Deutschland" (Drucksache 97/14)

X.

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache
bezeichnet sind, von einer Auerung und einem Bei-
tritt abzusehen:

Punkt 32

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht
(Drucksache 106/14)

Anlage 12
Erkldrung

von Minister Jorg Vogelsanger
(Brandenburg)
zu Punkt 5 der Tagesordnung

Das Wohnungsmietrecht bedarf stindiger Uber-
prufung und Weiterentwicklung, um einen gerechten
Ausgleich der oft widerstreitenden Interessen auf-
rechtzuerhalten.

Der unter Federfithrung des brandenburgischen
Justizministeriums erarbeitete Gesetzentwurf dient
diesem Ziel. Mit ihm sollen Schutzliicken im Woh-
nungsmietrecht geschlossen werden. Der Gesetzent-
wurf verhdlt sich im Wesentlichen zu zwei Kiindi-
gungsschutzvorschriften: der Schonfristregelung bei
Verzugskindigungen und der Kiindigungssperrfrist
bei Mieterh6hungsstreitigkeiten.

Mieterinnen und Mieter konnen eine Kundigung
wegen Zahlungsverzugs nach geltender Rechtslage
wieder aus der Welt schaffen, wenn sie den Miet-
rickstand durch nachtragliche Zahlung wahrend des
Raumungsrechtsstreits begleichen.
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Streiten sich Mietparteien vor Gericht tiber die Be-
rechtigung einer Mieterh6hung und wird zundachst
nur die bisherige Miete weiterbezahlt, kann das
Mietverhdltnis nach geltendem Recht frihestens
zwel Monate nach rechtskraftiger Verurteilung der
Mieterin oder des Mieters gekiindigt werden. Auch
wenn die Mieterhdhung berechtigt war, sind Mie-
terinnen und Mieter zwei Monate nach Rechtskraft
der Entscheidung vor fristlosen Kindigungen ge-
schitzt.

Schonfristregelung und Kundigungssperrfrist gel-
ten jedoch nur bei fristlosen Kiindigungen, nicht bei
ordentlichen Kiindigungen! Ihre beschrankte An-
wendbarkeit fiihrt in der Praxis dazu, dass sie von
Vermieterinnen und Vermietern bewusst unterlaufen
werden.

Bei Mietriickstdnden wird oftmals ganz bewusst
anstelle oder hilfsweise neben einer fristlosen eine
ordentliche Kindigung erklart. Dies ist ohne Weite-
res moglich, weil eine fristlose Kiindigung einen be-
sonders schwerwiegenden Kiundigungsgrund voraus-
setzt, der stets auch eine ordentliche Kindigung
rechtfertigt.

Bei der ordentlichen Kiindigung kénnen sich Mie-
terinnen und Mieter jedoch nicht auf die Schonfrist
und eine Kindigungssperrfrist berufen. Die Schutz-
vorkehrungen laufen damit leer.

Dem Anspruch an ein ausgewogenes soziales
Mietrecht gentigt es aus hiesiger Sicht nicht, wenn es
allein vom Willen der Vermieterin oder des Vermie-
ters abhéangt, ob gesetzliche Kiindigungsschutzbe-
stimmungen Anwendung finden.

Auch die Justizministerinnen und Justizminister
haben sich auf ihrer Herbstkonferenz 2013 mit der
Schonfristregelung beschaftigt und einen kldarungs-
bediurftigen Wertungswiderspruch darin gesehen,
dass eine fristlose Kindigung durch Nachzahlung
geheilt werden kann, wdahrend die auf demselben
Sachverhalt gestiitzte ordentliche Kiindigung in der
Regel zur Beendigung des Mietverhaltnisses fuhrt.
Hier bedarf es einer Korrektur!

Nach hochstrichterlicher Rechtsprechung kénnen
diese Schutzvorschriften nach geltender Rechtslage
nicht auf ordentliche Kiundigungen ausgedehnt wer-
den. Damit ist der Gesetzgeber berufen, die geltende
Rechtslage zu dndern, um diese Schutzlicke im
Mietrecht zu schlieBen.

Der brandenburgische Gesetzentwurf sieht des-
halb vor, Schonfrist und Kundigungssperrfrist auch
auf ordentliche Kundigungen auszudehnen. Saumige
Mieterinnen und Mieter kénnen danach in Zukunft
auch eine ordentliche Kiindigung abwenden, indem
sie den Mietrickstand noch nachtraglich begleichen.

Um Missbrauch auszuschlielen, beschrankt sich
das Nachholrecht jedoch auf eine einmalige Inan-
spruchnahme innerhalb von zwei Jahren. Auferdem
brauchen Mieterinnen und Mieter in Mieterh6hungs-

prozessen und zwei Monate nach rechtskraftiger Ver-
urteilung auch keine ordentliche Kiindigung mehr zu
befiirchten.

Es ist tiberfallig, diese seit langem in der Literatur
kritisierte Rechtslage zu korrigieren und die im Miet-
recht unterschiedlich ausgestalteten Verzugsfolgen
zu harmonisieren. Ich bitte um Ihre Unterstutzung
bei diesem Vorhaben!

Anlage 13
Erkldrung

von Staatsministerin Lucia Puttrich
(Hessen)
zu Punkt 33 der Tagesordnung

Hessen und Rheinland-Pfalz bringen heute erneut
gemeinsam einen Gesetzentwurf ein, der das Format
~Freiwilligendienst aller Generationen” (FDaG) als
zuséatzliche Sdule im Bundesfreiwilligendienstgesetz
verankern will. Zum zweiten Mal, weil der erste Ent-
wurf der Diskontinuitat zum Opfer gefallen ist. Da
wir nach wie vor — gemeinsam mit den anderen Lén-
dern — der Uberzeugung sind, dass das Format FDaG
ein sehr erfolgreiches ist, wollen wir tber die Bun-
desratsinitiative mit der jetzigen Bundesregierung in
die Diskussion iiber eine mogliche Bundesférderung
analog anderen Freiwilligendiensten kommen.

Freiwilligendienste sind eine besondere Form des
burgerschaftlichen Engagements. Sie garantieren
Qualifizierung und Begleitung fiir die Freiwilligen,
Verlasslichkeit fir die Einsatzstellen und Versiche-
rungsschutz fur alle Beteiligten.

Die Erprobung und dann die gesetzliche Normie-
rung des FDaG als zusatzliches Format entsprach der
Empfehlung der Enquete-Kommission des Bundes-
tages und der Kommission ,Impulse fir die Zivil-
gesellschaft”. Neben der erfolgreichen Weiterent-
wicklung der Jugendireiwilligendienste sollte ein
flexibleres Angebot fiir Erwachsene entwickelt wer-
den. Die Moglichkeiten junger Menschen, sich nitz-
lich zu machen und dabei die eigenen Kompetenzen
zu erweitern, sollten auch dlteren Menschen eréffnet
werden. Zu Recht wurde vermutet, dass ein Vollzei-
tengagement von dalteren Menschen nicht im glei-
chen Umfang angenommen werde wie von
Jugendlichen.

Wer einen Freiwilligendienst aller Generationen
machen will, muss sich fiir mindestens acht Stunden
wochentlich fiir die Dauer von mindestens einem hal-
ben Jahr verpflichten. Das gibt Planungssicherheit
fur die Einsatzstelle, in der der Freiwilligendienst
ausgelbt wird — ob ein Angebot fiir Senioren, eine
Schul- oder Familienpatenschaft, eine Kinder-
tagesstatte, Schule, ein Altenpflegeheim oder eine
Bibliothek.

©)
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Mit der vorgesehenen Qualifizierung eignet sich
dieser Freiwilligendienst besonders fur Einsatzberei-
che, die eine qualifizierte Begleitung voraussetzen:
ehrenamtliche Begleitung von Menschen in besonde-
ren Problemlagen, zum Beispiel ehrenamtliche fami-
lienunterstiitzende Dienste oder Begleitung von Kin-
dern und Jugendlichen.

Wir haben in Hessen schon vor Jahren ein Qualifi-
zierungsprogramm fir burgerschaftliches Engage-
ment aufgelegt, weil wir davon tiberzeugt sind, dass
eine gute Qualifizierung ein zentraler Baustein ist,
der Menschen zum ehrenamtlichen Einsatz ermutigt,
die Voraussetzungen schafft, sich selbstbewusst zu
engagieren, und als personliche Bereicherung erfah-
ren wird.

Qualifizierung, gute Einpassung zwischen freiwil-
liger Person und Aufgabe und eine gute Anerken-
nungskultur sind die wesentlichen Voraussetzungen,
um die Bereitschaft vieler Mitbtlirgerinnen und Mit-
biurger zu birgerschaftlichem Engagement zu star-
ken und zu erhalten.

Die Veranderungen in der Gesellschaft, die demo-
grafische Entwicklung, aber auch die hohere beruf-
liche Mobilitdt, die steigende Erwerbstatigkeit von
Frauen, die Zunahme von Einpersonenhaushalten
und so weiter erfordern Kreativitat, Weitsicht, Be-
harrlichkeit von uns allen, damit wir Lebensqualitat
in Stadt und Land erhalten und stdarken kénnen.

Wo traditionelle Beziehungsgeflechte sich auflo-
sen, ist der Aufbau neuer Nachbarschaftsnetze in
vielfdltigen Auspragungen, in Form von Ehrenamt
oder Freiwilligendiensten, unverzichtbar. Der Staat
kann weder alles leisten noch alles bezahlen, was
Menschen zum Wohlfihlen, zum Sich-versorgt-Fiih-
len und zum Glicklich-Sein brauchen. Vor allem
kann er das biirgerschaftliche Engagement als Quali-
tat einer demokratischen Gesellschaft mit biirger-
schaftlichem Gestaltungswillen nicht ersetzen. Diese
besondere Qualitdt des Miteinanders ist nicht kauf-
lich. Sie kann nur durch geeignete Politik gefordert
und bestarkt und vor allem in geeigneter Weise aner-
kannt werden.

Wir wissen aus dem Freiwilligensurvey, dass es in
allen Altersstufen der hessischen Bevolkerung Men-
schen gibt, die noch nicht engagiert sind, sich aber
gerne engagieren wiirden, wenn sie ein fur sie pas-
sendes Einsatzfeld finden wiirden. Bei der Evaluation
des Bundesprogramms FDaG besticht vor allem die
Erkenntnis, dass tiber 40 Prozent der Frauen und
Maénner im Vorruhestand, die sich engagiert haben,
das zu diesem Zeitpunkt zum ersten Mal in ihrem Le-
ben taten — ein Grund mehr, dieses Format weiter zu
féordern. Wir brauchen gerade die aktiven éalteren
Frauen und Manner mit ihrer Lebenserfahrung, ihrer
Bereitschaft, Zeit fiir eine gute Sache zu spenden,
dem Willen, die Generationen zusammenzuhalten
und Mitmenschen zu unterstiitzen, fir das freiwillige
Engagement.

Das aus Sicht der Lander gute Foérderprogramm
des Bundes ist Ende 2011 ausgelaufen. Nicht alle
Léander haben die damit aufgebauten Strukturen wei-
ter unterstitzen konnen. Alle hoffen allerdings da-
rauf, dass die 22,5 Millionen Euro Bundesmittel
— ohne die zusdatzlichen Landesmittel —, die in das
Programm geflossen sind, keine Bauruinen hinterlas-
sen werden. Damit die noch laufenden Baustellen
des FDaG nicht zu solchen Bauruinen werden, son-
dern Raume bleiben und werden, in denen sich noch
mehr birgerschaftliches Engagement entfalten kann,
ist eine Forderung des Bundes analog der Férderung
anderer Freiwilligendienste notwendig.

Burgerschaftliches Engagement, wie es in Hessen
und in anderen Bundeslandern im Rahmen des Bun-
desprogrammes FDaG entwickelt wurde, ist kreativ
und lebendig.

Es hilft gegen Einsamkeit, gegen Notstdnde viel-
faltiger Art und schafft Lebensqualitdat. Es gestaltet
Treffpunkte, es kniipft Netzwerke und baut Briicken.
Und es macht Freude: denen, die sich gut vorbereitet
engagieren, und denen, die in den Genuss des En-
gagements kommen.

Wir wollen daran weiterarbeiten — gemeinsam mit
allen Landern, der Bundesregierung und vielen Frei-
willigen, die den Rahmen des Formats FDaG gerne
fur ihr Engagement nutzen mochten.

Anlage 14
Erkldrung

von Staatsminister Dr. Johannes Beermann
(Sachsen)
zu Punkt 33 der Tagesordnung

Der Freistaat Sachsen hat fur die Einbringung des
Gesetzentwurfs gestimmt.

Der Freistaat Sachsen begrifit Mafnahmen zur
Unterstiitzung ehrenamtlicher Tatigkeit und burger-
schaftlichen Engagements auch im Rahmen des
Bundesfreiwilligendienstes. Der vorgeschlagene Ge-
setzentwurf zur Ergénzung um Regelungen des Frei-
willigendienstes aller Generationen begegnet den-
noch einigen Bedenken.

Hinsichtlich arbeitsloser Empfanger von Leistun-
gen der Grundsicherung ist ein Zielkonflikt zwischen
dem Einsatz im Freiwilligendienst aller Generationen
einerseits und dem Interesse an einer Integration von
Arbeitslosen in den ersten Arbeitsmarkt sowie dem
Interesse an einer Beendigung des Leistungsbezugs
zu Gunsten des Integrationsauftrags des SGB II und
der Unabhéangigkeit von Leistungen der Grundsiche-
rung andererseits nicht ganz auszuschlieBen.

Wie bisher soll auch weiterhin fiir Empfanger von
Leistungen der Grundsicherung fur Arbeitsuchende
(SGB 1I) der Primat der Vermittlung in bezahlte Er-
werbsarbeit sichergestellt sein. Dazu gilt die ,Ver-
ordnung uber die ehrenamtliche Betdatigung von Ar-
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beitslosen” vom 24. Mai 2002, die zuletzt durch
Artikel 11 des Gesetzes vom 21. Marz 2013 (BGBI. 1
S. 556) gedndert worden ist.

In diesem Zusammenhang erwartet der Freistaat
Sachsen auch, dass das Verhdltnis des genannten
Gesetzes zur Vorschrift des § 7 Absatz 4a Satz 3 Zif-
fer 3 SGB II rechtzeitig geklart wird.

Anlage 15
Erkldrung

von Minister Johannes Remmel
(Nordrhein-Westfalen)
zu Punkt 10 der Tagesordnung

Das Direktzahlungen-Durchfithrungsgesetz ist ein
weiterer Schritt auf dem langen Weg zur Reform der
Gemeinsamen Agrarpolitik, der GAP. Die europai-
schen Vorgaben sind durch die Mitgliedstaaten aus-
zugestalten, und zwar mit Frist bis 31. Juli dieses
Jahres.

Vor diesem Hintergrund haben die Agrarminister
von Bund und Landern wesentliche Inhalte des Ge-
setzes im Rahmen einer Sonder-Agrarministerkon-
ferenz im November 2013 vorbereitet. Bund und Lan-
der haben in einem schwierigen Prozess einen
Kompromiss gesucht und schlieBlich gefunden.

Ich nenne die Umschichtung von 4,5 Prozent der
Direktzahlungen in die sogenannte zweite Saule.
Diese ermoglicht im Gegensatz zur ersten Saule ge-
zielte Mafinahmen, um den drangenden Herausfor-
derungen der Landwirtschaft, insbesondere im Um-
weltbereich, zu begegnen. Nordrhein-Westfalen ist
fir einen deutlich héheren Umschichtungssatz einge-
treten, wir akzeptieren aber die 4,5 Prozent im Sinne
des Gesamtkompromisses.

Besonderes Augenmerk erfahren im Gesetz auch
unsere bduerlichen Familienbetriebe. IThnen wird fir
die ersten 30 Hektar eines Betriebes in Zukunft ein
Zuschlag von circa 50 Euro pro Hektar gewahrt. Fir
die nédchsten 16 Hektar gibt es einen weiteren Zu-
schlag von etwa 30 Euro pro Hektar. Diese Staffelung
ist ein Schritt hin zu einer sozial gerechteren Vertei-
lung der Pramien.

Auch hier gilt: Wir hatten uns deutlich mehr vor-
stellen konnen und mehr gewunscht, stimmen aber
dem Erreichten im Sinne des Gesamtkompromisses
zu.

Ein zentrales Thema der GAP-Reform war, ist und
bleibt die Okologisierung der Agrarpolitik, das
»Greening”. Hier wird der Gesetzentwurf der Bun-
desregierung den Herausforderungen nicht gerecht.
Dementsprechend konzentrieren sich die Antrage,
die Nordrhein-Westfalen (gemeinsam mit Baden-
Wirttemberg, Hessen, Niedersachsen, Rheinland-
Pfalz, Schleswig-Holstein) in die Beratungen einge-
bracht hat, vor allem auf dieses Thema. Wir wollen

insbesondere die Regelungen zum Grinlandschutz
und zu den 6kologischen Vorrangflachen verbessern.
Ich halte es fiir an der Zeit, die Greening-Diskussion
vom Kopf auf die Fiie zu stellen.

In manchen Diskussionsbeitragen der vergange-
nen Wochen und Monate konnte man den Eindruck
gewinnen, es ginge darum, das Greening moglichst
gerauschlos — sprich: ohne nennenswerte Auswirkun-
gen — Uber die Bithne zu bringen. Selbstverstandlich
ist es wichtig, den Aufwand fiir die Umsetzung des
Greenings — sowohl fiir die Landwirte als auch fur die
Verwaltung - stets im Auge zu behalten. Dartiiber
darf aber das eigentliche Ziel nicht in den Hinter-
grund geraten, namlich die Verbesserung der Um-
weltleistungen der GAP.

Wie dringend notwendig dies ist, zeigen die ak-
tuellen Erhebungen zur Lage der Natur, die Bundes-
umweltministerin Dr. Barbara Hendricks gerade erst
(26.03.2014) vorgestellt hat. Es muss uns doch alle
mehr als nachdenklich stimmen, dass die landwirt-
schaftlich genutzten Lebensrdume aus Naturschutz-
sicht iberwiegend in einem schlechten Zustand sind.
Und wir missen uns fragen: Was kann, was muss die
GAP tun, um diesen Zustand zu verbessern?

In Erwagungsgrund 44 der Direktzahlungen-Ver-
ordnung heiit es klipp und klar: Es sollten im Um-
weltinteresse genutzte Flachen bestimmt werden, um
insbesondere die biologische Vielfalt in Betrieben zu
schiitzen und zu verbessern. Der Gesetzentwurf der
Bundesregierung springt in dieser Hinsicht zu kurz.

Erstens: Flachen mit Zwischenfriichten sollen als
okologische Vorrangflachen anerkannt werden, ob-
wohl diese — nach tbereinstimmender Ansicht na-
hezu samtlicher Naturschutzexperten (und tubrigens
auch des BMU) — nur einen geringen Beitrag zur Bio-
diversitat leisten.

Wir fordern, Zwischenfriichte aus der Liste 6kolo-
gischer Vorrangflachen zu streichen.

Zweitens: Im Gesetzentwurf sind keine Einschran-
kungen des Diinge- und Pflanzenschutzmitteleinsat-
zes auf okologischen Vorrangflachen vorgesehen.
Ohne wirkliche Anderung der Bewirtschaftungsform
und -intensitdt der ckologischen Vorrangflachen las-
sen sich aber keine 6kologischen Effekte, keine Ver-
besserung der biologischen Vielfalt erreichen.

Die Bundesregierung springt hier viel zu kurz. Wir
fordern daher den Verzicht auf Dingung und che-
misch-synthetischen Pflanzenschutz als ein Mindest-
kriterium.

Offentliches Geld darf nur fiir 6ffentliche Giiter
gezahlt werden. Umgekehrt ausgedriickt: Ohne ei-
nen wirksamen und erkennbaren Umweltbeitrag ver-
lieren die Direktzahlungen ihre Legitimation. Sorgen
wir dafir, dass Direktzahlungen dazu beitragen, den
Zustand von Umwelt und Natur in der Agrarland-
schaft zu verbessern!

Ich bitte um Unterstiitzung der entsprechenden
Ausschussempfehlungen.
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Anlage 16
Erkldarung

von Minister Peter Friedrich
(Baden-Wiirttemberg)
zu Punkt 17 a) und b) der Tagesordnung

Fur Herrn Minister Dr. Nils Schmid gebe ich fol-
gende Erklarung zu Protokoll:

Alles deutet in diesem und im kommenden Jahr
auf eine starkere wirtschaftliche Dynamik in Deutsch-
land hin. Die anziehende Konjunktur verdanken wir
vor allem einer starken Binnennachfrage. Die Im-
porte werden starker wachsen als die Exporte — ein
wichtiges Signal an unsere Nachbarn. Denn Deutsch-
land wachst nicht auf Kosten Europas, wir tragen
vielmehr zu seiner Stabilitat bei.

Die vielleicht noch wichtigere Botschaft ist: Die
gute wirtschaftliche Entwicklung kommt auch auf
dem Arbeitsmarkt an. Das bedeutet mehr Menschen
mit Arbeit, mehr Menschen mit einer Perspektive in
unserem Land.

Doch gerade in einer solchen Phase gilt: Gute
Wirtschaftspolitik braucht immer wieder Impulse. Sie
braucht AnstoBe wie das Gutachten des Sachverstdn-
digenrates.

Aus meiner Sicht sind fiir unsere Zukunftsfahig-
keit vier Themen besonders wichtig:

Erstens eine erfolgreiche Haushaltskonsolidie-
rung.

Wir begriilen es, dass die Bundesregierung grofle
Fortschritte hin zu einem ausgeglichenen Haushalt
auf der Bundesebene erzielt hat. Wir hoffen aber
ebenso, dass der Bund die Lander bei der Konsolidie-
rung ihrer Haushalte unterstiitzen wird. Dies gilt
auch im Hinblick auf die Neuordnung des Lander-
finanzausgleichs und der Finanzbeziehungen zwi-
schen Bund und Landern.

Die zweite Herausforderung ist die Sicherung der
Stabilitat.

Die jungsten Entwicklungen in Osteuropa und in
einigen Schwellenlandern kénnen dahin gehend ver-
unsichern. Auch die europdische Krise ist noch nicht
ganzlich ausgestanden.

Fir mehr Stabilitat braucht es die richtigen Rah-
menbedingungen gerade im Finanzsektor. Im Vor-
dergrund der Finanzmadarkte muss endlich wieder die
Dienstleistung fiir die Realwirtschaft stehen. Dabei
muss gelten: kein Markt, kein Handel ohne Aufsicht
und keine Trennung von Risiko und Haftung. Gleich-
zeitig darf Regulierung weder die Langfristkultur
noch unser bewdhrtes dreigliedriges deutsches Ban-
kensystem gefdahrden.

Die dritte Herausforderung sind der Erhalt und die
Steigerung unserer Innovationskraft.

Wir werden aktuell Zeugen einer neuen industriel-
len Revolution, der ,Industrie 4.0". Deutschland hat
die Chance, zum Leitanbieter zu werden. Vorausset-

zung ist aber, dass wir neben der Energiewende beim
Ausbau der Netzinfrastruktur vorankommen. Das ist
sehr wichtig fir die vernetzte Fertigung der Zukunft.
Und das geht nur mit Férderung des Bundes.

Es muss auch unser Ziel sein, in der Breite innova-
tiver zu werden. Kleine und mittlere Unternehmen
schopfen ihr Innovationspotenzial noch nicht ganz-
lich aus. Thre Innovationsintensitdt, gemessen am
Umsatzanteil der Ausgaben fiir Innovationen, ist in
den letzten zwei Jahrzehnten gesunken. Wir brau-
chen eine Starkung der wirtschaftsnahen Forschung,
eine verbesserte steuerliche Férderung und passge-
nauere Finanzierungsinstrumente, damit gerade
KMUs die Chance ,Industrie 4.0" nutzen kénnen.

Innovationskraft ist nicht nur eine Frage der rich-
tigen Rahmenbedingungen. Ausgangspunkt aller
Innovation ist der Mensch. Wir brauchen die kligs-
ten Kopfe und fahigsten Hande fir Deutschland.

Deswegen geht es viertens darum, mehr fir die
Fachkraftesicherung zu tun.

Es ist sehr zu begriien, dass die Bundesregierung
— dem Vorbild Baden-Wirttembergs folgend — eine
Allianz fur Fachkrafte angekindigt hat. Die Erwar-
tungen sind klar: Die berufliche Aus- und Weiterbil-
dung muss gestarkt, die Beschaftigung von Frauen,
dlteren Personen und Menschen mit Migrationshin-
tergrund erhoht, mehr internationale Fachkrafte
miissen gewonnen werden.

Es braucht mehr Berufsorientierung ,von Anfang
an" und weniger Warteschleifen im Ubergangsbe-
reich.

Gerade bei Menschen mit Migrationshintergrund
ist der Anteil derjenigen ohne Berufsabschluss be-
sonders hoch. Die Antwort ist eine noch direktere
Ansprache.

Alteren und Frauen muss die Wiedereingliederung
in den Arbeitsmarkt oder die Ausweitung der Be-
schaftigung erleichtert werden.

Gerade fir junge Frauen und Manner stellt sich
die Frage der Vereinbarkeit von Familie und Beruf.
Die Bundesregierung sollte deshalb — gemeinsam mit
den Landern — den Ausbau der Betreuungsmoglich-
keiten vollumfanglich unterstiitzen.

Wenn wir Fachkrafte aus dem Ausland gewinnen
wollen, missen Hiirden bei der Anerkennung aus-
landischer Ausbildungsabschliisse abgebaut werden.
Und wir missen dafiir sorgen, dass sich auslandische
Fachkrafte bei uns willkommen fiihlen, bei uns an-
kommen konnen. Fachkraftesicherung geht nur ge-
meinsam. Deswegen sollten Bund und Léander hier
Austausch und Abstimmung suchen.

Das entspricht auch der Absicht der Bundesregie-
rung, verstarkt auf eine dialogorientierte Wirtschafts-
politik zu setzen, ein Modell, das in Baden-Wiirttem-
berg bereits erfolgreich eingeftuihrt wurde. Denn nur
gemeinsam mit den Unternehmen, den Verbanden,
den Gewerkschaften und den Burgern werden wir
diese Herausforderungen meistern.
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Anlage 17
Erklarung

von Staatssekretdr Jiirgen Lennartz
(Saarland)
zu Punkt 34 der Tagesordnung

Fiur die Lander Saarland, Berlin, Hessen, Rhein-
land-Pfalz und Sachsen gebe ich folgende Erklarung
zu Protokoll:

Die oben genannten Lander haben zur 90. Arbeits-
und Sozialministerkonferenz im Jahr 2013 einen An-
trag gleichen Regelungsgegenstandes eingebracht,

erweitert um das Berufsbild der/des Anéasthesietech-
nischen Assistentin/Assistenten (ATA).

Ein auf Bundesebene durch das Bundesminis-
terium fur Gesundheit eingerichtetes Expertengre-
mium befasst sich mit der Ausgestaltung dieser bei-
den Berufsbilder und deren Finanzierung.

Die Ergebnisse der Expertengruppe zu den beiden
Berufsbildern sollten in den weiteren Gesetzge-
bungsprozess mit einflieBen, um dieses Vorhaben zur
Sicherung des Fachkraftemangels in den Gesund-
heitsfachberufen zu einem guten Abschluss zu brin-
gen.

Anlage 18
Auistellung der nicht erledigten Landesinitiativen
aus der Zeit vor Beginn der 17. Wahlperiode
Drs-Nr. Titel

1 158/03 Entwurf eines Gesetzes zum Abbau von Hemmnissen auf dem Arbeitsmarkt - AHA-G

2 309/03 Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des § 613a Biirgerliches Gesetzbuch (BGB)

3 18/04 Entwurf eines ... Gesetzes zur Anderung des Postgesetzes — PostG

4 181/04 Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Grundgesetzes (Artikel 35 und 87a)

5 910/04 Entwurf eines ... Strafrechtsdnderungsgesetzes — Wahldelikte — ... StrAndG

6 254/05 Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Autobahnmautgesetzes fiir schwere Nutzfahr-
zeuge sowie zur Anderung des Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaftsgesetzes

7 397/06 EntschlieBung des Bundesrates zur Einfliihrung eines bundesweit einheitlichen Basisfall-
wertes in Krankenhdusern

8 658/06 Entwurf eines Gesetzes zur Bekampfung des Dopings im Sport

9 659/06 EntschlieBung des Bundesrates zur Bekampfung des Dopings im Sport

10 623/07 Entwurf eines ... Gesetzes zur Anderung des Grundgesetzes

11 793/07 Entwurf eines ... Gesetzes zur Verbesserung der Position der Opfer im Strafverfahren —
... StPOANdG

12 76/08 Entwurf eines ... Gesetzes zur Anderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen

13 272/08 EntschlieBung des Bundesrates zur Bekampfung der illegalen Abfallentsorgung

14 406/08 EntschlieBung des Bundesrates, den 18. Mdarz zum nationalen Gedenktag zu Ehren des Ge-
burtstags der Demokratie in Deutschland zu erklaren

15 664/08 Entwurf eines Strafrechtsanderungsgesetzes — §§ 176, 179, 232 StGB (verbesserter Schutz
von Kindern vor sexuellem Missbrauch) — ... StrAndG

16 845/08 EntschlieBung des Bundesrates zur Vereinheitlichung des aktuellen Rentenwerts

17 266/09 EntschlieBung des Bundesrates zur Anderung der Richtlinie 98/44/EG tiiber den rechtlichen
Schutz biotechnologischer Erfindungen

18 271/09 Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Strafgesetzbuches

©)



	921. Sitzung
	Inhalt:
	Sitzung
	TOP 1 Haushaltsgesetz 2014 – Haushaltsbegleitgesetz 2014
	TOP 39 Wahl der Mitglieder der „Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe“
	TOP 7 Regulierung von Prostitution
	2, 11, 12, 15, 16, 19, 22 bis 32 und 38
	TOP 3 Bekämpfung von Steuerstraftaten im Bankenbereich
	TOP 4 Waffengesetz
	TOP 5 Wohnungsmietrecht
	TOP 33 Bundesfreiwilligendienst
	TOP 35 i.V.m. TOP 8 a) und b) Verbesserter Schutz von Kindern bei Nacktaufnahmen – Verbesserung des strafrechtlichen Kinder- und Jugendschutzes – Bekämpfung der Kinderpornografie
	TOP 6 Gentechnisch veränderte Pflanzen
	TOP 36 Bund-Länder-Kooperation in Verfahren vor EuGH
	TOP 37 Umsetzung der Energiewende
	TOP 9 Arbeitnehmer-Entsendegesetz
	TOP 10 Direktzahlungen-Durchführungsgesetz
	TOP 13 Fortentwicklung des Meldewesens
	TOP 14 Sukzessivadoption durch Lebenspartner
	TOP 17 a) und b) Jahresgutachten 2013/14 und Jahreswirtschaftsbericht 2014
	TOP 18 Obst, Gemüse und Milch in Bildungseinrichtungen
	TOP 20 Wertpapierfinanzierungsgeschäfte
	TOP 21 Erhöhung der Widerstandsfähigkeit von Kreditinstituten in EU
	TOP 34 Operationstechnischer Assistent – Krankenhausfinanzierungsgesetz

	Anlagen
	Anlage 1 – zu TOP 1 a)
	Anlage 2 – zu TOP 1 a)
	Anlage 3 – zu TOP 1 a)
	Anlage 4 – zu TOP 1 a)
	Anlage 5 – zu TOP 1 a)
	Anlage 6 – zu TOP 1 a)
	Anlage 7 – zu TOP 1 a)
	Anlage 8 – zu TOP 1 b)
	Anlage 9 – zu TOP 7
	Anlage 10 – zu TOP 7
	Anlage 11 – Umdruck 3/2014
	Anlage 12 – zu TOP 5
	Anlage 13 – zu TOP 33
	Anlage 14 – zu TOP 33
	Anlage 15 – zu TOP 10
	Anlage 16 – zu TOP 17 a) und b)
	Anlage 17 – zu TOP 34
	Anlage 18 – Aufstellung der nicht erledigten Landesinitiativen vor 17. WP






